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Reichsverſſcherungsamt ſ9lo.
W. Der vorjährige Geſchäftsbericht bringt nach vor-

läufigen Ermittlungen die Zahl der im Jahre 1910 ange-
meldeten Unfälle, die ſich auf 675 905 gegen 653 376 im
Jahr zuvor belief. Die Zahl der erſtmalig entſchädigten Un-
fälle betrug 132 718 gegen 136 441 im Jahre 1909. Somit wur-
den im Jahre 1910 bei mehr angemeldeten Unfällen za. 4000
weniger entſchädigt. Die verausgabten Entſchädi-
gungen (Renten uſw.) betrugen 165 277334 Mk. gegen
161 332 900 Mk. im Jahre 1909. Die Entſchädigungen wurden
gezahlt an: 915 968 Verletzte, 88 071 Witwen (Witwer), 118 660
Kinder und Enkel, ſowie 4377 Verwandte aufſteigender Linie
Getöteter. Daneben erhielten noch 14650 Ehefrauen (Ehe
männer), 32 338 Kinder und Enkel ſowie 244 Verwandte auf-
ſteigender Linie als Angehörige von Verletzten, welche in Heil-
anſtalten untergebracht waren, die geſetzlichen Unterſtützungen,
ſo daß 1910 insgeſamt 1 169 308 Perſonen Bezüge auf Grund
der Unfallverſicherung zugefloſſen ſind. Um die Rente, wie
über die Höhe derſelben, müſſen die Verletzten mitunter ſehr
lange ſtreiten. Berufungsfähige Beſcheide wurden 416 913 er-
laſſen. Die Geſamtzahl der bei den Schiedsgerichten in Unfall
ſachen anhängig gewordenen Streitſachen ſtellt ſich auf 118 398,
und zwar 72927 Berufungen und 40481 Anträge be-
treffs Erhöhung, Kürzung oder Entziehung der Rente. Mit den
vom Vorjahr übernommenen Streitſachen hatten die Schieds-
gerichte 129 161 Streitſachen zu bearbeiten. Erledigt wurden
davon 114 905, und zwar durch Entſcheidung des Schiedsgerichts
19 713 17,15 v. H. zugunſten des Rentenbewerbers, dagegen
83 972 73,08 v. H. zugunſten der Verſicherungsträger. Die
übrigen Streitſachen wurden entweder durch Zurücknahme der
Berufung oder des Antrages, durch Anerkenntnis; Vergleich
uſw. erledigt. Von den der Zuſtändigkeit des Reichsverſiche
rungsamts unterliegenden Schiedsgerichtsurteilen wurden 5451
völlig oder teilweiſe abgeändert, und zwar zugunſten der Ver

ſicherten 17,3, zugunſten der Verſicherungsträger 55,2 v. H.
Am häufigſten handelte es ſich beim Rekursverfahren um den

S 88 des Gewerbe-Unfallverſicherungsgeſetzes (Gewöhnung an
den Zuſtand uſw.). Hierauf entfielen 65,4 v. H. Nächſthäufig
ſind die Streitſachen, in denen es ſich um den Grad der Er-
werbsunfähigkeit handelte, nämlich 13 v. H. Um den Beweis
des Unfalles drehte ſich der Streit in 5,1 v. H., um die Frage,
ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Betriebsunfall und der
Erwerbsunfähigkeit anzunehmen war, in 7,0 v. H. und endlich
um die Frage, ob ein Unfall „beim Betriebe“ vorlag, in 3,9 v. H.
der Fälle.

Der Unfallverhütung wird beſondere Beachtung ge
ſchenkt und ſo iſt angeregt worden, die Arbeiter durch Vorträge
während der Dienſtſtunden in das Verſtändnis der Unfallver-
hütungsvorſchriften einzuführen, und ſie durch Belohnungen für
brauchbare Vorſchläge zur Unfallverhütung perſönlich zur Mit-

Die Zahl der techniſchen Aufſichts
beamten vermehrt ſich allmählich. Von den 66 gewerblichen
Berufsgenoſſenſchaften haben 62 ſolche Beamte angeſtellt, und
zwar 339; bei allen 48 land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſen-
ſchaften ſind dagegen nur 41 tätig. Von den der gewerblichen
Berufsgenoſſenſchaft unterſtehenden 707 393 Vetrieben wurden
1909 nur 221 911 revidiert. Die Zahl der Reviſionstage betrug
55 064. Davon entfielen 36 930 auf Betriebsbeſichtigungen,
8672 auf Lohnbuchprüfungen und 9462 auf die Kontrolle
der Rentenempfänger, ſowie auf andere Dienſtgeſchäfte.
Jn dem Geſchäftsbericht wird u. a. auch noch darauf hinge-
wieſen, daß das Reichsverſicherungsamt auf eine noch größere
Vereinfachung und Veſchlennigung des Geſchäftsverkehrs hin-
gewirkt habe. Die Erledigung der Rekurſe dauert aber nach
wie vor ſehr lange. So wurden von 25 880 eingelegten Rekurſen
und Anträgen im Jahre 1910 nur 8234 erledigt und 17 646 als
unerledigt in das Jahr 1911 übernommen. Um hier eine Eni-
laſtung des Reichsverſicherungsamts herbeizuführen, gedenkt
man nach der dem Reichstage vorliegenden Reichsverſicherungs-
ordnung eine Anzahl Streitſachen der Zuſtändigkeit des Reichs-
verſicherungsamts zu entziehen und damit die Rechtſprechung
für die Verſicherten noch mehr zu verſchlechtern.

Was nun die Jnvalidenverſicherung anbetrifft, ſo
liefen am 1. Januar 1911 überhaupt 1 034 060 Renten, nämlich
918 760 Jnvalidenrenten, 16 965 Krankenrenten und 98 335
Altersrenten. Die Entſchädigungen aus der Jnvalidenverſiche
rung werden auf etwa 196 Millionen Mark pro 10910 ver-
anſchlagt, die Einnahmen aus Beiträgen auf 192 Millionen
Mark, das Vermögen ſämtlicher Verſicherungsträger auf etwa
1660 Millionen Mark. Von dieſen Millionen entfällt allerdings
auf den einzelnen Rentenempfänger ſehr wenig, denn Monats
renten von 10—12 Mk. finden wir, namentlich auf dem Lande,
noch recht häufig. Außer den Renten kommt noch das Heil-
verfahren in Betracht, welches die Verſicherungsanſtalten
übernehmen können, aber nicht müſſen. Jm Jahre 1909 wurden
für das Heilverfahren 24,2 Millionen Mark ausgegeben, für
1910 ſtehen die Aufwendungen noch nicht feſt. Ende 1909 hatten
die Verſicherungsträger 37 eigene Lungenheilſtätten und 34 Ge-
neſungsheime. So konnten denn im Jahre 1800 bereits 57 v. H.
aller ſtändig behandelten Perſonen in den eigenen Heilſtätten
verpflegt werden. Den geſteigerten Aufwendungen entſprechen
auch die Erfolge der Heilbehandlung, und zwar nicht nur die
ſogenannten „Anfangserfolge“, ſondern auch die „Dauer-
erfolge“.

Eigene Jnvalidenhäuſer beſaßen 9 Verfſicherungs
träger, 4 Häuſer waren für Zwecke der Jnvalidenhauspflege

gemietet. Außerdem ſind 381 von Dritten unterhaltene An-
ſtalten zur Unterbringung von Pfleglingen benutzt worden.
Die Geſamtkoſten der Anſtaltspflege erreichten nach Abzug der
Erſtattungen den Betrag von rund 7605 630 Mk. gegen 645 681
Mk. im Vorjahr. Für den gemeinnützigen Woh-
nungsbau wurden 8 426 102 Mk. hergegeben, zur Förderung
der öffentlichen Geſundheitspflege 584000 Mk.
uſw. Nach einem Erlaß des Reichsverſicherungsamts vom Mai
1910 ſollen Darlehen auch für das Arbeiterwohnungsweſen

unter 32 Prozent nicht mehr hergegeben werden. Die Dar-
lehen für gemeinnützige Wohnungsbeſtrebungen ſind nun nach
einer vom Reichsverſicherungsamt aufgenommenen Statiſtik zu
folgenden Zinsſätzen angelegt: 395 190 Mk. unter 3 Prozent,
155 666 854 Mk. zu 3 Prozent und 126561 504 Mk. über
3 Prozent (von 316--4 Prozent).

Von ſämtlichen Verſicherungsträgern ſind 1910 insgeſamt
381 523 Beſcheide erteilt worden. Jn Jnvaliden- und Alters-
rentenſachen wurden 29 014 Berufungen eingelegt. Von den
durch Urteil der Schiedsgerichte erledigten Berufungen wurden
18,2 v. H. zugunſten der Verſicherten und 81,8 v. H. zugunſten
der Verſicherungsträger erledigt. Reviſionen wurden vom
Reichsverſicherungsamt 6143 erledigt, davon durch Urteil 5594.
Bei den 4756 Reviſionen der Verſicherten wurde das Schieds
gerichtsurteil in 4258 89,53 v. H. Fällen beſtätigt, eine völlige
oder teilweiſe Abänderung erfuhr das Urteil in nur 32 0,67
Fällen. Die 838 Reviſionen der Verſicherungsträger wurden
wie folgt erledigt: Urteil beſtätigt in 252 30,07 v. H., ab
geändert in 159 18,97 v. H. der Fälle. Somit haben die Ver-
ſicherungsträger überall, ſowohl in Unfall- wie in Jnvaliden-
ſachen, vor den Schiedsgerichten wie auch vor dem Reichsver-
ſicherungsamit am beſten abgeſchnitten. Die Verſicherten waren

zwar recht häufig durch Gewerkſchafts- reſp. Arbeiterſekretäre
vertreten; jedoch laſſen auch die Verſicherungsträger ſich die
Vertretung durch ihre Angeſtellten uſw. angelegen ſein.

Die Kontrolleinrichtungen ſollen auch erweitert
worden ſein. Bei ſämtlichen Anſtalten ſind 444 Kontrollbeamte
tätig. Jm Aufſichtsbezirke des Reichsverſicherungsamts ſind
rund 4,25 Millionen Verſicherte kontrolliert worden. An rück-
ſtändigen Beiträgen wurden dabei 1 172 200 Mk. ermittelt und
eingezogen. Hier ſehen wir alſo, wie viele Unternehmer noch
das Markenkleben zum Schaden der Verſicherten verabſäumen.
Deshalb mögen die Arbeiter auf die richtige Markenverwendung
ſelbſt mit Obacht geben, denn je höher die Marken und je mehr
verwendet werden, deſto höher iſt ſpäter die Rente

Um einen Grolchen!
Mit 162 gegen 155 Stimmen beſchloß der Reichstag,
den Heizern der Flotte von ihren bisherigen Ein

künften einen Groſchen täglich abzuziehen!
„Wenn von der zuſtändigen Stelle aus einmal befohlen

iſt, wie die Zulagenfrage geregelt werden ſoll, ſo hört die Un-
zufriedenheit ganz von ſelbſt auf.“ Mit dieſen
ſchon geſtern gewürdigten Worten hat der Staatsſekretär des
Reichsmarineamts, Herr v. Tirpitz, die Gewiſſensbiſſe jener
Abgeordneten zu betäuben verſucht, die ſich nach ſeinem
Wunſche anſchicken ſollten, dem Maſchinen-, Mechaniker- und
Heizerperſonal der Flotte 320 000 Mk. jährlich von ihren bis
herigen Zulagen zu ſtreichen. Ueber den Antrag der ſozial-
demokratiſchen Fraktion, die geſtrichenen 320 000
Mark wieder in den Etat einzuſtellen und den Heizern ihre
Einkünfte in der bisherigen Höhe zu belaſſen, iſt mittlerweile
in namentlicher Abſtimmung die Entſcheidung gefallen. Mit
162 gegen 155 Stimmen hat der Reichstag den ſozialdemokrati-
ſchen Antrag abgelehnt.

Bleibt es bei dieſer Ablehnung, worüber bei der dritten
Leſung des Etats endgültig entſchieden werden wird, dann
werden das Maſchinen-, Funkentelegraphen-, Artilleriemecha-
nikerz, Mechaniker-, Feuermeiſter- und Heizerperſonal vom
1. April 1911 ab für den Dienſt an Bord ſtatt der täglichen Zu-
lage von 20 Pf. nur noch 10 Pf. erhalten! So wird ge-
ſpart!

„Wenn die zuſtändige Stelle befiehlt, hört die Unzufrieden-
heit auf.“ Allerdings, die rund 15 000 Mann des Flottenper-
ſonals, die von dieſer Lohnreduktion betroffen werden,
müſſen ſchweigen, wenn ſie nicht mit dem Gefängnis oder dem
Zuchthaus Bekanntſchaft machen wollen. Für ſie iſt der mili-
täriſche Oberbefehlshaber die „zuſtändige Stelle“, vor der ſie
ſtramm ſtehen müſſen, mit den Händen an der Hoſennaht ohne
ein Wort des Widerſpruchs, ohne eine Miene der Unzufrieden-
heit. Aber der Befehl der „zuſtändigen Stelle“ ruht auf einem
Beſchluß der deutſchen Voltsvertretung, und für die Nachprü-
fung dieſes Beſchluſſes iſt das deutſche Volk, ſind die 14 Mi l-
lionen Wähler zuſtändig, die längſtens binnen Jah-
resfriſt an die Urne berufen werden müſſen. Für die Nach-
prüfung des Reichstagsbeſchluſſes iſt bis dahin die geſamte
Oeffentlichkeit zuſtändig, die Preſſe, die Verſamlmungen haben
das Recht und die Pflicht, ihr Urteil über ihn zu äußern. Für
die 15 000, deuen man den Mund verſchließt, um ihnen die
Taſchen auszuräumen, werden Millionen ſprechen. Keine „zu-
ſtändige Stelle“ der Welt kann den Schrei der Empörung
unterdrücken, der ſich namentlich in den Reihen der ſozialdemo-
kratiſch aufgeklärten und gewerkſchaftlich organiſierten Ar
beiterſchaft erheben wird!

Die Arbeiterklaſſe vertritt ihre eigenſte Sache, wenn ſie ſich
wie ein Mann erhebt, um dem Reichstage zuzurufen, daß es
ſeine Pflicht iſt, ſeinen abſcheulichen Beſchluß in der dritten
Leſung des Etats wieder auſzuheben. Es kann nicht geduldet
werden, daß der Reichstag, derſelbe Reichstag, der uns die 400
Millionen neuer indirekter Steuern aufgehalſt
hat, nun daran geht, dem Dienſtperſonal der Flotte den Lohn
zu kürzen und damit dem Unternehmertum ein Signal zur
allgemeinen Lohnreduktion zu geben.
iſt, iſt dem andern billig, und wenn das Reich Betriebskoſten
ſpart, indem ſie den armen Teufeln von Heizern einen Gro-
ſchen von der Löhnung abzieht, ſo kann man ſich nicht wundern,
wenn man es in induſtriellen Privatunternehmungen mit ähn-
lichen Praltiken verſucht. Nicht allein alſo das Gefühl für
Wohlanſtändigkeit und Gerechtigkeit, ſondern das eigene prole-
tariſche Jntereſſe zwingt die Arbeiter, die Sache der Heizer zur
ihrigen zu machen, und ſich mit dem geſchädigten Perſonal der
Flotte vollkommen ſolidariſch zu fühlen.

Hat die Sprache überhaupt Ausdrücke, um das Verhalten
dieſer Mehrheit zu kennzeichnen?! Jn einer Zeit, in der ge
rade infolge einer verkehrten volksfeindlichen Reichsgeſetz-
gebung die Koſten der Lebenshaltung ſprunghaft ſteigen, in
einer Zeit, in der ſich der König von Preußen eben wegen der
geſteigerten Koſten der Lebenshaltung eine jährliche Zulage
von 326 Millionen Mark bewilligen läßt, ſtreicht die kaiſer
liche Marineverwaltung im Einverſtändnis mit der Volksver-
tretung zehn Pfennig täglich von der Löhnung!

Die Erbſchaftsſteuer, die in England mehr als 500 Millionen
jährlich einbringt, hat man abgelehnt, obwohl das Reichsſchatz
amt ſich mit dem Zehntel der in England aufgebrachten
Summe begnügen wollte. Die Reichswertzuwachsſteuer hat
man verſtümmelt und verhunzt und hat die Steuerfreiheit der
Fürſten beſchloſſen. Bier, Tabak, Tee, Kaffee, Spi-
ritus, Glühkörper und Zündhölzchen hat man
durch Steuern verteuert, um die Finanzen des Reiches in Ord-
nung zu bringen. Den Soldaten verweigert man aber
trotzdem die längſt verſprochene Aufbeſſerung ihrer Löhnung!
Und nun krönt man das Werk, indem man den Heizern einen
Groſchen täglich von ihrem wohlverdienten Lohn abzieht!

Es gibt kein Wort, das ſo aufrüttelnd, ſo auſpeitſchend wir-
ken würde, wie dieſe ſchamlos nackten Tatſachen!

Für die Plünderung der Heizer ſtimmten die Konſervativen,
die Reichspartei, die Polen und das Zentrum, abgeſehen
von einigen chriſtlichen Arbeiterführern“, denen aus nahelie-
genden Gründen Fraktionsdispens erteilt wurde. Die Minder-
heit ſetzte ſich in der Hauptſache aus Sozialdemokraten,
Fortſchrittlern, Nationalliberalen und Mitgliedern der Wirt-
ſchaftlichen Vereinigung zuſammen.

Wir kommen ſelbſtverſtändlich auf die Einzelheiten dieſer
denkwürdigen Abſtimmung noch zurück, damit jedem Ab-
geordneten des ſchwarzblauen Blocks auch Ge-
legenheit gegeben werde, ſein Verhalten vor
ſeinen Wählern zu verantwor ten.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 16. Februar 1911.

Militäriſches Allerlei.
Bei der Weiterberatung des Militäretats in der Budget-

kommiſſion wurde bekannt gegeben, daß die Geſamtaus-
gaben für das Reichsheer im nächſten Jahre einſchließlich
der Neuſorderungen 791 320 823 Mk. betragen werden. Lebhafte
Kritik fand die Gepflogenheit vieler Beamter, die Reſerve-
offiziere ſind, ſich jedes Jahr freiwillig zu einer militäriſchen
Uebung zu melden, um, wie der Zentrumsabgeordnete Speg
erklärte, ſich vom Dienſt als Beamter drücken zu
können. Die Uebungskoſten für Reſerveoffiziere ſteigen durch
dieſe offenbar von der Militärverwaltung begünſtigten frei-
willigen Uebungen recht beträchtlich. Bei einer Forderung von
neuen Unteroffiziersſtellen für die Bezirkskommandos wies Ge
noſſe Schöpflin darauf hin, daß in den Bezirkskommandos
Zeit und Mannſchaften dazu verwendet würden, politiſche
Schnüffeleien zu beſorgen. Der Kriegsminiſter erklärte,
„nur“ wenn es ſich um Beförderungen handele, würden Er-
hebungen über die politiſche Haltung der in
Frage kommenden Mannſchaften veranſtaltet. Genoſſe Noske
ſtellte feſt, daß der Kriegsminiſter die politiſche Schnüffelei in
den Bezirkskommandos zugegeben habe.

Bei dieſer Gelegenheit wurde auch die Frage der Verſorgung
der Militäranwärter erörtert. Der Reichsverbands-
general v. Liebert animierte die bürgerlichen Parkeien und
die Regierung, die Reichsverſicherungsordnung ſo zu geſtalten,
daß die Militäranwärter in ſehr großer Zahl in
den Kaſſen der einzelnen Verſicherungszweige Unterkommen
fänden, um dort als ſtaatserhaltende Elemente
wirken zu können. Genoſſe Schöpflin nagelte dieſen
Verſuch des Abg. v. Liebert feſt und wies darauf hin, daß ſeine
Befolgung nur dazu führen würde, die Kaſſen durch gewalt-
ſame Zuführung ungeeigneter Elemente ſchwer
zu ſchädigen und die Politik in dieſe Jnſtitute hineinzu
tragen. Der Kriegsminiſter ſprach ſeine Freude über die An
regung Lieberts unverhohlen aus, gegen die nur noch die Frei
ſinnigen einen allerdings etwas ſchwachen Proteſt erhoben. An
genommen wurde eine Reſolution Srzberger, die den Reichs
kanzler erſucht, eine Aenderung der Zivilverſorgung der Mili
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täranwärter vorzubereiten und ihre Anſiedlung auf dem Lande
zu erwägen.

Kataſtrophenpolitik.
Einer Parteikorreſpondenz entnehmen wir:
Die Deutſche Tageszeitung gibt zu, daß die Rechte des Reichs

tags bei den nächſten Wahlen an die 50 Sitze verlieren kann.
wenn der Liberalismus ihr ſeine Hilfe verſagt, und trotzdem
treibt der Führer der Konſervativen, Herr v. Heydebrand, die
Nationalliberalen förmlich mit Peitſchenhieben in die Oppo-
ſition. Der brüske Angriff, den er am letzten Dienstag im Ab-
geordnetenhauſe (wie wir geſtern ausführlich berichteten. Red.)
unternahm, entſprang ſicherlich nicht der Stimmung eines
Augenblicks, ſondern einem wohlüberlegten Plan. Er war als
politiſche Aktion großen Stils gedacht und wird als ſolche auch
allgemein in der Preſſe aufgefaßt.

Die konſervative Parteileitung arbeitet zurzeit mit voller
Abſicht gegen alle Verſuche, die darauf abzielen, die geriſſenen
Fäden zwiſchen den beiden alten Kartellparteien wieder anzu-
knüpfen. Die Konſ. Korr. faßt die Ergebniſſe der Beratungen
des konſervativen Fünfzigerausſchuſſes in einem Artikel zu-
ſammen, der die kriegeriſche Aufſchrift trägt: Klar zum Ge-
fecht! und mit folgenden Worten ſchließt:

Die Schwierigkeiten der Lage und die Kampfesweiſe unſerer
Gegner werden es nötig machen, von früher beobachteten
Praktiken hie und da abzuweichen, wo das Ziel erreicht wer-
den ſoll, nicht bloß unſer Parteiintereſſe rück-
ſichts los wahrzunehmen, ſondern wo es ſich eben-
falls empfiehlt, mit unſern Gegnern „von Bebel bis Baſſer-
mann“ gebührende Abrechnung zu halten.

Die konſervative Sache kann und wird nicht
untergehen. Sie verlangt aber, daß jedermann vom
erſten bis zum letzten ſeine Schuldigkeit tut.

Ganz auf denſelben Ton iſt ein Artikel der Kreuzzeitung
geſtimmt, in dem die Kriegserklärung des Parteiführers an die
Nationalliberalen geradezu mit Jubel begrüßt wird. V. Heyde-
brands Rede ſei „eine vollſtändige und klare Abrechnung mit
dem Baſſermannſchen Nationalliberalismus“ geweſen. Heyde-
brand habe den beiden nationalliberalen Rednern „ſo
wuchtige Schläge zu koſten gegeben, wie ſie noch
ſelten zwiſchen bürgerlichen Parteien aus-
geteilt worden wären. Aber, „wer nicht hören
will, muß fühlen“.

Damit bekennen ſich alſo die Konſervativen ihren früheren
Kartell- und Blockbrüdern gegenüber zu dem Grundſatz, den ſie
fälſchlich den Sozialdemokraten zuſchrieben: „Willſt du nicht
mein Bruder ſein, ſo ſchlag ich dir den Schädel ein!“ Nur daß
die konſervativen Drohungen mit dem Schädeleinſchlagen heute
gar nicht mehr ſo bitter ernſt zu nehmen ſind, wie ſie gemeint
ſein möchten. Bei den Wahlen werden die Junker ſehr wenig
Gelegenheit finden, „wuchtige Schläge“ auszuteilen, da werden
ſie ſelber, wie ſie wohl wiſſen, die ſchönſten Hiebe beſehen. Wie
müſſen wohl die konſervativen Führer den Mannesmut der
nationalliberalen Herrſchaften einſchätzen, wenn ſie glauben,
ihnen jetzt noch durch bramarbaſierende Redensarten imponieren
zu können.

Jn der freiſinnigen Preſſe und bei jenem Teil der National-
liberalen, die den Kampf gegen rechts will, herrſcht über die
Kriegserklärung des Herrn v. Heydebrand große Zufriedenheit.
So hofft der Hannov. Kurier, daß ſich nunmehr auch die weiter
rechtsſtehenden Elemente des Nationalliberalismus zu einer
antikonſervativen Politik bekehren werden eine Hoffnung,
die allerdings nicht mit den materiellen Tatſachen rechnet, die
die Schwerinduſtrie mit dem ländlichen Brotwucherer- und
Ausbeutertum verbindet. Ganz unglücklich und ent-
ſetzt iſt man über die neueſte Wendung der
Dinge im Regierungslager, wo man alle ſchönen
Pläne, die Nationalliberalen mit Hilfe ihres ſcharfmacheriſchen
rechten Flügels zum ſchwarzblauen Block hinüberzuziehen,
grauſam durchkreuzt ſieht.

Die Konſervativen treiben Kataſtrophenpolitik. Sie rechnen
mit einer nicht aufzuhaltenden furchtbaren Niederlage bei den
Reichstagswahlen und mit einem gewaltigen Sieg der Sozial-
demokratie. Dann glauben ſie unter dem Druck des roten

Schreckens von Preußen ausdie Reichsverfaſſung
umſtürzen zu können. Bei der Ausführung des erſten
Teils ihres Programms kann ihnen geholfen werden, über den
zweiten wird ſpäter geredet werden. Für heute genügt es
zu wiſſen, wohin die Fahrt gehen ſoll.

Bethmanns Stiefkinder-Rede.
Jm feinſten Hotel Berlins (Adlon) hatten am Mittwoch

abend die Großagrarier, genannt Deutſcher Landwirt-
ſchaftsrat“, ihr üppiges Feſtgeſchmauſe. Selbſtverſtändlich
fehlte der gehorſame Fridolin, der ſozuſagen Reichskanzler
Bethmann nicht. Nachdem die Tafelei ſchon recht vorge
ſchritten, erwarteten die Junker auch wieder die übliche
Liebesrede auf die „Landwirtſchaft“, die denn der herr-
liche Denker Bethmann auch redete. Er ſprach von den Stief-
geſchwiſtern (wobei er alle Geſellſchaftsklaſſen meinte),
die ſich wieder vertragen müßten. Die ganze Rede ſoll nach
telegraphiſchen Meldungen wie folgt gelautet haben:

Zuerſt gab Graf Schwerin-Löwitz in ſeiner Tiſchrede ſeiner
Genugtuung darüber Ausdruck, daß der Reichskanzler
v. Bethmann Hollweg und der Landwirtſchaftsminiſter ſich auf
eine Oeffnung der Grenzen für den Jmport ausländiſchen
Viehs nicht eingelaſſen hätten und rief zum Schluß zur
Verteidigung der ſchutzzöllneriſchen Wirt-
ſchafts politik auf. Darauf ſagte der Reichskanzler von
Bethmann Hollweg: Die Worte, in denen Graf Schwerin-
Löwitz der Vergangenheit gedacht und in die Zukunft geblickt
hat, waren getragen von froher und mutiger Zuverſicht. Solche
Worte er friſchen doppelt zu einer Zeit, wo der Markt des
Lebens eigentlich nur von Stimmen unzufriedenen
Mißmutes widerhallt. Jch bin dem Grafen Schwerin-
Löwitz insbeſondere dankbar für die unumwundene Anerken-
nung daß die Preiſe einiger Fleiſchſorten im vorigen Jahre
eine ungeſunde Höhe erreicht haben, die weite Schich-
ten des Volkes in beklagenswerter Weiſe belaſten. Mit
den üblichen Schlagworten von der gagrariſchen Profitgier oder
dem Fleiſchnotrummel iſt die Sache nicht getan. Am letzten
Ende ſchließt ſie ſich in der Frage zuſammen, ob die deutſche
Landwirtſchaft ihre Viehhaltung vergrößern, verbeſſern und
konſtanter geſtalten kann. Sie kann es nur, wenn ſie einen
kräftigen und nachhaltigen Seuchenſchutz genießt. Wer heute
vorurteilsfrei die landwirtſchaftliche Entwicklung Deutſchlands
überblickt, der muß vor allen einſehen, daß dabei kein Er-
werbsſtand, weder Landwirtſchaft noch Jnduſtrie noch Handel,
weder Arbeitgeber noch Arbeiter Stiefkind geweſen
iſt, darum ſollten auf allen Seiten Gegenſätzlichkeiten ſchwin-
den, wie ſie unter Stiefgeſchwiſtern vorkommen. Jn Deutſch
land gibt es Gott ſei dank weder eine politiſche noch eine
geiſtige Mainlinie mehr, aber an ihrer Stelle hat ſich die
andere Mainlinie zwiſchen den Beſitzenden und Nichtbeſitzenden
mehr und mehr vertieft. Dieſe werden wir zwar nicht zu-
ſchütten, aber wir werden ſie überbrücken können und
müſſen, und zwar werden wir den Klein- und Mittelbeſitz ver-
mehren. Die deutſche Landwirtſchaft, ſie lebe hoch, hoch, hoch!

Da die Rede eine feſtliche Tafelrede war 10 Sorten Wein
wurden bei der Tafelei getrunken! ſo darf man ſich nicht
wundern, daß der tiefe Denker behauptete, auch die Arbei-
ter ſeien nicht das Stiefkind der Geſellſchaft. Die Agrarier
fordern dieſe Meinung von ihrem politiſchen Geſchäftsträger.
Brav iſt, daß ſelbſt in der heiteren Feſtſtimmung die Erkennt-
nis der Tatſache nicht verſchwand, daß ſich die Kluft zwi-
ſchen Beſitzenden und Nicht beſitzenden mehr und
mehr vertieft genau wie es die Sozialdemokratie in
ihrem Erfurter Programm ſagt. Nur meint Bethmann und
die Agrarier natürlich, daß ſich die Kluft deshalb vertieft habe,
weil die Arbeiter immer „begehrlicher“ geworden
ſeien. Daß die Ausbeutung brutaler geworden, daß die Reichen
immer mehr Reichtum aus der Arbeit herausgepreßt, daß die
Beſitzenden ſteuerſcheu bis auf die Knochen ſeien, das darf Beth-
mann nicht den Junkern ſagen. Und es beſtand ſeine Weis-
heit nur darin, zu empfehlen, den „Kleinbeſitz“ zu vermehren.
Selbſt wenn man aber Milliarden dafür aufwenden wollte,
bliebe es ein Tropfen auf einem heißen Stein. Denn für

einen künſtlich „groß gepäppelten Klein beſitzer bringt
die raſend dahinbrauſende Entwicklung tauſend neue
Proletarier hervor. Und für dieſe Klaſſen der Geſellſchaft
hat man keine anderen Mittel als: Niederhaltung durch Knebel-
geſetze. Sie bleiben die Stiefkinderl

Kartoffelzoll!
Selbſt der Zolltarif von 1902 hat die Kartoffel unverſteuert

gelaſſen, weil ſeine Urheber die Empfindung hatten, daß dieſe
Nahrung der Aermſten nicht verteuert werden dürfe, wenn
man nicht geradezu leichtſinnig die Gefahr einer Revolte her-
aufbeſchwören will. Ueber dieſe „Lücke“ des Zolltarifs beklagen
ſich aber unſere Agrarier ſchon lange, und am letzten Mittwoch
hat denn auch der Vorſitzende des Bundes der Landwirte,
Frhr. v. Wangenheim, im Deutſchen Landwirtſchaftsrat
einen Vorſtoß zugunſten der Einführung eines Kartoffelzolles
gemacht. Herr v. Wangenheim rühmte die Leiſtungen der
Landwirtſchaft auf dem Gebiet der Kartoffeltrocknerei und der
Schweinezucht, dann fuhr er fort:

Aber, wenn für unſeren Kartoffelbau die unbegrenzte
Möglichkeit der Ausdehnungsfähigkeit beſteht, ſo droht ihm
doch eine ganz ſchwere Gefahr. Es iſt nur nicht möglich ge-
weſen, bei Beſchluß des letzten Zolltarifs auch nur einen ganz
minimalen Kartoffelzoll abgeſehen von dem auf Maltag-
kartoffeln durchzudrücken. Wir äußerten ſchon damals
die Befürchtung, daß eine große Menge ausländi-
ſcher Kartoffeln, namentlich aus Rußland und Böh-
men, eingeführt werden würde. Tatſächlich ſind unſere Ve-
fürchtungen eingetreten.

Wenn nach den Wünſchen des Grafen Rantzau den Kulis
freier Jmport gewährt, nach den Wünſchen des Freiherrn
v. Wangenheim die ausländiſche Kartoffelzufuhr unterbunden,
der Preis von Speiſekartoffeln wucheriſch in die Höhe getrie-
ben iſt werden ſich unſere Junker erſt am Ziele wiſſen. Und
faſt könnte man wünſchen, ſie wären ſchon ſo weit! Denn
ſchließlich muß es doch eine Grenze geben, an der auch die
Geduld der Geduldigſten reißt!

Es wird „leider“ nicht genug geſoffen.
Die Kreuzzeitung muß die Branntweinſteuer gegen den

Mißmut der konſervativen Wähler ſelbſt verteidigen, was be-
kanntlich bei ihren Liebesgaben für die Schnapsbrenner kein
leichtes Werk iſt. Auch daß Brennſpiritus jetzt nur in Liter-
flaſchen beſtimmter Form abgegeben werden darf iſt den
Leſern des Junkerblattes anſcheinend unangenehm aufge
ſtoßen. Die Kreuzzeitung ſucht nun in einem langen, aber
beweisunkräftigen Artikel die Zweckmäßigkeit all dieſer Steuer-
maßregeln gegen das Volk und für die Junkertaſchen darzu-
tun. Uns intereſſiert an den Schmerzensſchreien des konſer-
vativen Zentralorgans nur der Schmerz über den Rückgang
des Branntweinkonſums. Da heißt es:

Die Verbrauchsabgabe macht ungefähr 400 Prozent der
durchſchnittlich nach Abzug der Betriebsauflage ermittelten
Herſtellungskoſten aus. Aus der Höhe des Anſchlages erhellt
ohne weiteres, daß die Möglichkeit einer Ausdehnung des
Trinkverbrauchs ganz außerordentlich niedrig zu ver-
anſchlagen iſt. Seit der letzten, mit dem 1. Oktober 1909
durchgeführten Erhöhung der Verbrauchsabgabe hat der Ab-
ſatz für Trinkzwecke um etwa 30 Millionen Liter im Jahre

etwa 15 Prozent nachgelaſſen. Wieviel von dieſem Rück
gang im Laufe der Zeit einzuholen ſein wird, iſt eine zwar
für das Brennereigewerbe außerordentlich wichtige, leider
aber in völliges Dunkel gehüllte Frage.

Leider kann alſo die Kreuzzeitung den Branntwein-
brennern keine Garantie geben, daß in Zukunft wieder mehr
Schnaps geſoffen wird. Hoffentlich wirkt ſogar, ſetzen wir
ihrer Auffaſſung entgegen, der Schnapsboykott der klaſſen-
bewußten Arbeiter immer kräftiger und für die Junker fühl-
barer. Vielleicht vergeht ihnen dann ſogar der Galgenhumor,
der jetzt noch die Kreuzzeitung zu dem Schluſſe anregt:

Zunächſt leidet das Brennereigewerbe genau ſo wie die
Spirituoſeninduſtrie noch einſeitig unter der erſten Wir-
kung des neuen Steuergeſetzs, dem Rückgange des Trink-

Nachdr. verb.t Was iſt Rubm?
Roman von Max Kretzer.,

Jm vergangenen Sommer hatte er von dem Direktor des
Zoologiſchen Garten die Erlaubnis erwirkt, auch in Ton ſeine
Studien treiben zu dürfen und ſo war er ſchon in aller Frühe
zur Stelle, wenn das Publikum noch ſeinen Zutritt hatte oder
doch erſt ſpärlich ſich in den Gängen verlor. Es waren Junge
im großen Käfig, die ihre poſſierlichen Sprünge machten. Und
wenn dann der mächtige Löwenvater im Sande ſich ſtreckte, auf
dem Rücken lag, oder manchmal vor Langeweile zu einem letzten
Gähnen den Rachen aufriß, die Tatzen noch erhoben zum Koſen
mit den Sprößlingen, die ſoeben über ihn hinweggeſetzt waren,
dann brachte Kempens Fingerfertigkeit reiche Ernte. Er hatte
ſich mit dem Raubtierwärter gut befreundet, der nicht nur
Modellierbock und unterbrochene Arbeit aufhob, ſondern ihm
auch ſonſt gefällig war, ſobald es ſich darum handelte, die
Tiere aus ihrer Trägheit aufzurütteln. Bei der Morgen-
fütterung, wenn die Beſtien Blut witterten, tat er dem Künſtler
den Gefallen, ſie mit den Fetzen Fleiſch ein wenig zu reizen,
bis in den kleinen Katzenaugen die ganze Grauſamkeit erwachte
und der große Nubier ſich gegen die Eiſenſtäbe bäumte, Krallen
und Hauer zum Fütterer gewandt. Auch in dieſem Winter
noch nahm Kempen die Gänge wieder nach dem langen, ſchma-
len Raum des Raubtierhauſes auf, wo mit der Wärme der
Heizung ſich jene ſcharfe Ausdünſtung wilder Tiere miſchte,
die ſo unangenehm in die Naſe ſticht, und die man doch mit
einer gewiſſen Behaglichkeit wie etwas Seltenes einziebt, un-
gefähr wie die Gerüche einer fremden, ſeindlichen Welt, vor
deren Gefahren man ſich ſicher weiß.

Das Ergebnis all dieſer Studien war ein ganzes Skizzen-
buch voll raſch hingeworfener Zeichnungen, waren Augenblicks-
aufnahmen und eine Unmenge Tonſkizzen: Köpfe, Rumpfteile
und Gliedmaßen willkürliche Abgeriſſenheiten eines großen
Körpers in den verſchiedenſten Bewegungen, deren Verwertung
der Laie kaum begriff. die Kempen jedoch mit einer gewiſſen
Aengſtlichkeit allmählich nach Hauſe trug, ungefähr wie ein
liebender Vater die verirrten, mit Mühe aufgefundenen Kind-
lein, die ſeinem beſorgten Herzen erſt Ruhe geben, wenn ſie
alle beiſammen ſind.

Der Kerl fehlte noch, der Kämpfer, dem man auch in ruhiger
Haltung den Athleten anſehen konnte. Aber Kempen entdeckte
ihn eines Tages in einem Reſerviſten, der im Herbſt vom Mili-
tär entlaſſen worden war und noch keine richtige Beſchäftigung
hatte erlangen können. Klopſch, der Krüppel, der ein paarmal
im Atelier aufgetaucht war, um nach ſeinem warmen Plätzchen
auszuſpähen, hatte Pempen darauf gebracht. Er wiſſe da
einen Menſchen, der augenblicklich Hungerpfoten ſauge und
ſeine Schlafſtelle nicht bezahlen könne, trotzdem er ein Paar
Mustkeln habe, auf denen er einen halben Zentner tanzen laſſen
könnte, wenn dies Geſchäft nicht auch ſchon ſo herunter wäre.
Er möchte auch etwas höher hinauf, womöglich „mang die
Kunſt, wo es immer wat zu ſehen“ gäbe. Wenn die Herren

ihn nur während des Winters behielten, zum Frühjahr würde
er wieder in ſein „Kaff“ gehen, zum Alten, der eine Kate da
um Lübben herum habe.

Kempen ließ Anton Sörgel kommen und behielt ihn, einen
hübſch gewachſenen Burſchen mit offenem Geſicht und braunem
Schmalzhaar, der ſich während ſeines Drills bei den Alexan-
dern Schliff angeeignet hatte und bei jeder Gelegenheit lächelte,
auch dann, ſobald gar keine Veranlaſſung dazu vorlag. Man
fütterte ihn durch und ließ ihm ſein Bett bei dem Kutſcher
im Vorderhaus aufſchlagen, weil man ihn zugleich als Fakto-
tum anſtellen wollte. Jn aller Frühe kam er, machte Feuer,
brachte das Atelier in Ordnung und ſtand dann Modell; und
als er eines Tages ſein Kochtalent bewies, nutzte man das
aus Billigkeitsgründen aus und ließ ihn Suppenfleiſch aufſetzen
und gehörig ſchmurgeln, ſobald man hin und wieder das Be-
dürfnis fühlte, den „Kneipenfraß“, wie Kempen ſich ausdrückte,
durch eine ſolide Hausmannskoſt zu erſetzen.

Die Künſtler ſind ein eignes Völkchen, das, wenn es einmal
im Arbeitskittel ſteckt, ſich der größten Bequemlichkeit hingibt
und mit dem Beſcheidenſten vorlieb nimmt, nur um die Stun-
den ausnutzen zu können. Die Tage werden jetzt wieder länger;
man hielt es alſo mit dem leeren Magen bis zum Abend nicht
aus. Dem zähen Kempen behagte dieſe neue Wirtſchaftsord-
nung. Lorenſen jedoch fiel bald davon ab, denn Le er
nicht mehr zu ſorgen brauchte, war ihm ein neues Lebenslicht
aufgegangen. Die Monatsrate kam in einem Scheck an, den
er ſelbſt einzulöſen ging. Faſt jedesmal brachte er dann allerlei
Leckerbiſſen mit, woran ſich ſeine Zunge mit der Zeit gewöhnte.
An einem erſten tauchte er in eleganten Lackſtiefeln auf, die er
ſich gleich im Geſchäft angezogen hatte; vunte Krawatten
flogen auf den Tiſch, dazu neue Glacéhandſchuhe. Und als er
den Rock auseinanderklavpte, klopfte er auf eine punktierte
Seidenweſte, mit der er ſich in einem Sportladen ſofort ge-
ſchmückt hatte. Er fing an, ſich zu moderniſieren, einen Stich
ins Gigerlhafte zu bekommen, worüber er ſich ſelbſt früher
luſtig gemacht hatte und was der trockne Hamburger ganz be-
ſonders haßte.

Kempen hatte viel Urſache, zu knurren und gelegentlich ſeine
Anzüglichkeiten an den Mann zu bringen; ſchließlich aber fraß
er alles in ſich hinein mit der Zurückgeſchraubtheit des beſon-
nenen Mannes, der dem Nächſten um ſo mehr alles gönnt, weil
er das Glück ins Haus gebracht hat. Am Ende waren das auch
unſchuldige Dinge, die kein Vermögen verſchlangen, höchſtens
nur zur unrechten Zeit ſich zeigten.

Lorenſen, der das alles von der leichten Seite auffaßte, hatte
immer dasſelbe Wort bereit: „Ja, Hermann, das ſeh' ich doch
gar nicht ein, daß wir jetzt nicht mal 'n bißchen protzen ſollen.
Wir müſſen doch endlich aus dem Zigeuner raus, nun, wo es
ſo weit iſt.“ Und dann kam der ewige Salm von dem „reprä-
ſentieren müſſen“, der ihm ſehr geläufig geworden war. Trob-
dem überließ er nach wie vor die Kaſſe Kempen, der jetzt jedes
Geldſtück dreimal umdrehte und keine Neigung zeigte, in die-
ſelben Fußtapſen zu treten, weil ja, wie er biſſig bemerkte,
eine ſeidene Weſte ſchon genug für beide ſei.

Als Lorenſen dann an einem Geldtag erſt ſpät am Abend
nach Hauſe kam, weil er Grete Schlemmer getroffen und ſich

mit ihr vergnügte Stunden beim feurigen Wein bereitet hatte
(was er dem Freunde wohlweislich verſchwieg), hielt es Kempen
für beſſer, von jetzt ab den Weg zur Bank mitzumachen unter
der Ausrede, er möchte auch einmal gut eſſen, wodurch er aber
aus dem Regen in die Traufe kam, denn Lorenſen na' i ihn
beim Wort und ſetzte den Kellner derartig in Bewegun,, daß
die Sache nicht billiger wurde.

Auch ſonſt ließ ſich Lorenſen manchmal einen kleinen Verrat
an der Freundſchaft zuſchulden kommen, was dann Kempen
in ſeiner komiſch wirkenden Art ſehr niederträchtig fand.
Waren die erſten üppigen Tage im Monat vorüber, dann
durfte Kempen wieder den Allmächtigen ſpielen, der erſt nach
Ack. und Weh mit den notwendigſten Groſchen hervorrückte.
Der Blonde jedoch kehrte ſich nicht daran, denn er hatte ſeine
Hilfsquellen. Manchmal, wenn die Brühe im Atelier zu lang

eraten war, verſchwand er plötzlich unter dem Vorgeben, zum
arbier zu wollen. Dieſer Gang dauerte dann aber regel-mäßig ſo lange, daß Hempen ürſache hatte, Verdacht zu

ſchöpfen, was ſich denn auch ſpäter mit Schrecken beſtätigte.
Lorenſen ging dann jedesmal in ein nahes Reſtaurant, wo es
Wiener Küche gab, und a ſich dort erſt gründlich ſatt, wobei
er dann zum Schluß in Apfelſtreußel mit Schlagſahne oder in
Torlen ſchleckerte, wofür er immer einen empfänglichen
Gaumen gehabt hatte. Regelmäßig pumpte er dazu den bie-
deren Sörgel an, der ſein Modellgeld auf die hohe Kante legte,
weil er ebenſo knauſerig wie Kempen war, aber mehr für den
luſtigen Lorenſen übrig hatte, der ihm ſtets heimlich alles reich-
lich verzinſte.

Das Schönſte dabei war, daß Kempen ſich dagegen nicht
wehren koennte; denn erſtens brauchte er dieſen patenten Ker!,
und zweitens durfte er durch ein ſtrenges Verbot der außer-
ordentlichen Darlehen den Freund nicht bloßſtellen. So faßte
er alſo in die Taſche und beſchränkte ſich nur darauf, dem Fakto
tum eine kleine Standrede zu halten und zu Lorenſen den
Wunſch zu äußern, er möchte ſich doch nächſtens an ihn wenden,
worüber aber dieſer ſowohl wie der „ſchöne Anton“ mit der
nötigen Zurückhaltung lachten. Sörgel, der ſeinen ihm von
der Schlemmer beigelegten Spitznamen nicht ohne eine gewiſſe
Eitelkeit trug, vergaß bei dieſer Art Heiterkeit niemals, zu
dem Stück Spiegelſcherben zu greifen, das verwaiſt auf einem
Wandbrettchen lehnte und das er zehnmal am Tage zu Hilfe
nahm, um ſich von dem Glattſitzen ſeines pomadiſierten Schei-
tels und von dem Vorhandenſein ſeines erſt ſpät keimenden
Schnurrbärtchens zu überzeugen.

Derartige kleine Plänkeleien zwiſchen den Freunden, die faſt
zum Tagesbedürfnis geworden waren, hatten aber niemals
ernſte Folgen. Kempen und Lorenſen waren eben zwei Gegen-
ſäte, die ſich mit Notwendigkeit anziehen mußten, weil die
Stärke des einen der Schwäche des andern zur Ergänzung be-
durfte. Jeder war für ſich ein ganzer Kerl, und weil ſie das
gegenſeitig zur Genüge erprobt hatten, kamen ſie vortrefflich
euſammen aus.

Cine andere Welt hätte ſich hineindrängen müſſen, mit
neuen Erſcheinungen, mit anderen Geſetzen, um die ihrige aus
der gewohnten Bahn zu bringen. Aber an dieſes Wunder
glaubten ſie beide nicht. (Fortſ. folgt.)



erbrauchs. Das billig abwägende Urteil wird deshalb an
erkennen müſſen, daß das Brennereigewerbe und im weiteren
Sinne die Landwirtſchaft ihr reichliches Teil von den Laſten
der vorjährigen Finanzreform aufgebürdet erhalten hat.

Weil alſo die Arbeiterſchaft infolge der Finanzreform den
Schnaps boykottiert hat und den Junkern dieſe ſoziale Tat
an ihren großen Portemonnaies fühlbar wird, darum dra-
pieren ſie ſich jetzt als Patrioten, die bei der Finanzreform
große Opfer fürs Vaterland gebracht haben. Aber ſo raſch
vergißt das Volk doch nicht die ſchamloſe Steuerſcheu der
Liebesgabenſchlucker und Ausfuhrprämienerſchleicher. Der
Schnapsboykott, der freilich die Agrarier härter trifft als die
Staatsſteuern, die ſie doch hinterziehen, iſt gar nicht nach ihrem
Wunſche, und wenn es nach den „Patrioten“ ginge, müßte in
Deutſchland viel mehr Schnaps geſoffen werden. Aber „leider“
(1) wird nichts daraus, weil die Arbeiter nicht auf die Kreuz-
zeitung hören.

Deutſches Reich.
Die Verfaſſung für Elſaß-Lothringen. Die Reichstags

kommiſſion beſchloß am Mittwoch folgenden S 2:
An der Spitze des Bundesſtaats ſteht ein Statthalter, der

vom Kaiſer unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers auf
Vorſchlag des Landtags ernannt iſt. Die Ernennung erfolgt
auf Lebensdauer.

Bei der Geſamtabſtimmung über den 8 2 in dieſer Faſſung
wurden 21 Stimmen dafür und 6 Stimmen dagegen abge-
geben. Dafür haben Zentrum, Fortſchrittler, Nationalliberale
und Sozialdemokraten geſtimmt, dagegen Konſervative und
Reichsparteiler.

Die Sozialdemokraten hatten beantragt: „Der
Statthalter wird mit abſoluter Mehrheit auf fünf Jahre vom
Landtage gewählt und kann auf Mehrheitsbeſchluß ſchon
vor Ablauf dieſer Zeit abberufen werden.“ Der Antrag wurde
mit allen gegen die Stimmen der Sozialdemokraten abg e-
lehnt.

Die beleidigte Majeſtät. Am Dienstag verurteilte die
zehnte Strafkammer des Berliner Landgerichts J den Redak-
teur Wieſenthal vom Deutſchen Metallarbeiter, dem
Organ der lokalorganiſierten Metallarbeiter in Berlin, wegen
„Majeſtätsbeleidigung“ zu ſechs Monaten Gefängnis.
Wegen angeblicher Gefährdung der öffentlichen Ordnung
wurde die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen auch die Vertreter
der Preſſe wurden ausgeſchloſſen. Jn den Nummern 35 bis

37 des Deutſchen Metallarbeiter hatte ſich Wieſenthal unter
der Ueberſchrift Von Gottes Gnaden mit der Königsberger
Gottesgnadenrede beſchäftigt und darauf hingewieſen, daß der
herrliche Gottesgnadenſtandpunkt weder hiſtoriſch noch ſtaats-
rechtlich begründet ſei. Oberſtaatsanwalt Preuß beantragte
ein Jahr Gefängnis; die Ausführungen der Artikel ſeien in
der „Abſicht der Ehrverletzung“, „böswillig und mit Ueber-
legung“ getan worden. Rechtsanwalt Heine führte den Nach-
weis, daß es ſich lediglich um eine Kritik der kaiſerlichen
Aeußerungen handle. Von Böswilligkeit könne keine Rede
ſein. Trotzdem erfolgte die Verurteilung zu ſechs Monaten
Gefängnis.

Und da ſchwätzen die liberalen Herrſchaften, ſie hätten wäh-
rend ihrer konſervativen Blockehe den Majeſtätsbeleidigungs
paragraphen „gemildert“.

Die Vorſtellung der Notleidenden im Sportpalaſt. Am
Montag findet die vom Bund der Landwirte alljährlich ver
anſtaltete Notſtands- Vorſtellung ſtatt, diesmal nicht im Zirkus
Buſch, ſondern im Berliner Sportpalaſt. Der Name ſagt
hier bereits alles! Referenten ſind: Freiherr v. Wangenheim,
Dr. Roeſicke, Dr. Hahn und ein Schornſteinfeger aus Breslau.
Weiter ſorgen u. a. die Bundesgrößen: Aus dem Winkel, Dr.
Oertel und v. Oldenburg-Januſchau für Erheiterung des
Publikums.

Frankreich.
Durand frei!

Den vereinten Anſtrengungen des Deputierten Meu-
niers, der ſozialiſtiſchen Abgeordneten und anderer gerecht
denkender Männer Frankreichs und vor allem der Proteſt
bewegung der franzöſiſchen Arbeiterſchaft iſt
es gelungen, den Gewerkſchaftsſekretär Durand, das Opfer
kapitaliſtiſcher Rachgier, aus dem Gefängnis zu befreien! Die
eingeſetzte Reviſionskommiſſion trat am Mittwoch vormittag
im Juſtizminiſterium zuſammen, um die Akten des Falles
Durand zu prüfen. Am Schluß der Sitzung entſchied der
Juſtizminiſter, nachdem er in Kenntnis von den von der Kom-
miſſion gezogenen Folgerungen geſetzt worden war, die Akten
an den Kaſſationshof zu überweiſen und ordnete durch ein
Telegramm an die Generalſtaatsanwaltſchaft in Rouen die
Freilaſſung Durands an. Als Durand von dem Befehl, ihn
aus der Haft zu entlaſſen, in Kenntnis geſetzt wurde, weigerte
er ſich zunächſt, das Gefängnis zu verlaſſen, da er in eine
Jrrenanſtalt eingeliefert zu werden fürchtete.
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Habre, 16. Februar. Durand wurde geſtern bei ſeinem
Eintreffen auf dem Bahnhof in Havre von einer großen An-
zahl Delegierten des Arbeiterſyndikats ſowie
der Liga der Menſchenrechte lebhaft begrüßt. Jm
Volkshaus fand eine Verſammlung der Arbeiterpartei ſtatt,
an der mehr als 3000 Perſonen teilnahmen. Durand
wurde einſtimmig zum Präſidenten ernannt. Er erklärte,
daß die endgültige Freiſprechung durch ein neues
Schwurgericht das einzige Ziel ſei, auf das er hinſtrebe,
da er ſich mit der einfachen Kaſſierung nicht begnügen werde.

Rußland.
Der Kampf um die Freiheit der Hochſchulen.

Der Kampf der ruſſiſchen Studenten wird mit ungeſchwäch-
ter Kraft fortgeführt. Zurzeit läßt ſich noch kein genaues
Bild der Proteſtbewegung im ganzen Reiche geben. Wo die
Hochſchulen noch nicht geſchloſſen ſind, werden die Vorleſungen
nur von einem kleinen Häuflein von „Akademiſten“ beſucht.
Jn Odeſſa, der Hochburg des echtruſſiſchen Terrors, finden
die Vorleſungen in der Univerſität unter militäriſcher
Bedeckung ſtatt. Wie von dort berichtet wird, ſind in der
Univerſität auf allen Gängen Poliziſten aufgeſtellt, die jeden
Schritt der Studenten überwachen. Jn beſonderen Verzeich-
niſſen wird die Ankunftszeit eines jeden Studenten notiert.
Aus Petersburg wird berichtet, daß Stolypin die Schließung
der Hochſchulen unter allen Umſtänden verhindern will.
Er ſchreckt zu dieſem Zweck vor keiner Brutalität, vor keiner
Repreſſion zurück, unbekümmert um die Folgen, die dieſe
Gewaltpolitik für die Hochſchulen und die Studentenſchaft
haben muß. Die Regierung hat verfügt, daß alle relegierten
Studenten und Studentinnen ſofort nach den entfernteſten
nördlichen Gouvernements deportiert werden, und um-
gekehrt, daß alle, die von den Behörden auf adminiſtrativem
Wege ausgewieſen wurden, von den Hochſchulbehörden relegiert
und des Rechtes verluſtig erklärt würden, in eine andere
ruſſiſche Hochſchule einzutreten. Nach annähernden Schätzungen
auf Grund der Preßberichte beläuft ſich die Zahl der verhafte-
ten, ausgewieſenen und relegierten Studenten ſchon jetzt auf
za. 2000, und täglich kommen neue Nachrichten von Maſſen-
verhaftungen und Maſſenausweiſungen unter den Studieren-
den hinzu. Das Moskauer Studentenorgan, Stimme der
Studentenſchaft, charakteriſiert den Kurs der Regie
rung mit folgenden Worten: „Man unternimmt jetzt eine
chirurgiſche Operation, die den Tod des Organismus ſelbſt
nach ſich ziehen muß Es wird von nun ab keine Studenten-
verſammlungen, keine Demonſtrationen geben, da es nunmehr
keine Studentenſchaft geben wird

Auch gegen die liberalen Profeſſoren wird jetzt mit
größter Strenge eingeſchritten. Die echtruſſiſchen Scharf-
macher verlangen, daß nicht nur die Sludenten, ſondern auch
die Profeſſoren verbannt werden. General Tolmatſchow,
der Selbſtherrſcher von Odeſſa, hat den Univerſitätsrektor
beauftragt, die „radikalen“ Profeſſoren davon in Kenntnis zu
ſetzen, daß diejenigen, die nicht rechtzeitig die Vorleſungen
wieder aufnehmen, unverzüglich aus gewieſen werden
würden! Zu ſpät erkennen die liberalen Profeſſoren, daß ſie
durch ihre bisherige Haltung der Re aktion nur Vorſchub
geleiſtet haben. Anſtatt den Vergewaltigungen der Regierung
mannhaften Widerſtand zu leiſten, erwieſen ſie ſich nur mutig
im Kampfe gegen die Studenten, die von ihnen feige im Stiche
gelaſſen wurden. Jetzt bleibt ihnen natürlich nichts anderes
übrig, als den Kreaturen Stolypins das Feld zu räumen.
Daß dadurch eine enorme Verſchärfung der Univerſitätsfrage
erzielt werden wird, liegt auf der Hand.

Der Sumpf.
Die Unregelmäßigkeiten, die Senator Neidhard in dem

Reſſort für Brückenbauten aufgedeckt hat, wachſen ins
Ungeheuerliche. An dieſem Korruptionsſkandal iſt in
erſter Linie die Petersburger Stadtverwaltung
beteiligt. Durch aufgegriffene Telegramme erfuhr man, daß
die Rutzki-Eiſenwerke allein, um den Auftrag für den
Brückenbau über die Weichſel zu erhalten, 6 Millionen Rubel
(12 Millionen Mark) an Beſtechungsgelder verteilt (1) hat. Die
Moskauer Abteilung der Rutzki-Werke wurde von Soldaten
umzingelt. Die Hausſuchung dauerte den ganzen Tag. Am
meiſten bloßgeſtellt ift bisher der Vorſitzende des Petersburger
Reviſionskomitees, Da ndre.

Amerika.
Die Partei der „Jnſurgenten“.

Die „Jnſurgenten“ im Lager der republikaniſchen Partei
haben ſich unter dem Namen einer National Republican Pro-
greſſive-League eine Organiſation geſchaffen, bei deren am
23. Januar vollzogenen Taufe 9 Bundesſenatoren, 13 Bundes-
abgeordnete, 6 Staatsgouverneure und zahlreiche ehemalige
Regierungsbeamte, darunter der von Taſt gemaßregelte
frühere Bundes-Oberforſtmeiſter Pinchot, Gevatter geſtanden
haben. Als ihren allgemeinen Zweck bezeichnet die „republika-
niſche Fortſchrittsliga“ die „Förderung der Volksherrſchaft und
fortſchrittlicher Geſetzgebung“. Die in dem kundgegebenen Pro
gramm aufgeſtellten Einzelforderungen erheben ſich nirgends
über einen bloß formal- politiſchen Radikalismus. Jn dem
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Kasparek, ſämtlich in Halle.
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allgemeinen Teil des Programms wird zwar noch die Frage
der Zolltarifreviſion aufgeworfen, aber nur, um mit der wenig
beſagenden Bemerkung beantwortet zu werden, daß der Tarif
gleichmäßig den Produzenten wie den Konſumenten gerecht
werden müſſe. Trotzdem die Liga ſich zu keiner klaren und kon
ſequenten Stellungnahme gegen die Raubzöllnerei auf-
ſchwingen kann, iſt doch die ganze Bewegung, die ſich jetzt zu
organiſieren begonnen hat, als die Aeußerung einer Klaſſen
ſcheidung innerhalb der alten republikaniſchen Partei zu be-
trachten, in deren Schoß ſich das Farmertum und die bürger-
lichen Mittelklaſſen des Weſtens gegen den hochſchutzzöllneri
ſchen Jnduſtrie-Feudalismus des Oſtens erhebt. Das aktuelle
Ziel der Liga iſt aber offenbar die Verhinderung einer zweiten
Präſidentſchaft Tafts.

Der Handelsvertrag mit Kanada
wurde am Dienstag vom Repräſentantenhaus in Waſhington
mit 181 gegen 92 Stimmen angenommen, nachdem ein
Antrag, den Vertrag an den Ausſchuß zurückzuverweiſen, um
noch mehrere Artikel auf die Freiliſte zu ſetzen, mit 191 gegen
114 Stimmen abgelehnt worden war.

Türkei.
Ein verluſtreiches Gefecht

fand, wie aus Saloniki berichtet wird, am Dienstag auf
dem Kriegsſchauplatze in Arabien ſtatt. Auch Jnanjahia
hatte einen blutigen Kampf mit den Türken, in dem die
Araber dreihundert und die Türken hundert Mann ver-
loren. Ein Teil der arabiſchen Streitkräfte iſt von
Sanaa in der Richtung auf Hodeida abgerückt, wo immer
neue Scharen von Arabern eintreffen und die Straßen beſetzen.
Unter den Arabern herrſcht die Cholera, der Geſundheits-
zuſtand der Türken ſoll gut ſein.

Aus der Partei.
Brutaler Mandatsraub.

Jn Mühlhauſen i. Th. wurden bei der letzten allgemei-
nen Stadtverordnetenwahl ſechs ſozialdemokratiſche
Kandidaten gewählt. Dem bürgerlichen Klüngel ging
dies wider die Rechnung und die ſechs ſozialdemokratiſchen
Mandate wurden für un gültig erklärt. Nach erbittertem
Kampfe fand am Mittwoch die Neuwahl ſtatt. Für die ſozial
demokratiſchen Kandidaten wurden 1220 Stimmen das ſind
300 Stimmen mehr wie bei der letzten Wahl abgegeben.
Der vereinigte bürgerliche Miſchmaſch ſiegte jedoch mit 1368
Stimmen.

Abends fand eine impoſante Demonſtration gegen
die Mandatsräuber ſtatt.

Reichstagskandidatur.
Der ſechſte badiſche Kreis (Lahr-Wolfach) hielt am

Sonnabend Konferenz in Wolfach ab, die ſich auch mit der
Aufſtellung eines Kandidaten befaßte. Die Lahrer Genoſſen
empfahlen als Kandidaten ihren Landtagsabgeordneten
Monſch-Offenburg; der Vertreter des Landesvorſtandes
Hahn Mannheim und der Parteiſekretär Engler-Freiburg be
fürworteten die Kandidatur des Genoſſen Saue r-Karlsruhe.
Letzterer wurde mit 18 gegen 14 Stimmen aufgeſtellt. (1907
erhielten Stimmen: Zentrum 11 495 Fortſchritt 7804, Sozial
demokrat 2427.)
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h Direktor u. Besitzer: Paul Bläthgon.
Sensatlons Gastspiel Lotte Sarrow!

h i Eh ech jn Veberall ausverkauft!e II. Erfolg phänomenal!
c Hierzu das neue Pracht-Programm:

ee Madame Juliette's Seolöwen!
W Triumph der Dressur. W

T Madame Juſiette debutierte vor Sr. Majestäl dem deutschen Kaier.
Les Averönos, komischer Drahtsoilakt.

r Georg Schindler, Mundharmonika-Virtuosse.Jenny Jeanette, beste Soubrette.
Dagmar Dunbar, engl. Sang und Tanz.
Max Marzoiti, prolongiert. Neue Sehlager!
The Windmoutens, komische Radkahrer.
Flora-Truppe, Marmor-Gruppen. Nen!

3 Der Biograph, lebende Photos.Keine erhöhten Preise! Anfang 8 Uhr.ſ Partei Pan
Zweigverein Halle a. S.

e Sonntag, 19. Februar,Landsberg vorm. 11 Uhr in Landsberg
Gollunag im Lokale des Herrn Moss,

Tagesordnung
1. Vortrag.
3. Wahl der Vertraueunsleunte.

Kollegen
daß ein jedes Mitglied mit großem Jntereſſe und Eifer dafür ſorgt,
daß dieſe Verſammlungen gut beſucht werden.

m rn

Seeben Sonnabend, 18. Februar
Gutenberg abends 8 Uhr in Seeben
Sennewitz im Lokale des Herrn Richter

r Gemeinſame eW Hanne
2. Beitragsfrage. e

Zu dieſen wichtigen Verſammlungen iſt es Pflicht,

F nſſſd n 9
W

J v

n

Herr Hauptlehrer Hoppe in Ditters- F
M bach schreibt am 4. Januar 1910:

„Seit 17 Jahren litt meine Frau an
Luitröhrenkatarrb, daß man glaubte, es ſtgehe zu Endoe. Alle ähnlich Teidenden v an
werden ja wissen, was das für Tage und Sperſell Derrösen Patfenten

besonders für Nächte sind. len.W Mit gutem Gewissen t ich de u ewpfeh
tigen, daß meine Frau vollständig, unzwar aul billige, einfache und wenig zeit- fatt vänrich zend. Zahnriehen

ranbende Weise ihre Gesunäheit Wieder M.
J

R 5

e

32 T

erlangt hat. Wir sagen Ihnen unseron
verbindlichsten Dank fir Ihre Mühbe-

t i waltung u. werden Sie bestens empfehlen.
Herr A. Lichmerowiez in Berlin schreibt

am 12. August 1910:
e 8 m hierdurch, dab ichd du n Ihre h ten von meinem

o hrigen Asthtnaleiden vollstäudig ge- r
6 heilt bin und seit Herbst 1900 keinen a

e B. i kfall atte.“
e Derertige Resultate werden täglich 8

W aus allen Gesellschaftskreisen gemeldet.
Leiden Sie an Husten, Atemnot, Aus-

S wurt zähen Schleimes, Stechen auf Brust
S und Rücken Druck in den Schulter-

S blättern, Nachtschweiß, ölter kalten Han-
den und Füben, Blutspucken, pfeifenden ſ
und scel anurrenden Geräuschen in der c

Brust. oft heftigem unregelmäbigen Herz--
sch! z verbunden mit starkem Angst-

J gofi hl. mangelhaftem Schlaf, schlechterVordauung etc. ete, so verlangen Siee sofort meine neuesto, mit Vorwort e

S eines als K reisphvsikus geprüften Arztes

d 8Be un G une

mit Kautschukplatto unbe-
rechnet, unter Garantie für
guten Sitz und Brauchbarkeit.

Sperzialität:
Gaumenloser Zahn Ersatz,
Kronen- u. Brückenarbeiten.

Reform Zahn Praxis,
Carl Rudolph,

Abteilung Halle,
48 Steinweg 48.
Deutschlands grösstes zahn-
technisches Untornehmen.

t versohene Broschüre. Sie J nen c S 20 Flllalen in Deutschland.

Be zugesandte vrollständig gratis n e
en rzeeentegeurhKa e non Holsteiner z

h h Be z à 10 Pfd. Probe- n M 3.405
a S S e e e z Pahnsendongen Pfä. 0.325

d oerv. Voigt, Kiel

direktor Wackwltz in Kötzschenbroda S Vor

S Die Orts Verwaltung.ſotad en bende ind San D.

Filiale Halls a. S.Sonnabend d. 18. Februar abends S'/ uhr

in der Goldenen Kette,

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

Schuchard, Leipzig.

Um n u
5 Gewerkſchaftliches.

Er Sorſtand.
e

Eilenburg
e

d. 18. Februar im Tivoli ſtatt. Das Komitee.

versammlung.
Freitag d. 17. Febrnar 5

im Tivoli
2

Sonneber 18. Febrnar
Tivoli(Ehlbeier Verbond

Wahd ſered r. ſ. n
h S., 9. u. I0. Biästrilat.
h Sonnabend den 18. Februar abends S Uhr
d im AVenten Dreier“, Weeſeburgerſtraſze

Familien-Angehörigen, auch Mitglieder anderer Diſtrikte, ſehen ent-

n gegen Wie Distrikts Leitangen.
AUrb. Rad Verein landehert

Alter Markt 11:

m S.
r
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in

Vortrag des Kollegen

äſchtung, Metaſſarbeiter!
Der beſchloſſene Kappenabend findet Sonnabend

Sozialdemokr. Wahlverein
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Landrat una Polizei.
Aus dem preußiſchen Dreiklaſſenhauſe.

Am Mittwoch wurde das ſchmerzensreiche Kapitel „Lan d
räte“ verhandelt, aber die Beratung verlief ſehr ruhig. Die
temperamentvolle Aufzählung ſkandalöſer Landratsſtreiche, die
Genoſſe Leinert gab, konnte die bleierne Landratskammer
natürlich ebenſowenig aufregen, wie die Klagen der Polen und
die wackere Rede des 80jährigen Träger, der den ſchmach-
vollen Fall der galiziſchen Dienſtmagd beſprach, über die
brutale Polizeiwillkür acht Monate Haft verhängt hat.
Erſt als Leinert vom „Reichslügenverband“ ſprach,
brachte Leben in die Bude und Leinert zwei Ordnungsrufe.
Herr v. Kröcher fand, daß man einen Verein, dem auch Mit-
glieder des Houſes angehören, keinen Lügenverband heißen
dürfe, was man ſich für die Zukunft merken wird.

Nun folgte das löbliche Kapitel Poli zeiverwaltung
von Berlin und Umgegend. Es war eine großartige
Rede, in der Genoſſe Liebknecht mit Jagow, Dallwitz und
ſeinen Leuten abrechnete. Der Miniſter antwortete, daß über
die Lockſpitzelei ja der Vorwärtsprozeß entſcheiden werde, daß
der Mitarbeiter unſeres Pariſer Parteiorgans, Dr. Halbwachs,
vom Polizeipräſidenten „mit Recht“ ausgewieſen worden ſei
und daß man die Tätigkeit der beiden Volksbühnen durchaus
anerkenne. Was aber nicht ihre Unterſtellungen unter die Ge
walt des zum preußiſchen Generalzenſor anvancierten Jagow
hindert! Den aufgelöſten Jugendorganiſationen ſagte die er-
habene Exzellenz noch Aufreizung zum Klaſſenhaſſe nach.

Zwiſchendurch häkelten und räkelten ſich noch die Konſer-
vativen und Nationalliberalen, um ſich ſchließlich gegenüber
der Sozialdemokratie doch wieder zu vertragen. Aus dem Be
richt geben wir folgendes wieder

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält das Wort
Abg. Dr. Friedberg (natl.): Abg. Baſſermann hat nicht

die Reichsfinanzreform einen Raubzug auf die Taſchen des
Volkes genannt, ſondern er hat nur von einem Beutezug der
land wirtſchaftlichen Großbrenner geſprochen, alſo die Aeuße-
rung lediglich auf die Branntweinſteuer bezogen. (Lachen
rechts.) Jch erwarte, daß Herr von Heydebrand ſeine Beſchuldi-
gung zurücknehmen wird. (Bravol! b. d. Natl.)

Abg. Leinert (Soz.)
Durch die vom Miniſter vorgelegte Statiſtik iſt feſtgeſtellt,

daß die Mehrzahl der Landräte adeli g ſind und daß es keinen
Landrat aus Ha. werks- oder Arbeiterkreiſen gibt. Eine
Statiſtik der Verteilung der adeligen Elemente auf die ein-
zelnen Provinzen würde zweifellos beweiſen, daß es im Often

faſt ausſchließlich adelige Landräte
gibt. Die zum Teile berechtigten Klagen über mangelnde
Dienſtaufwandsentſchädigung ſind mit auf den Bau von wahren
Paläſten zurückzuführen. Wir proteſtieren gegen eine Er
höhung der Entſchädigungen zur Befriedigung von privatem
Luxus. Von altpreußiſcher Einfachheit wird hierbei nicht mehr
geſprochen. Vielfach wird Arbeitern der Aufgang zum Land-
ratsamt nur über die Hintertreppe geſtattet. Jn den Kreis-
tagen und Kreisausſchüſſen überwiegt ausſchließlich der
agrariſche Einfluß.

Wir fordern Vertretung der Arbeiter in ihnen.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Durch Nichtbeſtätigung ſchließen die
Landräte Sozialdemokraten von den Schulvorſtänden aus, weil
der Schulvorſtand „vaterländiſche“ und „gottesfürchtige“ Ge-
ſinnung unter der Schuljugend zu pflegen habe. (Sehr richtig!
rechts.) Nein, die Schule hat die Kinder für den Kampf ums
Daſein vorzubereiten! (Sehr richtig! b. d. Soz.) Wir prote-
ſtieren gegen die Auslieferung der Schule an die Landräte. Auf
die von mir neulich vorgebrachten Uebergriffe von Landräten
iſt der Miniſter bisher nicht eingegangen. Beim

z Mansfelder Bergarbeiterſtreik
fragte der Landrat die Leute, ob ſie dem Bochumer Verband
angehörten, warum ſie ſtreiken uſw. Die, welche Soldaten ge
weſen waren, ermahnte er, getreu ihrem Fahneneid „treu zu
Kaiſer und Reich“ zu ſtehen und ſich nicht am Streik zu
beteiligen. (Zuruf b. d. Soz.: Unerhörte Anmaßung!)
Jn Bunzlau mußte ein Meiſter einen organiſierten Arbeiter
auf Befehl des Landrats maßregeln. (Hört, hört!) Ein Land
rat hat der mecklenburg-pommerſchen Schmalſpurbahn den Bei-
tritt zum Hanſabund verboten. Die Landräte verſenden konſer
vative Flugſchriften als amtliche Druckſachen portofrei.
Der Miniſter hat die Pflicht, die Landräte anzuweiſen, daß ſie
unter Parteiaktionen nicht ihren Titel als königlicher Landrat
ſetzen dürfen. Jhre Förderung der Kriegervereine unter Be-
nutzung der amtlichen Portofreiheit und in amtlicher Eigen-
ſchaft iſt

ein Betrug der Poſtverwaltung
und ein Mißbrauch der Dienſtgewalt. Die Parteitätigkeit der
Landräte wird gefördert durch ihre Tätigkeit als Vorſitzende
der Steuerkommiſſionen. Als Landrat Eckert-Winſen ſich in
dieſem Hauſe für die Gleichberechtigung der Sozialdemokratie
ausſprach, hat ihm die Deutſche Tageszeitung Treubruch gegen
den König vorgeworfen. Kein Wunder, daß die meiſten

Landräte Mitglieder des Reichslügenverbandes
ſind. Wenn auch Herr von Bethmann Hollweg die Saal-
abtreiberei der Landräte als Amtsmißbrauch bezeichnet hat, ſo
kommen ſolche Fälle in Maſſen vor. Als einer unſerer Ge-
noſſen von dem Amtsvorſteher in Winzigerode die An-
meldebeſcheinigung für eine Wählerverſammlung haben wollte,
erwiderte dieſer: „Sie ſind wohl verrückt geworden, ich werde
Sie als ſozialdemokratiſchen Agitator genau aufs Viſier
nehmen.“ Auf den Hinweis unſeres Genoſſen, daß die Amts-
vorſteher nichts zu genehmigen, ſondern nur zu be-
ſcheinigen haben, wurde er aus der Amtsſtube geführt.
Den ſich beſchwerenden Genoſſen wies der Landrat mit den
Worten ab: „Nehmen Sie ſich in acht, Sie roter Bruder, es
iſt gut, daß ich Sie kenne. Jn meinem Kreiſe gibt es überhaupt

keine Verſammlungen.“ Dann verweigerte der Wirt auch das
Lokal. Bei der Ausweiſung aus ländiſcher Ar-
beiter wird ohne jede Menſchlichkeit verfahren. Wegen Be
ſuchs einer Verſammlung wurde ein Arbeiter ausgewieſen,
trotzdem ſeine Frau hoch ſchwanger war. Die Landräte üben
auch geheime Geſinnungserforſchung aus. Geſetzesüber-
tretungen der Gemeinden verhindern die Landräte aber nicht.
Das Urteil im Falle des Landrats Schröder-Berleburg iſt
rechtskräftig geworden, aber der Miniſter ſchweigt. Zwei Be
amte, die als Zeugen unter Eid pflichtgemäß ausſagten, ſind
inzwiſchen „im Intereſſe des Dienſtes“ verſetzt worden. (Hört,

hört!) Ein entmündigter Landrat iſt immer noch im Amte.
Auch bürgerliche Parteien klagen über die Wahlbeeinfluſſungen
der Landräte, mögen ſie doch mit uns einen Antrag einbringen,
der dem vorbeugt. Jetzt iſt es Zeit, für eine wirklich geheime
Wahl zu ſorgen. Der Miniſter hat die Landräte rückhaltlos
gedeckt. Die Miniſter des Jnnern ſind ja zumeiſt frühere Land
räte. Landräte, Regierungs und Oberpräſidenten bilden eine
große Familie, in der die Landräte der mächtigſte und gefähr-
lichſte Faktor ſind. Wir fordern Schutz der Volksrechte gegen
Landratswillkür. (Lebhafter Beifall b. d. Soz.)

Abg. von Woyna ſfreikonſ., ſelber ein Landrat): Nicht
unter der Fuchtel der Landräte, ſondern unter der der Sozial-
demokratie ſeufzt unſer Volk. Die Bekämpfung der Sozial
demokratie iſt eine ſeilbſtverſtändliche Pflicht der Landräte. Die
Landräte müſſen parteipolitiſch auftreten, wenn der
Friede in Gefahr iſt, wie z. B. durch die Bauernbundsagitation
in Hannover. (Bravo! rechts.)

Ein Schlußantrag wird angenommen, das Kapitel bewilligt.
Abg. Hirſch (Soz.) (perſönlich): Die Notiz, daß das Buch

von Stephan Reumann vom Reichsverhand herausgegeben
wurde, iſt unwiderſprochen durch die Preſſe gegegangen. Das
weſentliche iſt, daß jene Schrift gegen die Sozialdemokratie auf
Koſten der preußiſchen Steuerzahler vom Regierungspräſiden-
ten bezogen wurde.

Abg. Leinert (Soz.): Der Reichsverband gegen die So-
zialdemokratie iſt ein Reichslügenverband zur Verleumdung
der Sozialdemokratie. Präſident v. Kröcher ruft den Redner
zur Ordnung.) Jch bin ſprachlos, daß der Reichslügen-
verband durch den Präſidenten dieſes Hauſes geſchützt wird.
(Präſident v. Kröcher ruft den Redner zum zweiten Mal zur
Ordnung.)

Beim Kapitel
Polizeiverwaltung von Berlin

führt
Abg. Dr. Liebknecht (Soz.) aus: Gegenüber den An-

griffen Hirſchs auf den Berliner Polizeipräſidenten mag der
Herr Miniſter gedacht haben: „Was ſoll ich Armer dazu
ſagen (Sehr gut! bei den Soz.) „Großmütigkeit“ iſt es,
wenn der oberſte Beamte in Preußen ſich für die Kritik eines
armen Ausländers durch Ausweiſung rächt, wie im Fall
Dr. Halbwachs. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Herr von Jagow
hat den Miniſter reſtlos in Schutz genommen. Jetzt ſoll Herr
von Jagow ſogar Generalzenſor für ganz Preußen werden.
Der Herr Polizeiminiſter (Präſfident v. Kröcher: Der
Herr iſt Miniſter des Jnnern.) Der Poligzeiminiſter
(Präſident v. Kröcher: Jch nehme an, daß Jhnen das Wort nur
entfahren iſt. Der Herr iſt königlicher Staats und
Miniſter des Jnnern! Bravo! rechts.) Der Miniſter
hat ſich zu den Angriffen meines Kollegen Hirſch gegen die
kleinliche Behandlung der Freien Volksbühne in Verlin nicht
geäußert. Die

freien Jugendorganiſationen
in Berlin und Charlottenburg ſind aufgelöſt worden, weil
ſie politiſche Tendenzen verfolgten. Nun ſind aber andere Ju-
gendſportvereine uſw. doch ſicher in politiſchem Sinne tätig,
wenn ſie „vaterländiſche“ Zwecke verfolgen. Das iſt aber bei
der Berliner Polizei nicht politiſch. Sind Organiſationen zur
Heranziehung zielbewußter Konſervativer, Nationalliberaler
nicht auch politiſch? An ihnen nehmen aber ſogar hohe Ve-
amte teil, man löſt ſie daher nicht auf. Es gibt eben

in Preußen ein Meſſen nach zweierlei Maß.
Wie Hunde werden die unteren Polizeiorgane auf die un
politiſchen Jugendorganiſationen gehetzt. Eine Verſamm-
lung, in der aus Treitſchke vorgeleſen werden ſollte, wurde
mit Waffengewalt aufgelöſt. Der Nationale Jugend-
bund aber friſtet ſein Daſein unter den Fittichen des Polizei
präſidenten und in ſeiner Potsdamer Filiale wurde ungehin-
dert ein Vortrag über Weltpolitik gehalten. (Hört, hört!
bei den Soz.) Man kann nichts beſſeres tun, um die Jugend
der freien Jugendbewegung zuzuführen, als eine ſolche Be-
kämpfung und eine ſolche ſchamloſe Proklamation des Grund
ſatzes, daß es in Preußen zweierlei Recht gibt. (Sehr richtig!
bei den Soz.) Jn Berlin ſtellt ſich die Polizei in den ſchärfſten
Gegenſatz zum Volke. Jeder Demonſtration des Volkes gegen-
über nimmt die Polizei den Standpunkt ein, der Leu iſt los!
Iſt das nicht lächerlich angeſichts der anerkannten Diſziplin
der Berliner Arbeiterſchaft, die ſich wiederum bei dem Begräb-
nis Singers bewährt hat? Trotz dieſer glänzenden Selbſtdiſzi-
plin wird die Arbeiterſchaft von der Berliner Polizei

wie eine gefährliche Horde wilder Tiere behandelt.
Der Ton in unſeren Verſammlungen iſt aber immer noch viel
beſſer, als der in Zentrumsverſammlungen. Jn England und
in Amerika würde man über eine ſolche Engherzigkeit der Po-
lizei nur den Kopf ſchütteln. Allerdings hat dort das Volk
auch Einfluß auf die Auswahl der Polizei, während ſich Berlin
einen Polizeipräſidenten aufolktroyieren laſſen muß, der von
den Bedürfniſſen Berlins keine Ahnung hat. (Sehr gut!
bei den Soz.)

Und nun zu Moabit.
Wegen kleiner Unordnungen wurden Attacken geritten. Aus
Charlottenburg wurde Polizei zugezogen, ohne daß für ein
organiſches Zuſammenwirken mit der Berliner Polizei geſorgt
wurde. Das Schlimmſte war aber, daß man auch noch die
politiſche Polizei eingreifen ließ, ohne daß die uniformierte
Schutzmannſchaft davon Kenntnis hatte. (Hört, hört! bei den
Soz.) Man hat jedenfalls in überlegter Weiſe

das unſaubere Handwerk der Lockſpitzelei
der unverantwortlichen politiſchen Polizei überlaſſen. Jch be-
haupte, daß der Polizeipräſident ganz genau weiß, daß in
Moabit Lockſpitzelei von ſeinen Kreaturen ausgeübt wurde.
(Sehr wahr! bei den Soz.) Der Miniſter ſtützte ſich auf Be-
richte derſelben Polizei, in deren Schoße 1907 Fälſchungen von
Akten vor Gericht öffentlich feſtgeſtellt wurden, derſelben Poli-
zei, der heute noch ein Herr von Schöne angehört, der einen
ruſſiſchen Untertanen

zum Vaterlandsverrat verleiden
wollte. Die Entlaſtungszeugen der Polizei wurden zu Bla-
magen für die Polizei und zur Stütze für die Verteidigung.
Der Polizeipräſident mußte ja an die öffentlicho Mildtätigkeit
appellieren, um überhaupt Zeugen für die Polizei aufzu-
treiben.

Sogar Herr von Zedlitz übt ſchon Kritik an der Berliner Poli-
zeiverwaltung, wie unter aller Kritik muß ſie da ſein. (Sehr

gut! b. d. Soz.) Trotz alledem dankt der Miniſter den Polizei
präſidenten. Die Reden des Herrn von Jagow ſind
eine Provokation an die Polizei auf Wiederholung ihrer Taten
und trotzdem gelingt es nicht, den Miniſter zu ſeiner Pflicht
gegenüber dem pflichtwidrigen Polizeipräſidenten zu rufen.
(Unruhe rechts.)

Präſident von Kröcher ruft den Redner zur Ordnung.
Abg. Dr. Liebknecht: Als die Moabiter Unruhen be

gannen, verbot der Polizeipräſident das Waffentragen ohne
Waffenſchein, das macht den Eindruck, als ob die Bevölkerung
entwaffnet werden ſollte, weil man bereits wußte, daß es Zu-
ſammenſtöße mit der Polizei geben könnte! Nicht die ſozial-
demokratiſche Preſſe, ſondern die Polizeipreſſe iſt unausgeſetzt
geſpickt worden mit bösartig irreführenden Nachrichten durch
Polizeiberichte. Wir verlangen ein Geſetz zur Entſchädigung
von unſchuldig durch die Polizei Verletzte. Wir erwarten, daß
der Berliner Polizeipräſident bei dem bevorſtehenden Prozeß
des Vorwärts nicht etwa die Vorlegung der Geheimakten wieder
verweigern oder ſeinen Beamten die Genehmigung zur Aus
ſage nicht erteilen wird. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Das wäre
ſonſt ein ſonderbarer Verſuch der Rechtfertigung mit völlig un-
tauglichen Mitteln. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Jch frage den
Miniſter weiter:

Was wird gegen die ſchuldigen Polizeibeamten geſchehen
Wir ſind als Vertreter der größten Partei Preußens nicht ge-
willt, es uns gefallen zu laſſen, daß die Exzeſſe der Polizei-
beamten in Moabit ebenſo ungeſühnt bleiben, wie die Tat des
Handabhackers in Breslau. Welche Maßnahmen hat der
Miniſter gegen Herrn von Jagow ergriffen, um ihn künftig
von ähnlichen Ausſchreitungen abzuhalten, was hat er getan,
um die an gerichtlich feſtgeſtellten Exzeſſen ſchuldigen Be
amten zur Verantwortung zu ziehen und vor allem, um

den Totſchläger des Hermann feſtzuſtellen?
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Hier gilt es Farbe zu bekennen. Frei-
lich, es war ja „nur“ ein Arbeiter! Aber aus dem hier ver
goſſenen Blute wird immer neue Empörung herauswachſen, die
Jhnen auf ewig zum Schaden und zur Schande gereichen wird.
Wo iſt in dieſem Falle die Berliner Mord kommiſſion
geblieben, die ſonſt ſo ſchnell zur Stelle iſt? (Sehr gutl b. d.
Soz.) Wer verlangen, daß die Unterſuchung in dieſem Falle
ſelbſtverſtändlich nicht von der Polizei ſelbſt, die ja die Be
ſchuldigte iſt, ſondern von einer unparteiiſchen Behörde
ausgeführt wird. (Sehr gut! b. d. Soz.)
Das Prinzip der preußiſchen Polizei iſt das der Ungeſetzlichkeit.

Sie beweiſt ein robuſtes Gewiſſen und der Grundſatz iſt vor
allem: Nur keine Sentimentalitäten, keine Sentimentalität
gegenüber den Geſetzen, gegenüber gewöhnlichen Staats
bürgern, vor allem gegen Arbeiter. Es ſollte den Herren der
Rechten doch zu denken geben, daß ſelbſt ein hoher preußischer
Richter und Mitglied der Nationalliberalen wie Herr Schiffer
Jhnen geſtern den Vorwurf machen konnte, daß Jhr Feingefühl
für Recht und Geſetz viel zu wünſchen übrig ließe.

Wir werden Jhre Ungeſetzlichkeit immer wieder vor aller
Oeffentlichkeit kennzeichnen.

Nur auf dieſem Wege iſt Abhilfe zu erzielen. Nicht Sie haben
ſchließlich zu entſcheiden, ſondern das Volk draußen.
Dieſes Volk ſteht auf unſerer Seite, und es wird auch den un
botmäßigen und ungeſetzlichen Berliner Polizeipräſidenten in
ſeine Schranken zurückzurufen wiſſen. (Bravol b. d. Soz.)

Miniſter v. Dall witz: Da der Herr Polizeipräſident gegen
die ungeheuerlichen Verdächtigungen im Artikel des Vorwärts
Klage erhoben hat, brauche ich kein Wort zu den heutigen
Behauptungen des Herrn Liebknecht zu verlieren. Halbwachs
iſt auf Anweiſung des Herrn Polizeipräſidenten ausgewieſen
worden, weil er die Berliner Polizei mit dem Vorwurf des
Lockſpitzeltums ſchwer beleidigt hatte. Was die Aufforderung
des Polizeipräſidenten anbetrifft, die Vorſtellungen der Freien
Volksbühne und der Neuen freien Volksbühne als öffentliche
anzumelden, ſo hat dabei nicht irgendwie die Abſicht vorgelegen,
eine Störung ihrer Theatervorſtellungen herbeizuführen. Es
handelt ſich lediglich darum, den prinzipiellen Streit zum Aus
trag zu bringen, ob Vereine mit mehr als 85 000 Mitgliedern
noch als Vereine im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſind. (Zuruf
b. d. Soz.: Aeußerſt wichtigl) Die Bildungsbeſtrebungen der
freien Volksbühnen werden vollkommen anerkannt und haben
zu irgendwelchem Tadel keinen Anlaß gegeben. (Hört, hört!
b. d. Soz.) Die ſozialdemokratiſchen Jugendorganiſationen
ſind durch Gerichtsurteil zu politiſchen Vereinen erklärt worden
und ſolchen Vereinen dürfen Perſonen unter 18 Jahren nicht
angehören. Außerdem verfolgen dieſe ungeſetzlichen Vereine
den Zweck, auch in die jugendlichen Arbeiter das Gift des
Klaſſenhaſſes hineinzupflanzen. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.
Zuruf d. b. Soz.: Sind die anderen Jugendvereine nicht
politiſch?)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Donners
tag 11 Uhr.

Außerhalb der Tagesordnung erhält das Wort
Abg. v. Heydebrand (Kkonſ.). (Abg. Hoffmann (Soz.)
ruft: Aufſtehen! Große Heiterkeit.) Herr Friedberg hat
das, was ich geſtern geſagt habe, nicht widerlegt, ſondern be
ſtätigt. Wenn er ſagte, daß das Wort von dem Raubzug
ſich nicht direkt auf die Konſervativen, ſondern auf die groß-
agrariſchen Schnapsbrenner bezogen habe, ſo iſt das nach libe
ralem Sprachgebrauch da sſelbe, und im übrigen bildete die
Branntweinſteuer den Brennpunkt der Finanzreform. (Wider-
ſpruch links.) Jch habe daher nichts zurückzunehmen.

Schluß 524 Uhr.

Gewerkschaftliches.
Die Scharfmacher in der Malzinduftrie.

Jn letzter Zeit waren die im Brauerei- und Mühlenarbeiter
verband organiſierten Mälzereiarbeiter öfter genötigt, die Arbeit
einzuſtellen, um die Anerkennung ihrer Organiſation durchzuſetzen,
und um die Unternehmer zur Unterhandlung über die eingereichten
Forderungen zu bewegen. Meiſt mußte das in Betrieben geſchehen,
in denen die Organiſation bisher nicht recht Fuß faſſen konnte;
aber auch einige Unternehmer, die ſchon im Tarifverhältnis mit
der Organiſation der Arbeiter ſtanden, kehrten auf einmal den
„Herren im Hauſe“ heraus. Die Arbeiter haben ſelbſtverſtändlich
alles darangefetzt, um ſich ihr Mitbeſtimmungsrecht über die Lohn
und Arbeits verhältniſſe nicht nehmen zu laſſen oder es ſich zu er
kämpfen, und ſie wurden darin kräftig unterſtützt von den Arbeitern

in den Brauereien, die das Malz dieſer Malzfabriken zu ver
arbeiten haben. Dieſe Malzfabrikanten verſuchen ſich nun dafüx



zu „rächen“ indem ſie die übrigen Malzfabriken, die die Organi-
ſation der Arbeiter anerkennen, ſcharfmachen. Jn der Fachpreſſe
der Brauinduſtriellen haben ſie folgenden Aufruf erlaſſen

Boykottſchutzverband für Mälzereien.
„Zum Schutze gegen die außerordentlich ſtarken, vom Zaun

gebrochenen Streikbewegungen der letzten Zeit ſowie gegen die
in Ausſicht geſtellte Ausdehnung derſelben auf alle Mälzereien
Deutſchlands laden wir zur Gründung eines ähnlichen Ver-
bandes wie desjenigen der Brauereien ein.

Sämtliche Streiks, welche mit Erfolg durchgeführt werden,
ſind faſt ausnahmslos durch Druck der Arbeiterverbände auf die
abnehmenden Brauereien erfolgt. Ein Boykottſchutz der Mälze-
reien zur Schaffung geſicherter Betriebsverhältniſſe iſt natur-
gemäß weit billiger und leichter durchzuführen, als bei den
Brauereien und liegt im Jntereſſe aller Malzfabriken bezw.
deren Vereinigungen. Wir bitten deshalb alle ſich hierfür
intereſſierenden Malzfabriken oder deren Vereinigungen um
Aufgabe ihrer Adreſſe an die Geſchäftsſtelle dieſer
Zeitung.“

Unſinn iſt die Behauptung, daß die Ausdehnung der Streik-
bewegung auf alle Malzfabriken Deutſchlands in Ausſicht geſtellt
iſt, weil der Brauerei- und Mühlenarbeiterverband mit einer
großen Zahl Firmen im Tarifverhältnis ſteht. Der Brauerei-
und Mühlenarbeiterverband wird ſich auch durch die Gründung
eines Boykottſchutzverbandes für Mälzereien nicht im geringſten
davon abhalten laſſen, ſich das Mitbeſtimmungsrecht im Arbeits-
vertrag zu erkämpfen und zeitgemäße Lohn- und Arbeitsverhältniſſe
auch bei den rückſtändigen Scharfmachern durchzuſetzen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 16. Februar 1911.,

Sozialdemokratiſcher Verein.
Die im S 12 der Satzungen benannten Funktionäre des Sozial-

demokratiſchen Vereins für Halle und den Saalkreis werden er-
ſucht, ſich am Freitag abend 82 Uhr im Volkspark einzufinden.

Der Vorſtand.

Jahresbericht des Arbeiterſekretariats Halle.
Soeben iſt der Bericht der gemeinſamen Halleſchen Gewerkſchafts

inſtitution für das Jahr 1910 herausgekommen, der wiederum eine
Fülle des Wiſſenswerten aus dem Bereich der örtlichen Arbeiter
bewegung enthält. Die Schrift, deren Studium jedem gewerk-
ſchaftlich organiſierten Arbeiter nur dringend empfohlen werden
kann, zerfällt in eine Reihe von Sonderberichten und einer aus
der Feder des Genoſſen Kleeis ſtammenden Abhandlung über
Weſen, Bedeutung, Umfang und Rechtswirkſamkeit der Tarif-
verträge. Die Einzelberichte ſind außer dem des Arbeiter-
ſekretariagts und deſſen Aufſichtskommiſſion folgende: Be-
richt der Bauarbeiterſchutz-Kommiſſion, der Ge-
werbe und Kaufmannsgerichtsbeiſitzer, der
weiteren Arbeitervertreter, des Bildungsaus-
ſchuſſes, des Verbandes der Ortskrankenkaſſen
und des Gewerkſchaftskartells. Der Bericht der
Sekretäre bringt aus den einzelnen Gebieten der Arbeiterver-
ſicherung, des Arbeits und Dienſtvertrages, des bürgerlichen
Rechtes uſw. zahlreiche intereſſante Fälle. Den Schluß der
68 Seiten umfaſſenden Broſchüre bildet eine ſummariſche Zu
ſammenfaſſung der wichtigſten Geſchehniſſe aus den einzelnen
Gewerkſchaften, deren Kaſſenverhältniſſe, Mitgliederzahl uſw.

Allgemein intereſſieren dürfte zunächſt ein Situationsbild
über den Stand der Gewerkſchaftsbewegung in Halle am
Schluſſe des Jahres 1910. Der Bericht ſagt hierüber:

Das Jahr 1910 gehörte zu einer Periode aufſteigender Kon-
junktur und ſomit auch zu einer Zeit der Entwicklung der Ge-
werkſchaftsbewegung. Die Zahl der Mitglieder der
dem Kartell an geſchloſſenen Gewerkſchaften
ſtieg von 13 583 am Schluſſe des Jahres 1909
auf 16 001 am Schluſſedes Jahres 1910, alſo um
2418. Die Zahl der weiblichen Mitglieder ſtieg von 389 auf
934. Mit dieſer Ausbreitung der Gewerkſchaftsbewegung, an
der namentlich die großen Zentralverbände beteiligt ſind, hielt
ihre innere Ausgeſtaltung gleichen Schritt. Die Geſamt-
einnahmen der Gewerkſchaftsorganiſationen ſtiegen von
422 023 Mk. im Jahre 1909 auf 572 959 Mk. im Berichtsjahr.
Das Unterſtützungsweſen iſt vielfach erweitert worden.

Die beſſere Situation des Arbeitsmarktes begünſtigte die
Lohnbewegungen und gab Gelegenheit, die Lohnverminde-
rungen, welche die voraufgegangene Kriſe gezeitigt hatte, aus-
zugleichen. Eine Zuſammenſtellung über die Vorgänge in
Halle ergibt folgendes: Jn 241 Betrieben mit 3123 Beteiligten
wurden Streiks von verſchiedener Dauer durchgeführt. Jn
80 Prozent der Fälle war der Erfolg ein zufriedenſtellender.
Jn 125 Betrieben mit 1022 Beteiligten fanden Lohnbewegungen
ohne Arbeitsniederlegung ſtatt. Hier war durchgehends mit
Ausnahme eines Falles der Erfolg ein guter. Ausſperrungen
fanden in 40 Betrieben mit 1450 Beteiligten ſtatt. Auch hier
konnten die Arbeiter, namentlich ſoweit die Bauarbeiteraus-
ſperrung in Frage kommt, mit dem Ergebnis der Ausſperrung
befriedigt ſein. Jns geſamt wurden in 406 Be-
trieben mit za. 5600 Beteiligten mit Hilfe der
Gewerkſchaftsorganiſation Lohndifferenzen
erledigt, und zwar meiſt zugunſten der Arbeiter. Hieraus
iſt die Bedeutung und der Erfolg der Gewerkſchaftsbewegung
zu erkennen. Die Lohnbewegungen endeten faſt durchgehends
mit dem Abſchluß eines Tarifvertrages. Das Tarifweſen hat
alſo weitere erfreuliche Fortſchritte gemacht.

Von der Steigerung der Arbeiten des Arbeiterſekretariats,
der Erweiterung des Kreiſes ſeiner Aufgaben, weiß der Be
richt der Sekretäre zu melden, dem wir heute folgende
zuſammenfaſſende Angaben entnehmen:

Bekanntlich werden die Auskunftserteilung, die anzu
fertigenden Schriftſätze, kurz, alle zu erledigenden Arbeiten,
ſeit 1. Januar 1910 von zwei Angeſtellten wahrge-
nommen. Dadurch ſind wir in die Lage verſetzt, neben der ſich
ſteigernden mündlichen Auskunftserteilung noch mehr
ſchriftliche Arbeiten wie bisher zu erledigen. Jn
welcher Weiſe die Arbeiten gegen das Vorjahr zugenommen
haben, mag daraus hervorgehen, daß die Zahl der Be-
ſucher von 8343 auf 10524 ſtieg. Die Zahl der Auskünfte
ſteigerte ſich von 8611 auf 10 927. Beim ſchriftlichen Verkehr
zeigt ſich ebenfalls eine erhebliche Zunahme. Die Zahl der
Schriftſätze ſtieg von 2103 auf 2844, die der brieflichen Aus-
künfte von 673 auf 787. Die Beſucherzahl hat ſich ſomit um
2181 vermehrt. Sofern dieſe erhebliche Zunahme auffallen
dürfte, ſoll mit erwähnt werden, daß es bis zum 31. Dezember
1909 einem Angeſtellten faſt unmöglich war, neben den vielen
ſonſt zu erledigenden Arbeiten auch noch die Statiſtik genau
zu pflegen.

Der Kaſſenbericht des Sekretariats weiſt eine Ein-
nahme von 11 988,08 Mk., eine Ausgabe von 7420,09 Mk. und
einen Geſamtbeſtand von 19616,59 Mk. aus. Das Gewerk-
ſchaftskartell hatte 5165,53 Mk. Einnahme, 2957,52 Mk. Ausgabe
und einen Beſtand von 2208,01 Mk.

Weitere allgemein intereſſierende Mitteilungen aus dem
Jahresbericht, deſſen Lektüre wir nochmals jedem Angehörigen
der Arbeiterbewegung ans Herz legen, werden folgen.

b.
An die Halleſchen Gewerkſchaften!

Der Jahresbericht des Arbeiter-Sekretariats iſt
erſchienen, und wollen die Gewerkſchaften die beſtellten Exemplare
baldigſt im Sekretariat, Harz 14243, abholen laſſen.

Die Aufſichtskommiſſion.

Abwehrfſtreik.
Jnfolge Lohnreduzierungen ſind die Arbeiterinnen der Karton-

nagen- Abteilung der Firma Halleſche Papierwarenfabrik
(Jovishoff) in den Streik getreten. Wir erſuchen alle Arbeiter
und Arbeiterinnen, den Betrieb zu meiden.

Deutſcher Buchbinder-Verband, Zahlſtelle Halle a. S.

Kinderhilfstag in Halle a. S.
z wird uns geſchrieben Wie bereits Anfang Dezember v. Js.

bekannt gegeben wurde, hat ſich hier auf Anregung und unter dem
Vorſitz des Herrn Stadtrat Dr. Tepelmann ein Komitee zur
alljährlichen Veranſtaltung eines Blumentags zugunſten ſämt-
licher hieſiger Kinderfürſorge- Einrichtungen
gebildet. Jnzwiſchen ſind dem Komitee, welchem u. a. Vertreter
der Kinderbewahranſtalten, Krippen Ferien Kolonien des
Wöchnerinnen-Unterſtützungs- und des Reichswaiſenhaus-Vereins
ſowie der Geſellſchaft zur Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit
und der Herren Armen wBezirksvorſteher angehören, auf Auf-
forderung noch zwei weitere große Vereine bei-
getreten, der Frauen-Verein für Armen- und
Krankenpflege und der Verein Kinderhorte. Jm
Kreiſe dieſer beiden Vereine war urſprünglich angeregt, allein für
die Zwecke des Vereins, jeder für ſich, einen Blumentag zu ver-
anſtalten. Die Vorſitzenden beider Vereine haben indeſſen in ver
ſtändnisvoller uneigennütziger Weiſe erklärt, daß ſienur Hand
in Hand mit den übrigen ſchon dem Komitee bei-
getretenen Vereinen gehen und die Beſtrebungen
und Organiſation des Komitees nach Kräftenunterſtützen werden. Damit iſt die Gefahr einer Zer-
ſplitterung der Sammeltätigkeit und der gegenſeitigen Schädigung
der Vereine glücklich beſeitigt worden! Der vom Komitee ein-
geſetzte Arbeitsausſchuß hat ſeine Vorarbeiten für den diesjährigen
Blumentag, welcher im Frühjahr ſtattfinden ſoll, ſoweit gefördert,
daß ſchon in allernächſter Zeit eine größere Verſammlung aller
intereſſierten Vereine und Privatperſonen einberufen werden und
ihr die Grundzüge des ausgearbeiteten Programms zur Genehmi-
gung vorgelegt werden ſoll. Wir werden demnächſt über das Er
gebnis dieſer Verſammlung berichten.

Ein frommer Gauner,
über deſſen Treiben wir ſeinerzeit berichteten, ſtand bei der
letzten Schöffengerichtsſitzung in der Perſon des Leiters einer
Privatmiſſionsgeſellſchaft, Grund mann, wegen fortgeſetzter
Vetrügereien unter Anklage. Der 26jährige Menſch war früher
bei der Heilsarmee, dann bei der Berliner Stadtmiſſion und
trat ſchließlich, als er dort im Jahre 1904 hinausgeworfen wor-
den, in verſchiedenen Orten als „Miſſionar“ auf. Auch in einer
Trinkerheilſtätte hatte er früher ſchon einmal Aufenthalt
nehmen müſſen. Jm Jahre 1907 trat er in Halle und Um-
gegend als ſogenannter Prediger auf, um, wie er mit Pathos
betonte, das „Evangelium“ zu verkünden. Bei ſeiner Speku-
lation auf die Dummheit der Menge gelang es dem frommen
Augenverdreher, gewiſſe Kreiſe an ſich zu feſſeln. Er faßte
feſten Fuß und gründete ſelbſt eine Miſſionsgeſellſchaft, um
Religion und gute Sitten zu verbreiten; der Verdienſt ſollte
armen hilfsbedürftigen Leuten zugute kommen. Seine Trak-
tätchen bezog er von einer Druckerei in Köthen, die er pro
Stück für zehn Pfennig an ſolche, die nun einmal nicht alle
werden, vertreiben ließ. Für 10 000 Traktätchen zahlte er etwa
120 Mark und machte damit ein Bombengeſchäft, das ſich von
Jahr zu Jahr lukrativer geſtaltete, da er gewöhnlich 10 bis 15
Perſonen als Vertreiber ſeiner Schriften auf den Beinen hatte.
Seine Angeſtellten gingen „im Namen der Deutſchen Miſſions-
geſellſchaft“ in das Land und verkündeten jedem, der es hören
wollte, daß ſie ein qutes Werk verrichteten und daß mit dem
Erlös arme Leute unterſtützt würden. „Die zu Unterſtützenden“

waren aber lediglich der fromme Schwindker, dem vorgerechner
wurde, daß er jährlich mindeſtens einen Reingewinn von 8090
Mark gehabt hat. Er führte ein ſehr flottes Leben, und ſeine
Treiber, die von ſeinem betrügeriſchen Tun keine Ahnung ge-
habt haben ſollen, erhielten 83 Prozent von dem Umſatz. Der
Angeklagte beſaß vor Gericht die Frechheit zu behaupten, daß
er keine betrügeriſche Abſicht gehabt habe. Er habe ſich berufen
gefühlt, das Evangelium in die Häuſer zu bringen. Die Ver-
handlung, die zuweilen ſtarke Heiterkeit erregte, hatte den
Erfolg, daß der Angeklagte zu einem Monat Gefängnis ver
urteilt wurde. Mit Rückſicht auf die große Raffiniertheit des
Angeklagten hatte der Amtsanwalt acht Monate Gefängnis,
Geldſtrafen und Ehrverluſt beantragt.

OHie Halleſche Zeitung gegen die Gelben!
Was wir nie für möglich gehalten hätten, iſt eingetreten:

Die Halleſche Zeitung macht ſcharf gegen einen
nationalen Arbeiterverein, und das aus Haß gegen
die Sozialdemokratie und die freien Gewerkſchaften! Haß
macht tatſächlich blind und dumm. Man leſe folgenden Be-
richt über eine Zuſammenkunft der chriſtlichen Metallarbeiter:

„Jn der außerordentlichen Mitglieder- Verſammlung am
Montag hielt Gewerkſchaftsſekretär Minter- Berlin einen
Vortrag über: „Die gewerkſchaftliche Entwicklung im Jahre
1910 und welche Aufgaben erwachſen uns im Jahre 19117?“
Jn Mitteldeutſchland zeigt ſich für die chriſtlichen Gewerk-
ſchaften eine beachtenswerte Steigerung (drei Mann hoch in
Halle allein Weiter beſprach der Redner die Vorgänge in
Eilenburg. Der ſozialdemokratiſche Metallarbeiter-Ver-
band verſtoße gegen ſeine eigene dort gefaßte Entſchließung,
indem er in der Eilenburger Zelluloidfabrik verbandsſeitig
organiſierten Streithbruch verrichte. Für die chriſtlichen Ge-
werkſchaften beſtehe ein Streik in der Zelluloidfabrit nicht.
Anders liegen die Dinge beim ſoigl demokratiſchen Metall-
arbeiterverband und beim Heizer- und Maſchiniſtenverband;
dieſe ſind unter allen Umſtänden als Streikbrecher zu bewer-
ten, denn durch ihr Weiterarbeiten halten ſie
den Betrieb aufrecht, geben den Hamburger
Jmporteuren Gelegenheit, arbeiten zu kön-
nen und machen dadurch den Kampf des ſozial-
demokratiſchen Fabrikarbeiter- Verbandes
gegen das gelbe Jnſtitut unwirkſam.“

Die Schwabbelei des Herrn Minter über den „Streikbruch“
der freien Metallarbeiter intereſſiert uns weiter nicht. Sie
richtet ſich dadurch, daß ihm ein und dasſelbe Tun bei den
„Chriſten“ kein Verſtoß, bei den freien Arbeitern aber Streik-
bruch iſt. Dem Herrn gebührt böchſtens der Rat, daß er ſich
Logik angewöhnt, ehe er redet und über das Reden in Zeitun
gen berichten läßt. Jntereſſant iſt uns nur die Tatſache, daß
die ehrſame Halleſche Zeitung in der Rage ihres Rotkollers
das „gelbe Jnſtitut“ das iſt der „Nationale Arbeiter- und
Unterſtützungsverein“ zu Eilenburg mißächtlich nennt. Kin-
der und Kollerige pflegen zu ſagen, was ſie denken. Selbſt der
Halleſchen Zeitung iſt die gelbe „Arbeiter“bewegung zu ſchwie
rig, wie ſie nun in ſchwacher Stunde verraten hat.

Zukunftamuſik.
Dem Bauausſchuß legte der Magiſtrat geſtern den Bebauungs

plan für das nordweſtliche Stadtgebiet vor. Es handelt ſich hier
um den Straßenzug Mühlweg-- Peißnitz bis an den Waldkater,
entlang der ſog. Prachtſtraße, zurück die Talſtraße, vorbei am
Geſtüt nach der Peißnitz. Die Peißnitz und die Ziegel-
wieſe ſollen als öffentliche Plätze erklärt werden.
Jn dieſem Projekt iſt vorgeſehen die Verbreiterung der Brücke
von der Ziegelwieſe zur Peißnitz, die Erbauung einer neuen
Brücke über die wilde Saale und die Fortführung der Straßen-
bahn bis zur Heide, ferner die Erſchließung des ganzen Geländes
zu Bebauungszwecken. Es ſollen nach dem Plane auf dem umfang-
reichen Terrain ausſchließlich Villen und öffentliche Gebände er-
richtet werden.

4000 Mark für den Volkspaärk. Jn der' letzten Mitglieder-
verſammlung der Metallarbeiter wurde aus der Lokalkaſſe des
Verbandes der Betrag von 4000 Mark zur Ueberweiſung an das
Volksparkunternehmen bewilligt. Auch dieſer Beſchluß, der zur
immer ausgedehnteren Selbſtändigkeit unſeres prächtigen Lokales
dient, erheiſcht Anerkennung, wie ſeine Vorgänger, und wird
hoffentlich noch mehrfach als Beiſpiel dienen.

Der Bau- Ausſchuß beſchloß, der Magiſtrats Vorlage zur
Errichtung einer Dünger- und Transportanlage im Düngerhauſe
des Schlachthofes zuzuſtimmen. Der Pachtvertrag mit dem bis-
herigen Abnehmer, der pro Zentner 4 Vfg. zahlte, iſt abgelaufen.
Der neue in Beeſenſtedt wohnende Pächter zahlt pro Zentner
9 Pfg., fordert aber die Errichtung einer Bahnanlage. Es kommen
jährlich 25 000 Zentner Dünger in Frage. Der Fluchtlinien-
Veränderung und dem Landverkauf von den Grundſtücken Ecke
Kaiſerplatz, Hohenzollernſtraße und Viktoriaſtraße (jetzige Beſitzerin
Genoſſenſchaft für Grundſtücksverwertung) wird zugeſtimmt. Es
handelt ſich um Eckverbrechungen und acht Quadratmeter Land.

Der Fluchtlinien Veränderung auf dem Grundſtück Deſſauer-
ſtraße Dittenbergerſtraße und der für die Trothaer-, Oppiner-
und Mötzlicherſtraße wurde zugeſtimmt. Die Petition des
5. kommunalen Bezirksvereins um Beſeitigung des Riffelpflaſters
am oberen Mühlweg wurde dem Magiſtrat als Material über
wieſen. Die Fluchtlinien Veränderung für die Dölauerſtraße
und der Straße h des Kröllwitzer Bebauungsplanes wurde nach
der Vorlage des Magiſtrats genehmigt. Dem Verkauf zweier
Bauſtellen an der Ring- und Kaiſerſtraße in der Größe von 650
und 700 Quadratmeter an den Maurermeiſter Reichardt wurde
zugeſtimmt.

Die Elternſprechſtunde im Statiſtiſchen Amt der Stadt
Halle a. S., Stadthaus, Eingang Schmerſtraße, III. Stock, findet
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Sie Schaden ich selhs
wenn Sie Möbel und Polsterwa ren irgend welcher Art Kaufen, ohne sich vor-

her von der Riesenauswahl und Leistungsfähigkeit meiner Firma überzeugt zu haben. Nur
grundsolide, reelle Bedienung und auch wirklich kulanteste Zahlungsbedingungen!! Icn

J

9

bitte bei jedwedem Bedarf um freundl. Besichtigung meiner grossen reichhaltigen Vorratslager.

Möbelfabrik C. hauptmann, i. Urichstr. 36 20. b.
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jeden Dienstag und Freitag nachmittags von 5-6 Uhr ſtatt. Es
wird koſtenlos Auskunft gegeben über die wichtigſten Berufsarten,
über die Vorbildung und ſonſtigen Bedingungen dazu, über die
Ausſichten in den einzelnen Berufsarten und die Frage der Be
rufswahl überhaupt.

Feigheit. Die Antiſemiten wollen am 17. Februar in den
Germaniaſälen eine Verſammlung abhalten, in der der Abgeord
nete Lattmann über: Die bürgerlichen Parteien und die Reichs
finanzreform ſprechen ſoll. Zu der Verſammlung ſind Anhänger
aller bürgerlichen Parteien eingeladen, Sozialdemokraten alſo
nicht. Die Antiſemiteriche, deren hieſiges Prachteremplar Schröder
erſt jüngſt wieder vor Gericht erfolgreich auftrat, ſcheinen zu
fürchten, daß ſich zu viel anſtändige Leute in ihre Verſammlung
verlaufen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß jeder denkende Arbeiter
dieſe Sorte Politiker unter ſich läßt!

Sie ſchwindeln aus Prinzip. Bricht irgendwo ein Streik
gaus, ſofort ſind die bürgerlichen Schmoks zur Stelle, die, dem
Bravo gleich, der ſein Stilet um einige Soldi „arbeiten“ läßt,
gegen erbärmliches Zeilenhonorar den Klaſſenkampf mit Lügen
zu erſticken ſuchen. Dieſe gemeingefährlichen Zeilenreißer fertigen
aber nicht nur ſchmutzige, ſondern auch liederliche Arbeit. ir
wollen das einmal an einem Beiſpiel aus der Saalezeitung
erweiſen, die ſich aus Zeitz über den Streik in der Kinderwagen
induſtrie folgendes berichten läßt:

„Zeitz, 14. Februar. Der Streik in den Kinderwagenfabriken
hat nicht den Umfang angenommen, den die organiſierten Ar-
beiter erwartet haben. Jn den hiefigen Kinderwagen- Fabriken
ſind im ganzen 1686 Arbeiter und 329 Arbeiterinnen beſchäſtigt,
von denen 871 Arbeiter und 253 Arbeiterinnen, alſo etwas
über die Hälfte, ſtreiken. Jn der Naetherſchen Fabrik, die
946 Arbeiter und 203 Arbeiterinnen beſchäftigt, ſtreiken 391
Arbeiter und 149 Arbeiterinnen, bei Wünſch u. Pretzſch ſind
von 233 Arbeitern und 10 Arbeiterinnen 172 Arbeiter und 36
Arbeiterinnen in den Ausſtand getreten; bei den kleineren
Fabriken iſt das Verhältnis ein ähnliches.

Noch nicht betroffen vom Streik ſind die beiden Firmen
Ed. Pfeifer mit 88 Arbeitern und 18 Arbeiterinnen, und Opel

Kühne mit 174 Arbeitern und 27 Arbeiterinnen. Bei der
erſteren Firma haben zum nächſten Freitag 665 bezw. 12, bei der
letzteren 119 bezw. 20 gekündigt, ſo daß ſich die Streikziffer dann
um etwas über 200 vermehren dürfte.“

Nehme der Leſer einmal den Bleiſtift zur Hand und rechne
nach. Nach den Angaben der Saalezeitung bleiben 815 nicht-
ſtreikende Arbeiter und 76 Arbeiterinnen übrig. Jn den zwei
von ihr benannten Fabriken Näther und Wünſch Pretzſch ſollen
616 bezw. 58 Nichtſtreikende ſein. Bei den kleinen Fabriken ſoll
das Verhältnis ein ähnliches ſein. Die beiden nichtbeſtreikten
Firmen haben 262 Arbeiter und 45 Arbeiterinnen. Zuſammen
mit den obenbezeichneten Nichtſtreikenden zählen dieſe 878 Ar-
beiter und 103 Arbeiterinnen. 815 bezw. 76 ſollen es
aber nur ſein! Alſo ohne daß die Arbeiter der kleineren Firmen
gerechnet werden, ſind hier ſchon 63 Arbeiter und 27 Arbeiterinnen
nberſchüſſſg. Die Nachricht der Saalezeitung iſt demnach ein ganz
unerhörter Schwindel, wie man aus ihren eigenen Ziffern
nachrechnen kann. Durch ſolche offenbare Lügen ſoll die Sache
der Arbeiter ungünſtig dargeſtellt werden, damit dieſe möglicher-
weiſe den Mut verlieren. Nichts iſt größer als die Erbärmlichkeit
der bürgerlichen Preſſe, mag ſich dieſe nun liberal, konſervativ
oder unparteiiſch ſchimpfen.

Ein Polizeibeamter im Kampfe mit biſſigen Hunden. Was
gewiſſe Leute glauben ſich der Polizei gegenüber leiſten zu können,
darüber gab eine Schöffengerichtsverhandlung gegen den Reiſenden
Hugo Lindermann Aufklärung, der wegen Widerſtands ange
klagt war und Hunde auf Menſchen gehetzt haben ſoll. Jn der
Nacht zum 16. November v. ing L. den Moritzzwinger ent
lang, wo zwei Hunde ſeiner Wirtſchafterin vor ihm herliefen. Die
gut dreſſierten Schäferhunde, die L. auf das Wort parierten, ver
übten auf der Straße Unfug, ſodaß ſich der Polizeibeamte Neu
man h fühl te, einzuſchreiten. Als er aber an L. heran
trat mit dem Erſuchen, die Hunde im Schach zu halten, entgeg-
nete der Reiſende, die Hunde gehörten nicht ihm. Der Reiſende
verhöhnte ſchließlich den Poliziſten mit den Worten „Faſſen Siedoch die Hunde mal an, die tragen doch Marken.“ Bemerkt ſei,
daß der eine der beiden Hunde bereits von der Polizei als biſſig
erklärt worden iſt, weil er einmal einen Poliziſten in die Wade
gebiſſen hat. L. wurde damals wegen fahrläſſiger Körperverletzung
zu 60 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Der Poliziſt verlangte ſchließ-
lich, als das eine Tier an ihm hochſprang und ihm den Mantel
zerriß, die Perſonalien L's. Letzterer ſagte, ich habe doch aber
garnichts getan und holte ſeinen Paß aus der Taſche, um nicht mitnach der Wache gehen zu brauchen. Bei dem Hinweiſe auf die Per
ſonalien hielt er den Paß recht hoch, um angeblich bei der Näherung
nach dem Laternenlicht beſſer leſen zu können. Dabei klopfte er, wie
er ſagte, dem Beamten „weich“ auf die Schulter. Dies war für die
Hunde ein neues Zeichen zum „Losgehen“ auf den Beamten. Dieſe
ſprangen an ihm hoch und warfen ihn zu Boden, als er verſuchte,
ſie mit dem Seitengewehr niederzuſchlagen. Der Bedrohte ſchlug
kräftig um ſich, kam wieder auf die Füße zu ſtehen und mußte ſich,
ſo erklärte er als Zeuge, wie ein Windkreiſel drehen, um von den
Hunden nicht ausgezogen zu werden. Lindermann hatte ſich in
zwiſchen entfernt. Nach einem 10 Minuten langen Kampfe mit
den Hunden und nach ſeiner völligen Erſchöpfung ertönte auf ein
mal ein „Pfiff“, der bewirkte, daß die Hunde ſofort abrückten.
Des Angeklagten Adreſſe ſowie ſeine Perſonalien wurden erſt
ſpäter ermittelt. Durch die Beweisaufnahme gewann man den
Eindruck, daß der Reiſende den Poliziſten nicht bloß „veralbern“,
ſondern ihm auch bei der Feſtſtellung der Perſonalien Schwierig-
keiten bereiten wollte. Der Angeklagte verſuchte darzulegen, daß
der Poliziſt ma in rechtmäßiger Ausübung ſeines Amtes ge
handelt habe. as Schöffengericht erkannte aber an, daß der
Beamte im Rechte war und verurteilte Lindermann wegen Wider
ſtandes zu 75 Mk. Geldſtrafe event. 15 Tagen Gefängnis. Da
der Hunde auf Menſchen hetzende Reiſende ſchon einmal wegen
ſolcher feudalen Späße beſtraft iſt, muß die r 1 Strafe als
ſehr gelinde bezeichnet werden. Man denke an die ſchweren Be-
ſtrafungen von Arbeitern, die einmal mit Poliziſten in Konſlikt
geraten.

Stadttheater. Auf die letzte Aufführung von Benedix Luſt-
ſpiel Die relegierten Studenten in Koſtümen der Entſtehungszeit
zuſammen mit der Operette Brüderlein fein von Leo Fall am
kommenden Freitag, ſei nochmals hingewieſen. Sonnabend Der
Graf von Luxemburg. Sonntag nachmittag Fremdenvorſtellung
bei ermäßigten Preiſen Undine, abends 792 Uhr zum 1. Male
OperettenNovität: MißDudelſack von Nelſon. Vorbeſtellungen
zu ſämtlichen angekündigten Vorſtellungen nimmt die Kaſſe des
Stadttheaters entgegen, zu Miß Dudelſack werden die Billetts
zuzüglich Vorbeſtellgebühr ſofort ausgegeben.

Sinfonie Konzert des Stadttheater Orcheſters. Das Pro
ramm des 5. Sinfonie-Konzerts, in dem ber berühmte Geiger,

Profeſſor Henri Marteau mitwirkt, enthält nur Werke der beiden
größten klaſſiſchen Meiſter, Mozart und Beethoven. Die Karten-
ausgabe zu erhöhten Preiſen hat die Hofmnſikalien Handlung
Reinhold Koch übernommen

Walhalla Theater. Heute abend findet das erſte Debut von
Lotte Sarrow in ihrem Mimo- Drama Die Ehebrecherin ſtatt,
außerdem das glänzende Spezialitäten Programm. Näheres ſiehe
Jnſerat in der heutigen Nummer.

Reviſion der Maßze und Gewichte.
Die Gewerbetreibenden in den Gemeinden Beeſenlaub-

lingen, Rothenburg, Lettin, Dölau, Ammendorf,
Könnern, Löbejün und Wettin werden davon in Kenntnis
geſetzt, daß in der Zeit vom 31. Mai bis 1. Juli d. J. eine tech
niſche Reviſion der Maße und Gewichte durch den Eichmeiſter
Rockrohr zu Merſeburg erfolgen wird.

Unter Hinweis auf die Folgen der etwa vorgefundenen Unrichtig-
keiten der Maße und Gewichte werden ſämtliche Gewerbetreibende
in den genannten Ortſchaften aufgefordert, ihre Maße und Ge-
wichte, ſoweit deren fortdauernde Richtigkeit zweifelhaft erſcheint,
zuvor zur eichamtlichen Prüfung zu bringen.

Dölau. Sozialdemokratiſcher Verein. Sonnabend
den 18. Februar, abends 8/2 Uhr, findet in Knolls Hütte eine
Mitgliederverſammlung ſtatt. Auf der Tagesordnung ſteht ein
Vortrag. Referent iſt Genoſſe Gelhaar- Halle.

Könnern. Sozialdemokratiſcher Verein. Sonnabend,
den 18. Februar, abends 8/2 Uhr, findet im Bürgergarten zu
Könnern eine Verſammlung für die Mitglieder ſtatt.

Lochan. Soziald mokratiſcher Verein. Sonntag den
19. Februar nachmittags 3/2 Uhr findet in der Wohnung des
Genoſſen Huske in Lochau eine Verſammlung für die Mit-
glieder ſtatt.

Stadt Cheater.
Herr und Diener. Schauſpiel in 3 Akten von Ludwig

Fulda Weollte man das Urteil über das Stück und das Er-
gebnis des letzten Premierabends in einem einzigen Satze zu
ſammenfaſſen, ſo könnte der etwa lauten: Fulda hat die Zahl
der Königsdramen, an denen wir in Deutſchland wahrlich tei-
nen Mangel haben, um eins vermehrt, und das Stadttheater
zog mit der Aufführung dieſer jüngſten Schauſpiel-,„Novität“
eine neue Niete. Legen wir's zu dem übrigen. Schade
um die viele Arbeit und Mühe, die Dichter, Regie und Dar-
ſteller auf das Stück verwendet haben ein großer Aufwand
unnütz iſt vertan! Zwar gibt es Leute, die Verwegenheit ge
nug beſitzen, Ludwig Fulda nach dieſer neueſten dichteriſchen
Leiſtung in die Nähe Hebbels zu rücken; ein Unterfangen,
das uns denn doch etwas zu vermeſſen erſcheint. Gewiß, Fulda
hat ſchöne, ſaubere Verſe gedrechſelt, er läßt manches geiſt- und
auch ſinnenreiche Wort hören, aber nach Sinn und Zweck ſei-
nes Schauſpiels fragt man ſich vergeblich. Und wenn der Dich-
ter ſeinen ſiegreichen Helden zum Schluſſe in die Worte aus-
brechen 'äßt: „Wozu der Wettkampf?“ ſo erſcheint einem das
nicht nur zufällig, ſondern man möchte unwillkürlich in Be-
ziehung auf das Stück gleichfalls fragen: ja, wozu wurde es
geſchrieben?! Denn was ſich darin an Handlung abſpielt, all
die ſchönen Worte, die geſprochen werden, alles das läßt uns
völlig kühl und gleichgültig, intereſſiert uns nicht im gering-
ſten Höchſtens, daß wir an Vorgänge aus der Zeit erinnert
werden, als das bekannte Wort fiel: „Jch will mein eigener
Kanzler ſein!“ und ſich der „eiſerne Kanzler“ grollend in die
Verbannung zurückziehen und der Handlangerära Platz
machen mußte Es iſt jedenfalls ſehr wahrſcheinlich, daß
Fulda die Anregungen zu ſeinem Herr und Diener von hier
gekommen ſind.

Jn ſeinem Schauſpiel behandelt er das Verhältnis zwiſchen
e und Diener, zwiſchen König und Kanzler ſymboliſch, in

orm einer Fabel. Fabelhaft iſt natürlich auch die Handlung
der Geſchichte, die der Dichter nach Perſien verlegt hat. Koscu,
dem jungen König der Perſer, ſteht in Atraban ein tüchtiger,
tatkräftiger Kanzler zur Seite, der ihm ein treuer, bewährter
und zuverläſſiger Diener iſt. Dem nicht übermäßig begabten
Könige, der urſprünglich nicht beſſer und nicht ſchlechter iſt, als
andere Fürſten, würde der Gedanke, daß ſein Kanzler der
Größere ſei und ſich über ihn zu erheben trachte, niemals in
den Sinn kommen, wenn ſein junges Weib nicht ſeinen Ehr-
geiz aufſtachelte. Die Königin haßt den ſtolzen, ſelbſtbewuß-
ten, dem Könige geiſtig überlegenen Kanzler angeblich des-
halb, weil er einſt als Brautwerber des Königs ihre jungfräu-
liche Liebe verſchmäht hat. Sie hetzt König und Kanzler zum
Wettkampf, in dem der Diener aus Ehrfurcht vor dem Gottes-
gnadentum ſeinen Herrn ſiegen läßt. Der Herrſcher fühlt,
daß der Diener der geiſtig und moraliſch Ueberlegenere iſt,
und verbannt den Kanzler auf ſein Schloß. Bei dem Verſuche,
ſich Artabans jungen und ſchönen Weibes zu bemächtigen, ſucht
ſich der König zugleich ſeines verhaßten Kanzlers dadurch zu
entledigen, daß er ihn des Hochverrats bezichtigt und zum Tode
verurteilen läßt. Es kommt jedoch nicht zur Hinrichtung. Der
König, ſchließlich überwältigt von der Größe des „Dieners“,
erſticht ſich mit dem gleichen Dolche, den er Gülſaden, des
Kanzlers Frau aufgedrängt hatte, um ihren Mann zu töten.

Der ganze Kampf zwiſchen König und Kanzler iſt eigentlich
völlig ſinnlos und unverſtändlich und vom Dichter höchſt will-
kürlich und künſtlich konſtruiert. Unverſtändlich iſt ſchon der
Haß der Königin, die ja nach ihrem eigenen Geſtändnis den
König aufrichtig und innig liebt. Unſinnig der Wettſtreit
zwiſchen König und Diener, da der Kanzler in ſeinem Herrn
die Majeſtät, den Gottesgnadenmenſchen rückhaltlos anerkennt
und verehrt, die königliche Macht und Würde als etwas Unver-
rückbares und Unverletzliches anerkennt, woran zu rütteln er
für Hochverrat hält. Daß der König nicht zu dieſer Einſicht
kommt, iſt ebenſo unbegreiflich, wie daß er ſich von Akt zu Akt
immer dümmer, ſchurkiſcher und raſender benimmt.

So gibt es in dem Stück der Rätſel noch viele, und man kann
ſich des öftern eines Lächelns nicht erwehren, ob des ſinnloſen
Spiels, das da auf der Bühne vor ſich geht. Da wir keine
Menſchen von Fleiſch und Blut, ſondern nur Fabelweſen vor
uns ſehen deren Schickſal uns auch nicht einen Deut von Jnter-
eſſe abzugewinnen mag, ſo ziehen die Geſchehniſſe auf der
Bühne völlig eindruckslos an dem Zuſchauer vorüber, und er
iſt nachher genau ſo klug, wie zuvor.

Oberregiſſeur Karl Scholling hatte die Aufführung ſorg-
fältig vorbereitet und auch einen gediegenen und vornehmen
Rahmen dafür geſchaffen, und auch die Darſteller bemühten ſich
redlich, den mehr oder minder farbloſen Geſtalten des Dichters
wormes Leben einzuhauchen. Die ziemlich komplizierte Rolle
des Königs führte Dr. Tyndall in glänzender Beherrſchung
der Sprache und temperamentvollem Spiel meiſterhaft durch.
Ebenbürtig ſtand ihm Albert Friedrich als Artaban zur
Seite; die gemeſſene, eindrucksvolle Sprache, die vornehme
Haltung und eiſerne Ruhe, gab ſeinem Kanzler einen Zug von
überragender Größe. Wanda Wilden vereinigte in ihrer
Königin majeſtätiſche Würde mit der Liebe und dem Haß des
verſchmähten Weibes, Marie Schlomka in ihrer Gülſad
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lyriſche Anmut mit tiefer Leidenſchaft. Von kleineren Rollen
wäre nur noch der Sapor Karl Schollings nennen.

Das Publikum, das erklärlich genug nicht recht n
was es mit dem Stück anfangen ſollte, verhielt ſich ziemlich
reſerviert.

Aus den Nachbarkreiſen.
Oberröblingen. Zum Lokalkampf. Den Arbeitern und

Parteigenoſſen von Oberröblingen a. S. und Umgegend zur Nach
richt, daß das Lokal Gaſthof zum Salzſee (Böhme) für die Ar
beiter geſperrt iſt. Wir bitten, dieſes im Jntereſſe der Arbeiter
ſchaft zu beachten. Wir wollen hier nach dem Sprüchwort han
deln: So lange der Wirt den Saal nicht hergibt, kriegt er von
uns kein Geld.

Deſſanu. Großfeuer. Jm Fabrikviertel der Stadt griff ein
Feuer mit großer Geſchwindigkeit um ſich. Die Tapeten Fabrik
Askania wurde eingeäſchert. Die Anhaltiſche Automobil- und
Fahrzeug-Jnduſtrie von Kruſe iſt durch das B. ſehr ſtark mit
genommen worden. Der Funkenregen, der ſich über die Häu, er
der Umgebung ergoß, gefährdete das ganze Stadtviertel.

Allerlei.
Die Peſt in der Mandſchrurei.

Jn Kulantſchendſe hat die Sterblichkeit zugenommen; täg
lich ſterben dort 200 Menſchen. 2000 Leichen ſind dort ſchon
verbrannt worden. Viele auf den Straßen aufgeleſene Leichen
werden von Hunden benagt von Arbeitsloſen ausgeplündert,
ihrer Kleidung beraubt. Es beſteht die Gefahr, daß die
Zöpfe, die dieſen Leichen abgeſchnitten werden,
eines Tages durch europäiſche Agenten deutſchen
und engliſchen Haarkünſtlern zum Verkaufe an-
geboten werden Jn der Stadt ſind faſt alle wohl
habenden Familien ausgeſtorben.

Die Peſt iſt jetzt auch in Wladiwoſtok aufgetreten. Vier
chineſiſche Peſtleichen ſind dort auf der Straße gefunden worden.
Täglich treffen chineſiſche Eiſenbahnarbeiter mit Gepäck ein, ohne
das eine Desinfektion erfolgt. Jn Quangtſchöngſe ſterben täglich
200 Perſonen.

Das Eiſenbahnunglück in Frankreich.
Ueber das ſchwere Eiſenbahnunglück bei Courville, von dem

wir geſtern berichteten, werden noch folgende ſchreckliche
heiten mitgeteilt:

Der Zuſammenſtoß iſt ein furchtbarer r Vier
Wagen ſind vollſtändig zertrümmert und die Gleiſe auf eine
weite Strecke total vernichtet worden. Auch die große Maſchine
des Expreßzuges iſt faſt völlig zertrümmert. Alle Leichen konnten
noch nicht erkannt werden. Einer der Paſſagiere des Expreßzuges
hat bei der Kataſtrophe fünf Mitglieder ſeiner Familie verloren.
Am Orte der Kataſtrophe ſpielen ſich noch fortwährend herz
zerreißende Szenen ab. Der Arzt Dr. Cordon hat bei der
Kataſtrophe auch einen Betrag von 38 000 Franken verloren,
welche Summe ſeine Gattin bei ſich führte. Von dem Gelde iſt;
bis jetzt nichts aufgefunden worden. Einer der Schwerverletzten
iſt ſeinen Verletzungen erlegen. Die Aufräumungsarbeiten wurden
während der ganzen Nacht bei Fackelbeleuchtung durch Soldaten
fortgeſetzt.

Die Schuld an der Kataſtroghe
ſcheint nach den bisherigen Ermittelungen den Stationschef,
von Courville zu treffen. Dieſer hatte dem Lafſtzug, der einezweiſtündige Verſpätung hatte, Order We auf ein dleſervegles
z fahren. Zu dieſem wege kreuzte der Güterzu da Du das
ür den Schnellzug Paris--Breſt beſtimmt iſt. Augen
blick, als der Laſtzug dieſes Gleis kreuzte, ſchoß der Pariſer
Schnellzug wie ein Pfeil in voller Geſ von
80 Klm. heran. Bei dem Zuſammenſtoß wurden die Wagen des
Laſtzuges vollkommen zerſchmettert.
Paris, 15. Februar. Bei dem zweiten Eiſenbahnunfall, der

ſich, wie berichtet bei Viollain ereignete, ſind 2 Perſonen getötet
und außerdem 25 Perſonen verletzt worden.

18 Menſchen erfroren.
Jn der ruſſiſchen Hafenſtadt Kertſch herrſcht furchtbare Kälte.

Unweit der Stadt wurden 18 Perſonen erfroren aufgefunden,
darunter ein Gutsbeſitzer, der auf der Heimfahrt aus ſeinem
Schlitten gefallen und erfroren war.

Kleines Allerlei. Jn der rumäniſchen Stadt Galatz wüteten
vier groize Brände bei furchtbarem Winde und 18 Grad Kälte.
Ganze Hänfſerreihen ſind abgebrannt. 5 Menſchenleben ſind
bei dem Brande umgekommen. Der Materialſchaden iſt enorm.

Jn Lindicken bei Allenſtein ſind drei Kinder eines bei dem
Gutsbeſitzer Forſtrenter beſchäftigten Arbeiters während der Ab
weſenheit der Eltern durch Kohlengas erſtickt. Jn dem Dorfe
Piaskowitſch an der ruſſiſch-ſchleſiſchen Grenze wurden zwei
Gefährte von ruſſiſchen Räubern überfallen. Die
beiden Kutſcher wurden ermordet und die Jnſaſſen ihres ſämt
lichen Bargeldes, gegen 12000 Martk, beraubt.

rege
Letzte Nachrichten.

Verſchleppang der Reichstagswahlen.
Vreslau, 16. Februar. Die Schleſiſche Zeitung will aus abſolut

zuverläſſiger Quelle erfahren haben, daß die Reichstags
wahlen erſt im nächſten Jahre ſtattfinden werden.
Der Termin der Wahlen ſoll ſo ſpät, wie nur irgend möglich,
angeſetzt werden. An eine Auflöſung des jetzigen Reichstages,
die für eine Neuwahl vor dem 25. Januar 1912 notwendig wäre,
habe die Regierung in keinem Augenblicke gedacht.

Die Elſäſſer werden betrogen!
Berlin, 16. Februar. Jn der heutigen Sitzung der Kommiſſion

zur Beratung der elſaß-lothringiſchen Verfaſſungsfrage erklärte
der Staatsſekretär Delbrück, die Beratungen der Kommiſſion
hätten einen Verlauf genommen, wie ſie „von keiner Seite er-
wartet worden ſeien.“ Der Beſchluß der Kommiſſion, Elſaß-
Lothringen als einen ſelbſtändigen Bundesſtaat zu er-
klären, ſei für den Bundesrat von ſo weittragender Bedeutung,
daß er ſeinerſeits zu demſelben erſt Stellung nehmen müſſe.
Namens des Reichskanzlers erſuche er die Kommiſſion, ihre Ve
ratungen bis auf weiteres einzuſtellen.

Ungültige Dreiklaffenwahl.
Berlin, 16. Februar. Die Wahlprüfungskommiſſion des preu

ßiſchen Dreiklaſſenhauſes erklärte in ihrer heutigen Sitzung die
Wahl des Fortſchrittlers Kreitling für ungültig. Die Wahl
erfolgte im 4. Berliner Landtagswahlkreiſe auf Grund falſcher
Liſten.



m

e

Aus friſch eingetroffenem R

Karhonaden
Aller

10 000 und viutfriſhe Sogfischeo.

Kaheljgu e f.
Pfund Pf.

vollſtändig
bratfertig,

feinſter Angelschellfisch 1-3-pfünd. Pfd. 33 Pf.

Auch dem Seefiſchkonſum Fernſtehende,
endlich ihr Vorurteil gegen den Seefiſch fallen
laſſen und einen Verſuch damit machen.
Tag kann die Hausfrau Seefiſch in anderer
Form auf den Tiſch bringen,
die Zubereitung. Kochbücher gratis!
Deutsche Dampffischerei Gerellechaft

m

Laggon nochmals faſt

27.Pfund

ſollten

Jeden

ſo vielſeitig iſt

Größte hochveefischere! bentehamss.
dordsee

Tel. 1275. Große Ulrichſtraße 58

Prompter Verſand nach auswärts. Ve

III Schraplau e
Sonntag den 19.

im „Bürgergarten
bohe öffent

Es laden freundlichſt ein
Der Vorſtand des Arbeiter-Turnvereins und Saſtwirt Müller.

Tel. 1275.
r packung frei.

Fe r buar

Maclenhal

LLEIEEEE

N

ohbet ein

Delitzseh.
Deutscher Tahakarhelter Verband
Sonntag, 19. Februar, abends 8 Vhr im Lindenhof:
Gerunes- Konzert wut darauftogenen Ball

unter gütiger Mitwirkung einiger bewährten Kräftedes Gesang- Vereins „Vorwärts“.
Einen genussreichen Abend versprechend, ladet freunäd-

Der Vorstand.

Achtung! Schwelneflelsch! Achtung
Zusnahwopreise für diese Woche: 7

à Pid. 70 H. Rop-, Leber- u. Scawarienwursl à Pfd. 60 Pl.
Schweineirgen äid. 75 i. fehiciies ſtand ung da
am m Loleiens W F. 80 F.
Sohlackwurst und Salami 1.

Ahackwursl
Mk. Lüles andere wie bekannt.

à Pa. 70 Pl.
à Pl. 70 P.

P. Auhn“s Wursitfabrik, dleariusstr. 13.

u
Zeleuehtungs

billig zu verkaufen.

Gegenstände

lelp2lber Turm.

ſache Inſer Vdenſee

Einziges Spezialgeſchäft am Platze
Jnhaber: Riohard Hummel

nur Magdeburgerftraße 23 (vis-à-vis Walhalla)
empfiehlt bestes Rindfleisch:

ohne Knochen 75--80 Pfg., mit Knochen 60--760 Pfg.

Sämtliche Partoischrifton n denemvfiehlt

6
Knoblauchwurſt

geden Dienstag m

Kobert Hammer,

Für
W ewpfeble

sparsame

h
&w l

Garönert
relges,

geradurgerenaess 15.

Be r
I Je a

S Vas Ihnen wicht gekäli,

Kenner u.

I

wich geräucherte, Plg.
N dechteine (our wirkhch mitR ſ iOstsee- bat

beute o Sonnta kg

Il 1 Pfd.

e JAlbert Knäuse,

Schmeerstrasse 2l.

F

nehme gtets of retour.

Haucsfrauen

Verkauf nur nach

mit

5

Rabatt. S

Leipziger was 2,

Jjägergasse 2.

512 m.
Ang. Konumverein

Nacohtragzur Tagesorbnung r die am
19. Februar ſtattfindende

ordentliche

General Vervanmnlunn

Antrag des Herrn Otto Mehklis
betreffs

Erhöhung der Vorstands-
Gehälter.

Der Aufsiohtsrat.
Jm lPaul Köppel, 2 orſitzender.

Sillige Fleiseh-
Wurst-Offerte l
eng Maſtochſenſleiſch

ohne wen à
30 u. 35

chweineſſeiſch 88 u. 35
Rindsrouladen e à W 909
Gehacktes Rind und

Schweinefleiſch 80,
Pa. Rot, Leber, Schwart.

und Knackwirſt 80,
Spezialitüt:

ff. Fagdleberwurſt 90
Salami- und Schlackwurft 120

hinten 1090
zum Warmmachen

reitag
von 4 UhrBerliner Rot und Leberwürſtchen.

leischermeisteor,Rathausstragse 130.

Spitzkugeln
(Honigk. mit Schokolade) empf.

p. hampe, alt le
b

z erb »chlich, mit Metallbassin.

B. Rätter,

C. P. Ritter
Zollstäbe

Ia. Qualit. 12 4, m. gut. Foder 30

Leipzigerstrasse 90.

Nähr- und Kräſtigungsmittel für
Rekonvaleszenten,
der Nerven, zur Hebung des All-
gemeinbefindens. N. wegend

Schwache Nerven
ſtärken Sie durch

Lecithin
Nervennahrung.

zur Stärkung

Karton Mk.brogerſe ar Fäcler,
unr Ranniſcheftraße 2.

Althee-Bonbon
von großartiger Wirkung

ei Bronehiaſatarrh.
i Pfd. 20 Pfg.

Carl Booch, Breitestr.
Kalbfleiſch s u. 90 und Markt im Turm.

Dieſe Erſparniſſe kommen meiner

Paul

Sangerhausen
Konftwmapden Amöne

Keine teure adenmiete.
Kein Perſonal.

werten Kundſchaft zugute.

Kanzler,Ulrichſtraße 20.

a iprigerstrasse 99.

T

zu älteren Wohnungseinrich-
tungen paſſend.

Garnituren von 50 Mk. an,
eleg. nußb. u. mahag. Büfetts,
Schreibtiſche, Büchertruhen, J

Bücherſchränke, Sofas mit u.
ohne Umb., Vertik. Kleiderſchr.,
Ankleideſchränke, Bettſtellen m.
Matr., Waſchkommoden mit

Spiegel, Stühle, Portieren
u. v. m. verkauft billig

Friedrich Peileke,
Geiſtſtraße 25.

Woher bezlehe Ich

eine gute Zigarre
er

e

0 9dangeeoe
Aus dem Spezialgeschäft
für Zigarren, Zigaretten
Kau- und Schnupftabake

3 J. Sanow, Geiststrasse 5.
Gegrändet 1887.

C IIIIIIIIIIIIIIIII&

ogagsas

rer

Mein Masken-Vorleih-Ge-
sohäaft befindet ſich jetzt Witte
kindſtr. 32, H. I. Frau Jemmler.

Die fiann Cedchichn

des

J beutschen Relches
von Emanuel Wurm.

Preis 1 Mk. Porto 10 Pf.
Zu beziehen durch die

Volks-Buchhandlung,
Halle a. S., Harz 4243.

Mobeltransvorte
R. Weihmann, Bernhardystr. 35.
D Frellag Ahbchtetert

Ae
eden Freita

Gr. Sohlachtofest
bei Otto Rüprioh,

Mittelwache 6

II

an Kräftiger an

Mittagstiseh,

Arbeitsmarkt
Einen jüngeren Sohneider-

m und einenvan Sinn e tun.
Mann, Mitte 50. Jahre, ſuchtfür ſeine kleine Wir rtſchaft kinder-

i Wirtyehatterin.
Dieſelbe muß auch Feldarbeiten
mit verrichten, da 2 Morg. Landvorhanden ſind. Off. unt. V. H. 44
an die Expedit. dieſ. Blatt. erbeten.

Fleißiges, nicht zu junges

Dienstmädchen
für Gaſtwirtſchaft (Parteilokal)

I nach Leipzig gesuoht.
Offerten unter V. H. 43 an

die Expedition dieſes Blattes.

Wohnungs Anzeigen

Schöne Wohnung

kloſett 1.
X Pfännerhöhe 41, b. Hausmann

m. Korr.,
JnnenApril n vermieten

Für Männer
Barchenthemden

25
gross von pt. an

Normalhemden
Arhbeits Hosen

Monteur Anzüge
zu wirklich billigsten Preisen

M. Gottheil,
Gr. Nlausstrasse 9,

C Ecke Oleariusstrasse. 7

Die Klöcter der
Christennhelt.

warbara Vbryk
oder:

Die Kloſtergräuel zu Krakau.
Preis 1 Mk. Porto 20 Pfg.

Klostergräuel.
den Gedenkblättern einer
geweſenen Nonne.

Klöster und Mönohe.
Preis 1.00 Mk. Porto 20 Pfg.

bedeinnice der Hnauivition

Preis 1.25 Mk. Porto 30 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks -Buchhandlung.
Halle a. S., Harz 4243.

Aus

Standesamtliche Nachrichten

I GHalle-Süd (Steinweg 2). 15. Febr.
Aufgeboten: Arbeiter Winkel-

mann und Hanemann(Schützenſtraße 20 und Meckel-
ſtraße 3). Blechſchmied Hilde-
brand und Lina Gentzſch lau
chaerſtraße 46 und Mockau).
Schloſſer Lotſe und M. Hilbrecht
(Buüſchdorf u. Reideburg). Privat
dozent Dr. med. Baumgarten und
Margarete Freeſe (Halle und
Nordl auſen). Gutsbeſitzer Wilke
und F. Trinks (Halle und Liſſen).
Stellmacher Zanke u. E. Lepſchies

Ammendorf und ßleben).
Geſtütswärter Eick und E. Gäde
Wer lle s Da KanzliſtL. Welz v ißenfels).See aler Bauer
und Anna Klimm (Mansfelder-
ſtraße 59 und 25).

Geboren: Architekt Lichtwald
T. (Bugenha agenſtraße 18). Bleilöter Keidtel S. (Delitzſ i 77).
Tiſchler Hachmeiſter (Char
lottenſtraße 23). Oberingenieur
Gränzdörffer S. (Lindenſtr. 89).
Former Hartz S. (Jakobſtr. 44).
Schaffner Sieler T. (Dieskauer-
ſtraße 2).

Geſtorben: Schmiedemeiſters
Kempiak T., 7 J. (Gr. Berlin 12).
Marie Dietrich aus Gerbſtedt,
16 J. (Klinik). Arbeiter Goßrau
aus Markröhlitz, 48 J. (Klinik).
Stad. agr. Roters, 27 (Uhland
ſtraße 1). Maſ iniſten Kramer

hefrau Friederike geb. Braune,
51 J. (Schützenſtr. 18). Bremſers
Stecher S., 3 M. (Anhalterſtr. 8).
Halle Nord (Gr. Brunnenſtr. 38).

5. Februar.
Aufgeboten: Kaufmann el

und Luzia Schuppe (Geiſtſtr. 67
und Gr. Steinſtr. 9).

Eheſchließung: Kaufmann
Scheltze u. Klara Bielaß (Leipzig),
Geboren rbegrr aſe(Gabelsbergerſtr. 20 oſtboten

Chroscinski S. 8).Arbeiter Gaſt (AdvokatenBeſſ. Schlafft. z. v. Melönchihonstr. Al, r. I weg 13).

Weg weiser
Erscheint wöchentlich dreimal. D Ussern Lesern bei Bedarf

217 e e

S

für unsere einkaufenden Abonnenten.
21 242 S D ß J d

zur Beachtung empfohlen. V Erscheint wöchentlich drelmai,

——AUL Ecent J e
4

[Avprahlungsgeschäfte I Eiserne Oefen Kaus- und Küchengerste Kolonialwaren Sohnelderel-Bedarisartikei ſTWeonrs- Von Tapisseorio

M. Thiele, Göbenstr. 1, p.

Brauereien

Christian Glaser, Gr. Klansstr. 24.

F. Lindenhahn, Königstr. 8.5 Cünther, Halle a. S.
Fahrräder u. Nähmaschinen

Honry Klepzig, Reilstr. 2.

K. Kuckenburg, Kann isehestr 72.

3 Honigkachen, Zucerwaren
Schmeer-

frſocrſen Bock, strasse 16.

Rüte und Mützen

Trrem, Konien Flelsehermelster, Wurstfabriken Priedrich Vlietneor. Geiststr. 23.
Richard Wolf, verläng. Königsetr.

Drogen und Farben
Rädler, Rannischestr. 2.Feu Rust jun., Triftstrasse 29.

m. Forramie gegen

August Hangols,

J. Klostermann, Advokatenweg 27.
Franz Kunze, Burgstr. 59.

Merseburger-
strasse 105.

Robert Schäfer, Königstr.
Otto Ulbricht, Bäckerstrasse I.

F. Hennieke, Kl. Ulrichstr. 15.

Hsaen- und Stahlwaren
cm

F. Lindonhahn, Königstr. 8.

BNHandleiterwagen- Fabriken

Theodor ILühr, Leipzigerstr. 34
Oskar Kutscher, MoritzkirchhofErnst Seltmann, Merseburgerstr. p.

Kattee, Kakao, Tee
ErnstOchse, Leipzigerstr. 95.

Kartonagen
W. Schmoit. Wuchererstr. 40.

Kauihäuser

I tr. 87.j. an Bekle r j. Art.

C. Lango sen., Kl. Ulrichstr. 26.

II. Ackermann, Merseburgoerst. 61.

Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32 p.

Hugo Schröter, Hirtenstrasse 14.
Ernst Weinhol Rathausstr. 6.

Teleph. 1093.
Ph. Ziegenspeck, Geiststrasse 32.

Leder handlungen T

Herm. Schmidt, Geiststr. 23.

J Mövel- Magazin
a Hall. Tigchlermstr. ver vo

rieärich hotwann,

F. C. WIsvell, Marktplatz 11.
l. Zengerüine, Schulstr. J.

Spedition, Möveltransport

O. Kästner G0., Brunoswarte 36.
Wilh. Müller, runnenstr. 53.

Vnren- u. Goldwaren
Grosse

Klausstr. 23.
Robert Koch, e
Albert Mennicke, Gr. Steinstr. 62
A. Schküfor, Ueipzigerstr. 92.
A. Woiss, Kleinschmieden 6.

Photographische Atellers Woine u. Fruchtastfio etc.

o. Kinderwagen
Theodor Lübr, Lei ipeigerstr. 94.

nurKlchard Schröder,
Steinwes 17.

Anr die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drud der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Säamil. i. Halle a. S.

R. Xado Nachf., Leipzigerstr. 93.
Nax Künzo], Magäeburgerstr. 59.

le

Franz Bamme, Lindenstr. 56.

Tann Tochnker
Neue Promenade 16,Willy Hude, vis -à-vis Leipz. Turm.

Zigarren handlungen
F. Soldmann, Königstrasse 86.

Julius Wiodemann, Schmeeretr 4.

I Ammendorf I
Sanitäts Drogerie, Inh.: Rich. Giaudho.

Ammendorf Radewell
Halleschestr. 65. Hauptstr. 20.
A. Hermann, Uhrmacher.
0. Probsthayn, Bettf.-Rein.-Anst,
W. Wünschor, Schuhwaren.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 41 Halle a. S., Freitag den 17. Februar 1911 22. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
128. Sitzung. Mittwoch, den 15. Februar 1911, nachmittags 1 Uhr.

Zweite Leſung des Marine Etats.
Die Verhandlung beginnt mit der von den Sozialdemo

kraten beantragten namentlichen Abſtimmung über ihren
Antrag auf Wiedereinſetzung der

Zulagen für die Heizer
im vollen Umfange (720 000 Mk. gegen den von der Kommiſſion
beantragten 400 000 Mk.). Der ſozialdemokratiſche Antrag
wird mit 162 gegen 155 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen
abgelehnt, der Kommiſſionsantrag wird darauf ange-
nommen.

Das Gehalt des Staatsſekretärs wird gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten bewilligt.

Beim Titel Mittlere Kanzleibeamte hat die Kommiſſion drei
Regiſtratoren geſtrichen und dafür drei Regiſtraturaſſiſtenten
ein geſetzt.

Abg. Thünefeld (Ztr.) befürwortet einen von ihm und
dem Abg. Dr. Paaſche (natl.) geſtellten Antrag, die Regie-
rungsvorlage wiederherzuſtellen und bei den Regiſtratoren die
Worte zuzufügen: davon drei künftig wegfallend.

Abg. Noske (Soz.): Jch bitte, dem Antrag v. Thünefeld-
Paaſche nicht ſtattzugeben. Der Vermertk, die Stellen als
tünftig wegfallend zu bezeichnen, iſt wertlos ſind die Stellen
erſt bewilligt, ſo wird man ſpäter immer ſagen, die Stellen
ſind nicht zu entbehren. Man redet von Sparſamkeit und
greift zu den bedenklichſten Mitteln, um zu ſparen. Dann
müſſen wir verlangen, daß auch in den Kanzleien rationell ge-
arbeitet wird. Jn einzelnen Reichsämtern

koſtet ein Vogen Schreibarbeit 5 Mark.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Die Arbeitszeit der Kanzliſten be-
trägt nur 7 Stunden, und dieſelben Leute, welche dieſe geringe
Arbeitszeit zugeſtanden haben, erklären es für Utopiſterei,
wenn für die Arbeiter eine achtſtündige Arbeitszeit verlangt
wird. Jch gönne den Kanzliſten ihre geringe Arbeitszeit, aber
dann muß in dieſen ſieben Stunden auch tüchtig gearbeitet
werden. Daß ſo wenig geleiſtet wird, liegt daran, daß in
den Kanzleien vornehmlich Militäranwarter beſchäftigt
werden, die für dieſe Arbeiten wenig geeignet ſind; junge
Damen leiſten ohne Ueberanſtrengung das Doppelte. (Sehr
wahr! b. d. Soz.)

Der Antrag v. Thünefeld- Paaſche wird abgelehnt.
Eine von der Kommiſſion vorgeſchlagene Reſolution, welche

in den verſchiedenen Reichsämtern eine einheitliche Arbeits-
zeit und eine Verbilligung der Kanzleiarbeiten fordert, wird
angenommen.

Zum Titel Betriebs- und ſonſtige Materialien beantragen
die Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz.) die Annahme einer
Reſolution, in der verlangt wird, daß Arbeiten und Liefe-
rungen für die Marineverwaltung nur an ſolche Firmen ver-
geben werden, die bezüglich der Arbeitsbedingungen die geſetz
lichen Vorſchriften einhalten und ſich vervflichten, auf den Ab-
ſchluß von Tarifverträgen hinzuwirken und daß die Feſtſetzung
oder Neuordnung von Arbeitsbedingungen in den Marine-
betrieben nur unter Mitwirkung der Arbeiterausſchüſſe ge-
ſchieht.

Abg. Hue (Soz.):
Eine ähnliche Reſolution hat der Reichstag auf unſeren

Antrag am 3. Februar 1908 mit überwältigender Majorität
angenommen. Um ſo verwunderlicher iſt es, daß die Budget-
kommiſſion diesmal den von uns geſtellten Antrag, die Ar-
beiterausſchüſſe bei der Feſtſetzung oder Neuordnung der Ar-
beitsbedingungen zur Mitwirkung heranzuziehen, abgelehnt
hat, nachdem die Regierung erklärt hatte, es würde bereits ſo
verfahren. Mein Kollege Severing hat aber t daß
die Mitwirkung der Arbeiterausſchüſſe bei allen Verträgen des
Arbeitsvertrages ausgeſchaltet wird und daß

Eingaben der Arbeiterausſchüſſe
wochenlang, ja monatelang unerledigt liegen bleiben. Deshalb
haben wir die Reſolution nochmals vorgelegt. Weiter ver-

Briefe aus dem Orient.
Konſtantinopel, 5. Februar 1911.

Gelpräche und Eindrücke.
Schneemaſſen liegen über Konſtantinopel, und das Meer iſt

unruhig. Die Viertelſtundefahrt mit dem Lokaldampfer, der
den europäiſchen Stadtteil mit dem aſiatiſchen verbindet, iſt
keine Seereiſe im landläufigen Sinne des Wortes, wer es aber
nicht gewöhnt iſt, holt ſich die Seekrankheit. Schon ſeit zwei
Wochen kämpft die ſüdliche Sonne mit dem Schnee; am Tage
bleibt ſie Sieger, aber kaum daß der Abend ſeine kalten Schat-
ten zu entfalten beginnt, da ſtellt ſich wieder heimtückiſch der
froſtige Feind ein und hüllt während der Nacht Häuſer und
Straßen in eine dicke Schneedecke ein am Tage ſchmilzt der
Schnee, doch nach und nach hat ſich eine harte Kruſte gebildet,
die das holperige Pflaſter mit gefährlichem Glatteis überzogen
hat. Die Straßenhändler verkaufen Stöcke mit ſtarken eiſernen
Spitzen, die es den Paſſanten erleichtern ſollen, die in Gletſcher
verwandelten Straßen zu durcheilen. Die reichen Türken mum-
men ſich in weite Pelze ein; die Armen häufen auf ihrem Kör-
per alle Lumpen zuſammen, die ſie kriegen können, und ihre
phantaſtiſchen Geſtalten, die an die Bilder der napoleoniſchen
Armee auf ihrer Flucht aus Moskau erinnern, drücken ſich
frierend und fiebernd an die Hausmauern.

Schwere Stimmung.
Und das kann in dieſem Augenblick auch gleichſam als Symbol

der politiſchen Situation dienen: Glatteis, Schnee und ſüd-
licher Sonne und Seekrankheit!

Jn die hohen Fenſter des ſtark durchwärmten Sprechzimmers
des Parlaments leuchtet die Sonne draußen flutet majeſtätiſch
die See. Wir ſitzen in Halbkreis in breiten, bequemen Seſſeln,
vor mir die markante Geſtalt eines albaniſchen Politikers.

„Es iſt zu Endel“ Das iſt ſein erſtes Wort, und er wieder
holt es immer wieder. Es iſt zu Ende mit der Türkei!

Der beſagte Führer arbeitet ſeit 20 Jahren an der politiſchen
Umgeſtaltung der Türkei. Er war einer der Pioniere der jung-
türkiſchen Bewegung.

„Nichts, es war alles nichts,“ ſagt er jetzt. „Wenn die
Armenier oder die Albaneſen etwas leiſten, dann kommen die
Türken und nützen es für ſich aus.“

„Man ſagt, dec zwei bis dreitauſend aufſtändiſche Albaneſen
ſich gegenwärtig in Montenegro aufhalten

„Ach was! Nichts! Kaum tauſend!“

langen wir, daß nur an ſolche Firmen Arbeiten und Liefe
rungen vergeben werden, welche die geſetzlichen Vorſchriften
in bezug auf die Arbeitsbedingungen einhalten. Es kommt hier
namentlich die Großeiſeninduſtrie in Betracht. Die vielen
Unglücksfälle in dieſen Betrieben beweiſen, daß keineswegs die
Siſerlcken Vorſchriften erfüllt ſind. Während im ganzen

eutſchland im Bergbau auf tauſend Arbeiter 642 ünfälle

kommen, kommen Bergwerk- undHüttenbezirk
im rheiniſch- weſtfäliſchen

auf 1000 Arbeiter 913 Unfälle.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Das allein beweiſt ſchon, daß dort
die geſetzlichen Schutzvorſchriften keineswegs erfüllt ſind. Wei-
ter verlangen wir, daß die Firmen, welche Arbeiten und Liefe-
rungen erhalten, ſich verpflichten ſollen, auf den

Abſchluß von Tarifverträgen
hin zuwirken. Eigentlich hätte ein ſolcher Antrag doch von
bürgerlicher Seite eingebracht werden müſſen. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Denn Sie ſehen ja die Tarifverträge als Friedens
inſtrument an. Wir ireten für Tarifverträge ein, weil ſie
gegen die andauernde Verſchlechterung der Arbeitsbedingungen
wirken. Gerade bei den Firmen, die für die Marineverwal-
tung liefern, ſind die Löhne beſtändig herabgegangen bei
den für die Heeresverwaltung liefernden Firmen liegt es
übrigens ebenſo. Der Redner zeigt die Verſchlechterung der
Arheitsbedingungen in der Großen Eiſeninduſtrie an einer
Fülle von BVeiſpielen. Aber in den Lieferungspreiſen für die
Marine koment das nicht zum Ansdruck, ſonſt müßten die im
Etat geforderten Summen erheblich niedriger ſein. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Wir hören hier ſtimmungsvolle Reden
über die großartige Entwicklung unſerer herrlichen Marine.
Aber im Kontraſt dazu ſteht die trübſälige Stimmung draußen;
welches Echo die Politik der Mehrheit im Volke gefunden hat,
das beweiſen ja die Nachwahlen. (Zuſt. b. d. Soz.) Die
Rieſenſummen, die wir hier für Militär und Marine be
willigen, kommen den Unternehmern in der Gruoßeiſeninduſtrie
zugute. Alle großen Werke haben die Dividende erhöhen kön-
nen, die Firma Krupp hat in den letzten Jahren einen Gewinn
von 5031 und dann 35 Millionen Mark erzielt. Für die
ſoviel beklagten ſozialen Laſten hat die Firma 131 Millionen
ausgegeben. Aber die eine
Familie Kruvp hat im letzten Jahre 18 Millionen vom Gewinn
erhalten, in den letzten drei Jahren 46,8 Millionen Mark. Der
Arbeiter bevölkerung iſt der ungeheure Zuwachs an National-
reichtum nicht zugute gekommen, der gegen die ſiebziger Jahre
geſtiegene Lohn ſteht in keinem Verhältniſſe zu der in weit
höherem Maße geſtiegenen Verteuerung des ganzen Lebens.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Wir haben allen Anlaß, darauf hin-
zuwirtien, daß

die Ströme von Gold,
die aus den Taſchen der Steuerzahloer geholt werden,
bei ihrem Abfluß aus den Reichskaſſen nicht bloß wenigen
zugute kommen, ſondern ſich auf die breiten Maſſen der Ve-
völkerung verteilen. (Zuſt. b. d. Soz.) Der Segen der Groß-
induſtrie, von dem uns ſo oft erzählt wird. iſt in die Taſchen
weniger Familien gefloſſen; die breite Maſſe hat nur den Un-
ſegen davon. Es iſt wirklich kein unbilliges Verlangen, wenn
die, die an den Reichsausgaben die Hauptlaſt zu tragen haben,
einigermaßen wenigſtens das Jntereſſe ihrer Klaſſe bei den
Reichsbetrieben gewahrt wiſſen wollen. Darum bitte ich um
Annahme unſeres Antrages. (Lebh. Bravo! b. d. Soz.)

Staatsſekretär von Tirpitz: Jch möchte hervorheben, daß
gerade die Firma Krupp ſich vor allen anderen Firmen durch
ihre Arbeiterfürſorge ausgzeichnet. (Lebh. Zuſt. rechts.)
uüeber die Arbeitsverhältniſſe in der Großinduſtrie zu wachen,
iſt Sache der Geſetzgebung der Einzelregierungen und der Ge-
werbeinſpektion, nicht des Reichsmarineamts. Ebenſo kann
die Frage der Tarifverträge und der Zuziehung der Arbeiter-
ausſchüſſe nicht durch ein einzelnes Reſſort, ſondern nur all-
gemein geregelt werden.

Abg. Giesberts (Ztr.) (ſchwer verſtändlich) ſcheint gegen
die vorgeſchlagene Reſolution Bedenken zu haben, die auch nicht
gerade an geeigneter Stelle beantragt ſei, ſich aber für Tarif-
verträge und Arbeiterausſchüſſe auszuſprechen.

W

„Sie haben alſo kein Vertrauen zu der Entwicklung der
Türkei

„Nein! Es iſt zu Ende!“ Er unterſtreicht dieſen Satz,
indem er die Augen ſchließt, den Mund verzieht und mit den
Armen eine deſparate Bewegung macht, die beweiſt, daß tat-
ſächlich rein gar nichts mehr übrig bleibt.

„Und Sie haben auch kein Vertrauen zu der aufſtändiſchen
Bewegung

„Pah! Die Leute hungern.
haben, töten ſie die Soldaten!“

„Was ſoll aber geſchehen
der Regierung wären

Wenn ſie nichts zu eſſen

Was täten Sie, wenn Sie an

„Jn dieſem Augenblick nichts.“
„Was ſind Jhre politiſchen Wünſche
„Wünſche! Jch wünſche einen albaniſchen Staat

aber, ich möchte auch ſo reich ſein, wie Rothſchild, kann ich das
„Gehören Sie zu den chriſtlichen Albaneſen
„Nein, ich bin Muſelmann.“

Das Geſpräch geht weiter mit dem wiederholten Refrain:
„Es iſt zu Ende.“ Dann:

„Europa allein kann es machen, ſonſt iſt es nicht möglich.“
„Die Jtaliener bemühen ſich viel um Albanien. Sie grün-

den Schulen.
„O die Jtaliener! Sie wollen uns italieniſieren!“
„Und was halten Sie von Oeſterreich?“
„Das iſt was anderes. Kennen Sie eine beſondere öſter

reichiſche Sprache? Nein? Na alſo!“
Er ſchlägt ein Bein über das andere, ſein Geſicht verzieht ſich

zu einer mißmutigen Grimaſſe, der Blick gleitet gleichgültig
über das herrliche Schauſpiel des wogenden Meeres draußen
und erliſcht. Das iſt einer, der durch lange Fahrten in den
ſchaukelnden Wogen der Orientpolitik bereits hoffnungslos ge
macht worden iſt.

Jn breiten, ſchwarzen Seidenmänteln, den vielfach um-
ſchlungenen weißen Turban auf dem Kopfe, ſtehen zwei ara-
biſche Deputierte: einer aus Jemen, der andere aus Hedſchas.
Seyed Ahmed-Elkebſi heißt der erſtere, Haſſan-
Scheybi der zweite. Durch Vermittlung des Abgeordneten
von Jeruſalem, Ruhi-beh, früheren türkiſchen Konſul in
Bordeaux, auf deſſen ſehr inſtruktiven Mitteilungen über die
ſozialen Zuſtände in Paläſtina ich noch zurückzukommen ge-
denke, mache ich mich ihnen verſtändlich.

„Die Zuſtände im Jemen“ ſagt Seyed Ahmed-Elkebſi
effendi „ſind nicht ſo bös, wie behauptet wird. Die Sache iſt
lange nicht ſo ſchlimm.“

Während der Rede des Abg. Giesberts ereignet ſich ein Zwi
ſchenfall. Einer der amtlichen Stenographen des Reichstags
ſinkt plötzlich, augenſcheinlich von einem ſchweren Ohnmachts-
anfall betroffen, um. Abg. Giesberts unterbricht ſofort ſeine
Rede, Abgeordnete ſämtlicher Parteien und Herren vom
Bundesratstiſch eilen zur Hilfeleiſtung herbei. Der Kranke
wird fortgetragen Vizepräſident Dr. Schulz ſpricht die Hoff-
nung aus, daß der Anfall ohne ſchwere Folgen ſein möge, und
Abg. Giesberts beendet ſeine Rede.

Abg. Hue (Soz.): Wenn dem Abg. Giesberts nur die Stelle
mißfällt, an der wir unſere Reſolution eingebracht haben, ſo
können wir ja leicht Abhilfe ſchaffen. Auch an den Wort-
laut der Reſolution klammern wir uns nicht ernſtlich; wir
glauben allerdings, daß unſere Faſſung den Vorzug verdient
vor der Reſolution, die 1909 vom Reichstage angenommen
wurde. Die Einwände, die der Staatsſekretär gegen unſere
Reſolution anführte, kann ich nicht als ſtichhaltig anſehen.
Wenn der Staatsſekretär meint, daß man einer Firma darum,
weil man ihr Waren abkauft, doch noch

keine Vorſchriften über ihre Arbeitsbedingungen
machen kann, ſo möchte ich ihn daran erinnern, daß die Shn-,
dikate den ihnen angeſchloſſenen Firmen die allereingehendſten,
Vorſchriften bis in die kleinſten Einzelheiten hinein machen.

Es kann doch nicht Aufgabe des Reichsamts ſein, für
ungemeſſene Kapitalgewinne einzelner

zu ſorgen. Selbſt im Lande der unvbegrenzten Möglichkeiten,
in Amerika, hat man, wie die letzten Wahlen zeigen, allmählich
eingeſehen, daß die Züchtung von Millronären nicht das letzte,
Ziel der Entwicklung iſt.

Staatsſekretär von Tirpitz erklärt, daß er die Rede des
Abg. Hue ſorgfältig durchleſen und das in ihr enthaltene
Material auf ſeine Verwendbarkeit prüfen werde.

Ein Antrag Molkenbuhr verlangt namentliche Ab
ſtimmung über die Reſolution Albre ſcht. Die Abſtimmung
ſoll morgen erfolgen.

Abg. Severing (Soz.): Man hat davon geſprochen, daß
auf den Werften Arbeiterausſchüſſe beſtehen, und der Geh.
Admiralitätsrat Harms hat bei verſchiedenen Gelegenheiten
von der Mitwirkung dieſer Ausſchüſſe ein großes Weſen ge-
macht. Jn Wirklichkeit ſieht es aber mit dieſer Mitwirkung
ſehr windig aus. Die Verwaltung wählt ſich ihre „geeigneten“
Arbeiter ſehr mit Vorſicht aus. Statt der Vertrauensmänner
der Arbeiter ſind es Vertrauensmänner der Ve r
waltung, die in den Ausſchüſſen ſi Sonſt werden die
Ausſchüſſe zur Dekoration, ja, zur Koreentur! (Lebh. Zuſt.
b. d. Soz.)

Der Titel wird bewilligt, desgleichen debattelos eine Reihe
weiterer Titel. Beim „Bekleidungsweſen“ tadelt

Abg. Struve (Vpt.), daß ein Erlaß ergangen ſei, der den
Zahlmeiſter- und Jngenieuraſpiranten erbot, die beſſeren
Plätze im Theater einzunehmen; das ſei ein nicht zu billigender
Ausfluß des Kaſtengeiſtes.

Staatsſekretär v. Tirpitz: Der Erlaß iſt notwendig ge
weſen, weil die Herren ſich in der Benutzung der teuren Plätze
förmlich überboten haben. Der Abg. Struve trägt mit ſeinen
Bemerkungen über Kaſtengeiſt Unzufriedenheit in die Reihen
der Marine.

Abg. Dr. Struve (Vpt.): Damit bin ich in ſehr guterGeſellſchaft, nämlich in der des Staatsſekretärs roß
admirals v. Tirpitz, der für die Streichung der Heizerzulagen
eingetreten iſt. (Sehr richtig! b. d. Vpt.)

Bei den Beſoldungen des techniſchen Perſonals führt
Abg. Dr. Leon hart (Vpt.) darüber Beſchwerde, daß eine

Reihe von Werftbeamten auf Grund ihrer Zeugenausſagen im
Kieler Werftprozeß beſtraft worden ſind, weil ſie es an der
nötigen Aufſicht hätten fehlen laſſen. Das war um ſo unge
rechtfertigter, als das Gericht auf weitere r i
zichtete, weil es bereits überzeugt war, daß es auf dem Alteiſen
hof nicht ſo zugegangen iſt, wie es ſollte. Warum ſind gerade
die als Zeugen vernommenen Beamten herausgegriffen wor
den? Redner verlangt Beamtenausſchüſſe.

Abg. Severing P Der Staatsſekretär wollte geſtern
einen Offizier genannt haben, der nicht für ſeine Untergebenen

auch kaum eines Lächelns enthalten. Nicht ſo ſchlimm?
Schlimm genug! Aber freilich, Seyed Ahmed-Elkebſi-effendi
iſt ein naher Verwandter der Jmam Jahya, des An-
führers der Aufſtändiſchen, und muß ſich in ſeinen Aeußerungen
ſehr in Acht nehmen.

Einer, der nicht auf das Glatteis gezogen werden möchte!

Ein beſcheidenes Zimmer in einem Vororte von Konſtanti
nopel. Ein arabiſcher Journaliſt, deſſen Frau und drei Kin-
der, ein zweiter Araber, ein Bulgare aus Mazedonien, der
während der Revolte des 31. März in der Befreiungsarmee
kämpfte und eine Wunde davontrug, jetzt aber, enttäuſcht, ſich
den Jungtürken abwandte, ein waſchechter Türke und meine
Wenigkeit. Wir unterhalten uns über die politiſche Situation,
und der arabiſche Publiziſt gibt eine Skizze der Geſchichte
Arabiens, aus der ſich ergibt, daß die Arbeiter ſtets und immer
gegen jede zentrale Regierung, durch wen ſie auch vertreten
geweſen ſein mag, einen Kampf bis zum äußerſten geführt
haben. Schon Mohammed wußte, daß mit den nomadiſierenden
Arabern kein dauernder Friede möglich ſei.

Die Frau des Journaliſten hat die deutſche Schule in Beirut
beſucht. Sie ſpricht geläufig deutſch. „Wollen Sie ein deut
ſches Lied hören fragt ſie mich. „Bitte, ja!“ „Sie ſammelt
die Kinder um ſich, und ich vernehme im richtigen Betſchweſter
ton die bekannte ſüßliche Melodie:

O Tannenbaum, o Tannenbaum“ uſw. Dann wird noch
ein arabiſches Lied geſungen mit dem Refrain: „Halleluja,
Amen!“

Kulturarbeit der deutſchen Miſſionen!

Die Meldungen hiefiger Zeitungen über Jemen ſind ſehr
ſpärlich. Sanaga iſt zerniert und die Verebindungen find
abgeſchnitten. Die Regierung iſt ſehr langſam, dürfte wohl
auch ſelbſt nicht genügend informiert ſein. Die Aufſtändiſchen
ſcheinen ſich alle Mühe zu geben, Sanga einzunehmen, noch be
vor die großen Verſtärkungen der Regierungsarmee einge
troffen ſind.

Aus Armenien kommen beruhigende Nachrichten. Es wird
befürchtet, daß die Kurden neue Ueberfälle der armeniſchen Be
völkerung vorbereiten. Der armeniſche Patriarch konferierte
darüber mit dem Miniſter des Jnnern, der energiſche Sicher-
heitsmaßnahmen verſprach.

Der weitere Verlauf des arabiſchen Aufſtandes dürfte auch
auf die Kurden und ſelbſt auf die Revolten in Europa nicht

ohne Einfluß bleiben. Parvus.

r
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ſorge. Jch nenne ihm den Torpedodirektor der Werft in
Wilhelmshaven: Herrn Jſendahl. Dieſer gab Befehle, die das
Leben der Arbeiter auf einem Torpedoboot unmittelbar ge-
ährdeten. Deshalb gab der Hilfswerkführer den Leuten den

at, den Befehl nicht auszuführen. Wütend ſtürzte Herr Jſen-
dahl von der Kommandobrücke herab und herrſchte die Leute an.
weshalb ſie nicht gehorchten. Als man ihm die Gefahr für
Menſchenleben entgegenhielt, erwiderte er:
„Ach was, was ſcheren mich Menſchenleben, Sie haben meine

Befehle auszuführen!“
Die erregten Arbeiter wandten ſich an den Geſchäftsführer des
Metallarbeiterverbandes. Das war ein Fehler, weil auf der
Werft ein Arbeiterausſchuß beſteht. Die Arbeiter beriefen eine
Verſammlung ein und proteſtierten dagegen, daß in eineminduſtriellen Betrieb die Diſgziplin höher ſtehe als Menſchen
leben. Dem Torpedodirektor ſprachen ſie ihr Mißtrauen aus.
Jn der Budgetkommiſſion ſagte der Staatsſekretär, die Ar-
deiter hätten daraufhin ſofort entlaſſen werden können. Aber
auch die Arbeiter hätten nach S 124 G.-O. die Arbeit ſofort ver
laſſen können, weil Gefahr für ihr Leben vorhanden war. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) Nun unterſuchte die Verwaltung, wer von
den Arbeitern an der Verſammlung und der Reſolution be-
teiligt war; 325 Arbeiter wurden ſtrafverſetzt, fünf wurden ge-
tündigt und der Hilfswerftführer nach Danzig verſetzt. Den
fünf Gekündigten wurde als Grund die Beſtimmung der Ar-
beitsordnung angegeben, wonach die Arbeiter nicht ſozialdemo-
kratiſche Agitatoren oder ſonſt Perſonen ſein dürfen, die den
Frieden unter den Arbeitern ſtören. Der beſte Agitator für
die Sozialdemokratie und der einzige Friedensſtörer in dieſem
Fall iſt Herr Jſendahl geweſen, er hätte entlaſſen werden
müſſen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)
Wenn man mit ſolchen Mitteln die Diſziplin aufrechterhalten

will, ſo kann jeder Eſel Torpedodirektor ſein.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Der Arbeiterausſchuß bemühte ſich
dann bei der Oberwerftdirektion um Rückgängigmachung der
Maßnahmen. Die Direktion verlangte die Unterwerfung der
Arbeiter und ein unbedingtes Vertrauensvotum für Herrn
IJſendahl. Das lehnten die Arbeiter in einer von 4000 Arbeitern
deſuchten Verſammlung mit allen gegen ſieben Stimmen ab.
Wie kann man auch einem Manne Vertrauen entgegenbringen,
der die Diſziplin über Menſchenleben ſtellt. (Sehr wahr! b. d.
Soz.) Die Unzufriedenheit, die auf ſolche Weiſe erzeugt wird,
können Sie durch einen Befehl nicht bannen, Herr Staats-
ſekretär. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)

Staatsſekretär v. Tirpitz: Jch habe ſtets den Mut gehabt,
Schuld, wo ſie vorhanden, anzuerkennen und Schuldige preis-
zugeben. Das würde ich auch in dieſem Falle tun, wenn ich
nicht zu einem genau entgegengeſetzten Reſultat gelangt wäre,
als der Vorredner. Der Torpedodirektor Jſendahl ſteht un-
taſtbar da. Er hat durchaus nicht die Worte: „was ſcheren
mich Menſchenleben“, geſprochen. Was er ſagte, war vielmehr
gerade das Gegenteil. (Lebh. Hört, hört!) Vielleicht ſind die
Worte im Lärm falſch verſtanden worden. Wir haben die
Leute, die der Tadelsreſolution zuſtimmten, nur in andere
Reſſorts verſetzt. Das iſt doch eine ſehr milde Maßregel.
(Widerſpruch bei den Soz. Lebh. Zuſtimmung rechts.) Jn der
Verſammlung, in der die Reſolution beſchloſſen wurde, konnten
die Arbeiterausſchußmitglieder nach ihrer eigenen Behauptung
nicht zu Wort kommen, weil ſie mit Bierſeideln bedroht wur-
den. (Lebh. Hört, hört! rechts.) Des Pudels Kern iſt, daß
man die Verwaltung zwingen wollte, vor der Macht der Or-
ganiſation zu weichen und den Torpedodirektor Jſendahl zu
opfern. Aber ich hoffe und bin überzeugt, daß die Staatsge-
walt niemals ſo ſchwach ſein wird. (Lebh. Beifall rechts.)

Abg. Dr. Weber (natlib.) tritt lebhaft für den Torpedo-
direktor ein. Sollte er wirklich' unangebrachte Wendungen ge-
braucht haben, ſo muß man ſie der Situation und der Er-
regung des Augenblicks zugute halten. Jn Kiel wird behaup
tet, daß bei den Rettungsarbeiten beim Unfall des Unterſee-
boots die von zwei Privatwerften angebotene Hilfe zurückge-
wieſen worden iſt. (Bewegung.)

Staatsſekretär v. Tirpitz: Jch halte das für völlig aus
geſchloſſen, will aber nachfragen.

Das Haus vertagt ſich.
Jn einer perſönlichen Bemerkung behält ſich Abg. Sebering

(Soz.) vor, die vielfach ſchiefe und unrichtige Darſtellung des
Staatsſekretärs von den Wilhelmshavener Vorgängen zu
viderlegen.

Nächſte Sitzung Donnerstag 1 Uhr.
Schluß 634 Uhr.

Aus den Nachbarkreiſen.
Zur Ausſperrung in Eilenburg.

Die Arbeiterſchaft Eilenburgs veranſtaltete am Dienstag
wiederum zwei öffentliche Einwohnerverſammlungen, die beide
überfüllt waren. 1800--1900 Teilnehmer in beiden Verſamm-
lungen dürften nicht zu hoch geſchätzt ſein. Referenten waren
die Genoſſen Stille vom Fabrikarbeiterverband und Sachſe
vom Textilarbeiterverband. Das Vorgehen des Eilenburger
Unternehmertums in Gemeinſchaft mit dem Reichsverband,
ſowie deren letzten Schwindeleien wurden einer ſcharfen Kritik
unterzogen. Daß die Unternehmer keine Beilegung der provo-
zierten Bewegung wollen, zeigt das von uns ſchon veröffent-
lichte magiſtratliche Antwortſchreiben, auf die von den Arbeitern
angebahnten Einigungsverſuche. Genoſſe Stille reſumierte
richtig, da eine Schwächung der Geſamtorganiſation durch das
Vorgehen nicht in Frage kommen kann, bleibt nur, daß es
darauf abgeſehen iſt, die Eilenburger Arbeiterſchaft zu treffen
und ſelbige dem Willen des Eilenburger Unternehmertums
bedingungslos unterzuordnen. Deshalb ſei es Pflicht der ge
ſamten Eilenburger Arbeiterſchaft, geſchloſſen hinter den Aus-
geſperrten zu ſtehen und den Kampf, der hier vorläufig gegen
die ungelernten Arbeiter geführt wird, zu den ihrigen zu
machen. Folgende Reſolution wurde in beiden Verſammlungen
einſtimmig angenommen:

„Die von ungefähr 1500 Arbeitern und Arbeiterinnen be-
ſuchten Einwohnerverſammlungen proteſtieren auf das Ent-
ſchiedenſte gegen die in letzter Zeit von ſeiten des Arbeit-
geberverbandes, des ſogenannten nationalen Arbeitervereins
in Gemeinſchaft mit dem Reichsverband frei erfundenen Un-
wahrheiten. Die Anweſenden erklären, daß dieſe Unwahr-
heiten durch oben Genannte nur ausgebracht wurden, um
der Oeffentlichkeit gegenüber das brutale Vorgehen des hie-
ſigen Unternehmertums zu entſchuldigen. Die am Kampfe
Beteiligten verſprechen, ſich durch derartige unſaubere Mani-
pulationen nicht ihrreführen zu laſſen und den Kampf um
das Koalitionsrecht aufzunehmen und mit Hilfe der geſam-
ten Eilenburger Arbeiterſchaft, ſowie des anſtändigen
Bürgertums ſiegreich zu Ende führen.“

v

(Fortſetzung.)

Die fauſtdicken Lügen, die der Unternehmerklüngel in
Eilenburg über die ganze Aktion verbreitet, ziehen nicht mehr.
Aus den langatmigen Veröffentlichungen iſt die Verlegenheit,
in der ſich die Scharfmacher befinden, deutlich vernehmbar.
Deshalb gibt ein Herr H. (Holzwarth im Organ der Unter-
nehmer der Zelluloidinduſtrie eine an Unwahrhaftigkeit nicht
mehr überbietende Darſtellung der Urſachen des Streiks in
Eilenburg. Es heißt dort:

„Zunächſt lagen doch keinerlei Anzeichen dafür vor, daß
die deutſche Zelluloidfabrik die ihr zugeſchobenen Abſichten
(Einſtellung nur gelber und Entlaſſung der freiorganiſierten
Arbeiter) in die Wirklichkeit umſetzen wolle. Dann aber ſind
die Forderungen der Arbeiter dergeſtalt, daß an eine Ge-
nehmigung derſelben gar nicht gedacht werden kann. Wenn

zum Beiſpiel verlangt wird, daß 4—5 Meiſter und der ſtell
vertretende Direktor entlaſſen werden, ſo iſt das eine Forde
rung, die als unverſchämt noch nicht ſcharf genug kritiſiert
iſt. Ferner iſt es eine ungeheure Zumutung, wenn einer
Fabrik zugemutet wird, lediglich den ihr von der ſozialdemo
kratiſchen Partei präſentierten Arbeitsnachweis zu benutzen,
mit Hilfe deſſen gar bald die letzten nationalen Arbeiter zur
Tür hinausgeekelt worden wären.“

Mit ſolchen Unverſchämtheiten wagt man ſich an die öffent
liche Meinung. Der Meiſterlügner denkt jedenfalls, die Zellu
loidzeitung erſcheint nur alle vier Wochen, ehe dort eine Rich
tigſtellung erzwungen werden kann, iſt der unſaubere Zweck er
reicht. Die Verbandsleitung iſt in der Lage, den Eilenburger
Terroriſten eine Liſte mit Namen von Arbeitern und Arbeite-
rinnen vorzulegen, die die Abſichten der Fabrikleitung am eignen
Leibe verſpürten, weil ſie nicht gelb werden wollten? Wann
und von wem iſt die Forderung auf Entlaſſung des ſtellver-
tretenden Direktors und 4—5 Meiſtern geſtellt worden? Von
den frei organiſierten Arbeitern der Zelluloidfabrik
nichtWer hat die Zumutung an die Fabrikleitung geſtellt, ledig-
lich den ſozialdemokratiſchen Arbeitsnachweis, der übrigens nur
in der üppigen Phantaſie des Herrn Verfaſſers exiſtiert, zu be-
nutzen? Seitens der Organiſation iſt dieſe For-
derung nicht erhoben.

Weiter heißt es in dem Artikel der „Zelluloidinduſtrie“:
„Unſerer Anſicht nach hätten doch die Maſſen in dem Augen-

blick die Situation erfaſſen müſſen, in welchem ihnen offiziell
geſagt wurde: Wir denken nicht daran, die ſozialdemokratiſch
Organiſierten zu entlaſſen. Nehmt eure Kündigung zurück
und alles ſoll vergeben und vergeſſen ſein.“

Wir fragen dazu: Wann, wo, von wem und zu wem iſt das
geſagt worden? Solange das nicht geſagt wird, erklären wir
dieſe Behauptung für eine Lüge, erfunden zu dem Zwecke,
die öffentliche Meinung irre zu führen. Zu keiner Zeit des
Konflitts iſt von der Leitung der Firma eine ſolche Erklärung
offiziell abgegeben worden. Wenn der Verfaſſer ein „Wiſſen-
der' war, ſo muß der Artikel der Zelluloidinduſtrie als ein
gemeiner, ſchmutziger Schurkenſtreich bezeichnet werden. Man
ſieht hieraus, in welcher Weiſe von den Unternehmern ge-
kämpft wird.

Ein günſtiger Wind ſetzte uns in Kenntnis von einem Schrei-
ben, das von der Magdeburgiſchen Zeitung nach Eilenburg
geſandt wurde. Es lautet:

Magdeburg, den 11. Februar 1911.
Titl. Arbeiterverband für Eilenburg u. Umgegend. Eilenburg.

Von der Redaktion unſerer Zeitung erhalten wir Jhr gefl.
Schreiben vom 9. ds. Mts. nebſt Jnſerat betr. „Zur Auf-
klärung“ über die Ausſperrung in Eilenburg“ mit dem Be-
merken zurück, daß dies in den Jnſeratenteil gehört. Wir
empfehlen Jhnen dieſen angelegentlichſt und weiſen darauf
hin, daß die Magdeburgiſche Zeitung als das Hauptblatt
Mitteldeutſchlands im öffentlichen und privaten Leben weit-
gehendſte Beachtung findet und hervorragend geeignet iſt, Jhre
Anzeige zweckdienlichſt zu publizieren.

Wir ſehen Jhrer geſchätzten Nachricht gern entgegen und
zeichnen

Hochachtungsvoll
Hauptexpedition der Magdeburgiſchen Zeitung. Niemann.
Aus dem Schreiben iſt zu erſehen, daß die Herren Gelben mit

ihren im höchſten Grade unwahrhaftigen Darſtellungen auch
nach auswärts gehen wollen.

Am Mittwoch kam ein neuer 25 Mann ſtarker Trupp Ar-
beitswilliger in Eilenburg an. Da die Ausgeſperrten ſchon
vorher von der Ankunft unterrichtet waren, erwartete eine
ganze Anzahl Neugieriger die Schützlinge der Unternehmer.
Hierbei ſpielte ſich ein Vorgang am Bahnhof ab, der ſo recht
charakteriſtiſch zeigt, welch gefährliche Subjekte man hierher
ſchleppt. Ein ankommender Rausreißer ſprang ohne jede Ver-
anlaſſung auf einen auf dem Bahnhof ſtehenden Ausgeſperrten
los, und nur mit Hilfe eines Beamten ſowie der Umſtehenden
gelang es, den Rowdy von ſeinem Vorhaben abzuhalten. Die
Sache dürfte ein gerichtliches Nachſpiel haben, da ſofort Anzeige
erſtattet worden iſt. Jedenfalls hat die Oeffentlichkeit ein
Jntereſſe daran, zu erfahren, aus welchem Material die
Unternehmerſchützlinge beſtehen. Die Bürger und Geſchäfts
leute werden ſich für die ihrer Obhut Empfohlenen beſtens be-
danken. Die Eilenburger Arbeiterſchaft aber iſt ſich der Trag
weite des Kampfes bewußt und wird denſelben mit unver-
mindertem Opfermut fortführen.

Merſeburg. Stadtverordnetenſitzung vom 13. Febr.
Der Vorſteher Grempler gibt zunächſt ein Schreiben bekannt, in
dem um Aufklärung erſucht wird darüber, warum die Tages
ordnung der geheimen Sitzung ſchon in den hieſigen Blättern be-
kannt gemacht worden iſt. Vorſteher Grempler bemerkt, die Tages
ordnung ſei aus Verſehen in die Blätter gelangt, er erwartet,
daß die Preſſe in Zukunft eine Bekanntgabe unterläßt. Die
Stadtv. Wernecke und Julich bemerken, daß Grundſtücks-An- und
Verkäufe recht wohl in öffentlicher Sitzung behandelt werden
können, letzterer glaubt, daß es ſogar ſehr angebracht erſcheint,
wenn derartige Fragen in den Tageszeitungen erörtert werden.
Die Bürgerſchaft habe ein Jntereſſe daran, näheres über ſolche
Projekte zu erfahren. Vorſteher Grempler erklärt, die Punkte,
welche in geheimer Sitzung verhandelt werden ſollen, werden vom
Magiſtrat feſtgeſetzt, er könne dagegen nichts tun. Damit war
dieſe Angelegenheit erledigt. Der Regierungsvpräſident hat eine
Anleihe von 1250000 Mk. zum Ankauf der Dietrichſchen Grund-
ſtücke genehmigt; dieſe ſoll mit 4 Prozent verzinſt und */3 Prozent
amortiſiert werden. An Stelle des Rektors Sehmiſch iſt Mittel
ſchullehrer Hüttel zum Rektor der Volksſchulen gewählt worden.
Das Ortsſtatut betr. Bebauung des Geländes zwiſchen Eiſenbahn,
Bellevue, Lindenſtraße und Weiße Mauer, iſt genehmigt. Die
Tagesordnung wird dann wie folgt erledigt: 1. Die Feſtſtellung
des Haushaltsplanes der Witwen- und Waiſenkaſſe für 1911.
Ausgabe und Einnahme balancieren mit 12974,90 Mk., aus der
Kämmereikaſſe iſt ein Zuſchuß von 3003,63 Mark erforder-
lich. Auf Antrag des Berichterſtatters Stadtv. Eichardt wird
dieſer genehmigt. 2. Feſtſtellung des Haushaltsplanes der
Kämmereikaſſe für 1911. Berichterſtatter Stadtv. Vorſteher
Grempler. Einnahme und Ausgabe balancieren mit 801000 Mk.,
im ganzen iſt eine Mehrausgobe von 49 500 Mark zu ver-
zeichnen. Die Schulden der Stadt haben ſich um 272000 Mk. vermehrt.
Verbraucht ſind davon zum Ankauf des Gotthardtteiches 27 000
Mark, zum Ankauf des Schwickertſchen Feldplanes 63000 Mk.,
zum Ankauf des Schillingerſchen Grundſtückes 20000 Mk. und
endlich des Dietrichſchen Feldplanes 155000 Mk. Die Geſamt-
ſchulden der Stadt betragen 2939119 Mk., das Kapitalvermögen
der Stadt beträgt 227346 Mk. An Steuern und Zuſchlägen ſollen
für 1911 erhoben werden: 170 Proz. Zuſchlag zur Staatsein
kommenſteuer, 185 Proz. Zuſchlag zur Gewerbeſteuer, 200 Proz.
der Grund und Gebäudeſteuer (3 Proz. des gemeinen Wertes)
und 50 Proz. Zuſchlag zur Betriebsſteuer. Die Stadtvv. Elſe und
Scholz bemängeln ungenügendes Sprengen und Pflaſtern der
Straßen auch die Unſitte, Obſtreſte und Papier auf die Straße
zu werfen, wird gerügt und ſchärferes Vorgehen mit Polizeiſtrafen
gefordert. Vom Stadtv. Scholz wird der Ankauf des Gotthardt-
teiches als günſtig für die Stadt bezeichnet. Er empfiehlt noch
den Bau von großen Wohnungen. Stadtv. Vollrath bezeichnet
den Gotthardtteich als Schmerzenskind der Stadt, dieſer würde
noch ſchwere Opfer erfordern, anſtatt 700 Mk. würde man event.
mit 70000 Mk. zu rechnen haben. Stadtv. Günther bemerkt, daß

rößere Sohnungen gebaut würden, wenn feſtſteht, daß eine Ver
egung der Behörden nicht ſtattfindet. Stadtv. Julich regt an,

den Haushaltplan den Stadtverordneten vorher zuzuſtellen, damit
eine beſſere Orientierung möglich ſei. Nicht ein jeder Stadtver-
ordneter könne ſich genügend orientieren, da die Zeit dazu fehlt;
auch ein Verwaltungsbericht muß vorgelegt werden. Was die Ver-
unreinigung der Straßen mit Obſtreſten und Papier betrifft, ſo
müſſen die Lehrer mehr auf die Kinder einwirken, dieſe of die große
Gefahr aufmerkſam machen, denen das Publikum ausgeſetzt iſt.
Gerade hierdurch entſtehen öfters Unglücksfälle. Auf die im Etat
feſtgeſetzten 700 Mk. zur Schlämmung des Gotthardtteiches ein
gehend, bemerkt Redner, daß dieſe in Zukunft jedenfalls nicht
genügen würden der Ankauf des Gotthardteiches ſei ein Fehler,
welcher der Stadt wohl noch teuer zu ſtehen kommen würde. Der
Fiskus ſei jedenfalls froh ihn auf dieſe Art losgeworden zu ſein.
Bezüglich rbauung von großen Wohnungen weiſt Redner auf
das Fehlen von geſunden Arbeiterwohnungen hin, man ſolle ſich
dieſe einmal in den Arbeitervierteln anſehen, da findet man Woh
nungen, die eher einem Stalle als menſchlichen e nunſen ähnlich
ſind. Die Stadt müßte dafür Sorge tragen, daß zum Bauen ge-
ſunder Arbeiterwohnungen billiges Geld zur Verfügung ſteht.
Stadtv. Frauenheim iſt nicht dajür, daß der Haushaltsplan den
Stadtverordneten vorher zur Orientierung zur Verfügung geſtellt
wird, die Druckkoſten würden der Stadt unnötige Auszaben ver-
urſachen. Betreffs Schaffung von kleinen Wohnungen hätten ſich
dazu bis jetzt noch keine Unternehmer gefunden, in eigene Regte
könnte dieſes die Stadt nicht nehmen. Bürgermeiſter Dr. Haacke
ſchließt ſich den Ausführungen des Stadtv. Frauenheim an.

Stadtv. Graul will nicht zugeben, daß Wohnungen Ställen
gleichen, wo dies der Fall wäre, würden ſie erſt von den Mietern
dazu gemacht er gehöre der Geſundheitskommiſſion an und könne
nur von geſunden Wohnungen berichten. Stadtv. Müller bemerkt,
daß in Merſeburg eine ganze Anzahl von Wohnungen vorhanden
wäre, welche volizeilich geſchloſſen werden müßten, wenn auf dieſe
der Ausdruck „Ställe“ gebraucht worden ſei, ſo ſei er berechtigt.
Stadtv.- Vorſteher Grempler erkennt an, daß in der Wohnungs-
frage nicht alles ſo iſt wie es ſein müſſe, der Magiſtrat möge der
Frage des Erbbaurechtes nähertreten. Stadtv. Stollberg wünſcht,
daß in Zukunft bei Beratung des Haushaltsplanes keine andern
Punkte auf die Tagesordnung geſetzt werden. Hierauf wird der
Haushaltsplan für 1911 genehmigt. 3. Entlaſtung der Rechnungen
a) des Altersheims für 1908 (der Zuſchuß beträgt 1276 Mk.), b) der
Schulkaſſe für 1908, Höhere Mädchenſchule (Zuſchuß 15774 Mk.),
Gehobene Schulen (Zuſchuß 44681 Mk.), Volksſchulen (Zuſchuß
71305 Mk.), Katholiſche Volksſchule (Zuſchuß 2575 Mk.), e) des
Volksbades für 1908. Die Entlaſtung ſämtlicher Rechnungen wird
erteilt. 4. Auf Antrag des Stadtv. Dobkowitz werden aus Spar
kaſſenüberſchüſſen 5400 Mk. zur Unterhaltung von 6 Kranken-
pflegerinnen bewilligt. 5. Einrichtung von Unterrichtsränmen für
die Hilfskaſſe im Einquartierungshauſe. Auf Antrag des Stadtv.
Günther werden die Koſten von 2750 Mk. bewilligt. 6. Einſetzung
einer gem. Kommiſſion zur Beratung der Schlachthoffrage Bericht
erſtatter Stadtv. Frauenheim). Die Schlachthoffrage beſchuftigt die
Stadtverordneten ſchon ſeit Jahrzehnten, denn ſchon 1892 wurde
ein Beſchluß gefaßt, der die Mittel bewilligte und den Platz be
ſtimmte; der Beſchluß fand jedoch nicht die Zuſtimmung des
Regierungspräſidenten. Noch mehrere Male haben ſich dann die
Stadtverordneten mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt, es ſind aber
andere Projekte dazwiſchengekommen und der Bau des Schlacht
hofes iſt zurückgedrängt worden.

Redner kann auch jetzt eine unbedingte Notwendigkeit noch nicht
anerkennen, da noch wichtigere Aufgaben zu erfüllen ſind, nämlich
der Bau einer Turnhalle und einer Schule. Er ſei kein Gegner
W Schlachthofes, aber jetzt ſei nicht die genügende Zeit zum
Bauen.

Bürgermeiſter Dr. Haacke iſt für die Wahl einer gemiſchten
Kommſiſſion, welche dieſe Angelegenheit zu prüfen habe, an die
Ausführung ſolle ja nicht ſofort gegangen werden wenn man die
Verhältniſſe des jetzigen Schlachthauſes in Betracht zieht, muß
man zugeben, daß dieſe nicht die beſten ſind. Stadtv. Julich iſt
für die Wahl einer Kommiſſion, aus hygieniſchen und ſanitären
Gründen iſt der baldige Bau eines Schlachthofes geboten. Der
Antrag wurde angenommen. Die Kommiſſion beſteht aus drei
Magiſtratsmitgliedern und aus den Stadtvv. Beyer, alenbe w.
Vollrath, Elſe und Julich. 7. Die Koſtenzuſammenſtellung der
A. E. G. für Ausbau des elektriſchen Leitungsnetzes r die
Zeit vom 1. Oktober 1909 bis 30. September 1910 im Betrage
von 507,67 Mk. werden auf Antrag des Berichterſtatters Teich
mann bewilligt. 8. Die Satzungen der Renkwitz-Stiftung werden
nach Verleſung genehmigt. Dieſe Stiftung muß nach Abzug derSteuer von 5000 Mk. wieder auf die Höhe von 100000 d ge
bracht werden, die Zinſen ſolken zu wohltätigen Zwecken ver
wandt werden. Jn der geheimen Sitzung wurde u. a. be
ſchloſſen, eine Scheune im a und zwei in der Hölleanzukaufen. Ferner wird der Ankauf von Grundſtücken zum
ihr der Brauhausſtraße nach der Unteraltenburg be

oſſen.
Merſeburg. Telephon Nr. 211. Das hieſige Gewerkſchafts-

kartell ſowie der Parteiverein ſind unter Nr. 211 dem hieſigen
Fernſprechnetz angeſchloſſen. Das Telephon ſteht jedem Gewerk
ſchafts- und Parteigenoſſen zur Verfügung und befindet ſich im
Bureau des Metallarbeiter Verbandes (Kaiſer-Wilhelms-Halle),
Halleſcheſtraße 20-26, I.

Mücheln. Beamten zeugen vor Gericht. Der Lager
halter Legel aus St. Ulrich war vom Schöffengericht zu 40 Mk.
Geldſtrafe wegen Beleidigung des Amtsdieners Wiegel verurteilt
worden. Eine gegen dieſes Urteil eingelegte Berufung wurde
von der Strafkammer in Naumburg verworfen. Der Sachverhalt
iſt folgender: Die Straßen in dieſer Gegend ſcheinen in recht
miſerablem Zuſtande zu ſein. An einer Stelle der Straße
St. Ulrich-Eppingen hatte das Regenwaſſer ein tiefes Loch in den
Weg geriſſen. Man hatte aber nichts zur Sicherung des Publi
kums getan, ſo daß eines Nachts von zwei Arbeitern, welche dieſe
Stelle paſſierten, einer in das Loch ſtürzte und wegen Verſtauchung
eines Beines nicht weiter konnte. Sein Kamerad ging zurück, um
Hilfe zu holen, und brachte den Lagerhalter Legel mit einem
Handwagen zur Stelle. Jnzwiſchen war aber der Amtsdiener
Weigel dort vorbeigekommen, hatte den Verunglückten gefragt, ob
er Geld habe, damit er ihn in einer Gaſtwirtſchaft unterbringen
könne. Dieſes Angebot hatte der Verunglückte abgelehnt. Als
Legel mit dem Wagen ankam und denſelben umlenkte, behauptete
der Amtsdiener, Legel habe ihn vor die Bruſt geſtoßen. L. wies
dieſen Vorwurf zurück mit den Worten: „Wenn Sie das ſagen,
dann iſt das Lüge.“ Der Beamte a Jawohl, Sie haben mich
geſtoßen, das nehme ich auf meinen Eid!“ worauf Legel geſagthaben ſoll: „Ach, Sie nehmen noch mehr auf Jhren Eidſ Legel

heſtritt in der Verhandlung dieſe letztere Aeußerung er habe nur
geſagt: „Das machen Sie, wie Sie wollen.“ waren mehrereZeugen geladen, von denen keiner etwas von einem Stoß re en

hatte. Der Amtsdiener blieb aber bei ſeiner Behauptung. Das
Gericht ſah eine tätliche Beleidigung nicht für erwieſen an, ver
warf aber trotzdem die Berufung, weil eine Verbalbeleidigung
vorliege.

Hohenlohe
Hafermehl

let die einzig richtige
Kindernahrung, wo

Muttermilch fehlt. Es verhütet Erbrechen
und Durchfall und hat sich bei englischer

Krankheit vorzüdlich bewährt.
Jedes Paket eonthäAtt Gutsohein

für Sohokolagde.
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